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Gesetzentwurf
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Einsatzes von Verdeckten Ermittlern

und Vertrauenspersonen sowie zur Tatprovokation

A. Problem und Ziel

Der Einsatz Verdeckter Ermittler und von Vertrauenspersonen (V-Personen)
bewegt sich in einem Spannungsverhiltnis von effektiver Strafverfolgung und
rechtsstaatlich gebotener Transparenz und Kontrolle. Hier gilt es durch klar
definierte Einsatzvoraussetzungen einen angemessenen Ausgleich zu schaffen.

Das Ausnutzen von Vertrauen durch V-Personen kann nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) sehr schwerwiegende
Grundrechtseingriffe mit sich bringen (vergleiche BVerfG, Urteil vom 20. April
2016 — 1 BvR 966/09, NJW 2016, Seiten 1781 ff., Randnummer 160). Wie bei
anderen verdeckten MafBnahmen, die die Strafprozessordnung (StPO) vorsieht,
soll daher auch der Einsatz von V-Personen einer anfinglichen und einer
fortlaufenden gerichtlichen Kontrolle unterliegen. Die Erkenntnisse aus
verschiedenen parlamentarischen Untersuchungsausschiissen zum
Nationalsozialistischen Untergrund (kurz NSU genannt) in Bund und Léndern
zeigen die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung fiir die addquate Fiihrung
von V-Personen in der Praxis ebenso auf wie der Fall der sogenannten ,,VPO1*
(Deckname Murat Cem), der V-Person, die knapp 20 Jahre im Bereich der
Strafverfolgung im Einsatz war und unter anderem im Umfeld des spéteren
Attentéters des Anschlags auf den Berliner Breitscheidplatz vom 19. Dezember
2016 agiert hat (vergleiche dazu exemplarisch den Beitrag von Diehl, Lehberger,
Schmid, in: DER SPIEGEL 11/2020, Seiten 8 ff.).

Der FEinsatz von V-Personen durch die Strafverfolgungsbehdrden im
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren ist derzeit — anders als der Einsatz von
Verdeckten Ermittlern (§§ 110a ff. StPO) —nicht ausdriicklich gesetzlich geregelt.
Ihr Einsatz zur Straftataufklarung wird bislang auf die Ermittlungsgeneralklausel
in § 163 Absatz 1 Satz 2 StPO gestiitzt, es gibt daher auch keine ausdriicklichen
Regelungen zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung von
Zielpersonen und Dritten. Die Vorschriften {iber den Einsatz Verdeckter Ermittler
(§§ 110a ff. StPO) finden auf den Einsatz von V-Personen keine entsprechende
Anwendung. So droht die Gefahr, dass durch den Einsatz von V-Personen die
strengeren Vorgaben flir den Einsatz Verdeckter Ermittler umgangen werden
konnten (BMJV (Herausgeber), Bericht der Expertenkommission zur effektiveren
und praxistauglicheren Ausgestaltung des allgemeinen Strafverfahrens und des
jugendgerichtlichen Verfahrens, 2015, Seite 83).
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Die Regelungen zum Kernbereichsschutz miissen unter Beriicksichtigung der
jingeren Rechtsprechung des BVerfG zum Kernbereichsschutz beim Einsatz von
Verdeckten Ermittlern und V-Personen angepasst werden (vergleiche BVerfG,
Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21; Randnummern 100 bis 123).

Beim Einsatz von V-Personen muss deren Identitét geschiitzt werden. In einem
Strafverfahren konnen staatliche Geheimhaltungsinteressen aber mit
gerichtlichen Aufklarungspflichten kollidieren. Auch fiir dieses Spannungsfeld
soll fir den Einsatz von V-Personen ein angemessener Ausgleich durch eine
gesetzliche Regelung gefunden werden.

Bisher gibt es keine Regelung dazu, unter welchen Voraussetzungen Verdeckte
Ermittler und V-Personen Beschuldigte im Zusammenhang mit der Verfolgung
einer Straftat zu strafbarem Verhalten verleiten diirfen. Auch zu den Folgen einer
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation durch Verdeckte Ermittler oder V-Personen
fiir ein Strafverfahren enthilt das deutsche Recht bisher keine Regelungen.

B. Lésung

Die rechtsstaatlichen Rahmenbedingungen fiir den Einsatz von V-Personen
werden gesetzlich konkretisiert und ihre Einsétze einer effektiven, richterlichen
Kontrolle zuginglich gemacht. Da der Einsatz von V-Personen nach der
Rechtsprechung des BVerfG (vergleiche BVerfG, Beschluss vom 16. Dezember
2020 — 2 BVE 4/18 —, BVerfGE 156, 270, Randnummer 100) einen besonders
schwerwiegenden Grundrechtseingriff darstellen kann, werden fiir diese Einséitze
erstmals klare und detaillierte rechtliche Vorgaben geschaffen.

Nicht von dieser Regelung umfasst werden Gewéhrspersonen und Informanten,
deren Identitdt nicht kraft Gesetzes grundsétzlich geheim zu halten ist. Diese
kénnen im Ermittlungsverfahren nur punktuell Unterstiitzung anbieten und
werden von der Behorde auch nicht dauerhaft angeleitet, sind also gerade keine
V-Personen. Die allgemeinen Regelungen sind hier ausreichend.

Die Regelungen zum Kernbereichsschutz werden unter Beriicksichtigung der
neueren Rechtsprechung des BVerfG angepasst (vergleiche BVerfG, Beschluss
vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21; Randnummern 100 bis 123), indem das
bisherige Schutzkonzept in § 100d Absatz1 und 2 StPO durch konkretere
Vorgaben fiir den Einsatz Verdeckter Ermittler und von V-Personen ergénzt wird.

Geregelt werden auflerdem die Voraussetzungen eines zuldssigen Verleitens zu
einer Straftat und die strafprozessualen Folgen einer rechtsstaatswidrigen
Tatprovokation.

C. Alternativen

Als Alternative kommt die Beibehaltung der jetzigen Rechtslage und die weitere
Ausgestaltung durch richterliche Rechtsfortbildung in Betracht.

Allerdings wiirde so das Ziel — einen angemessenen Ausgleich zwischen
effektiver Strafverfolgung und rechtsstaatlich gebotener Transparenz und
Kontrolle zu schaffen — nicht in gleicher Weise erreicht wie durch eine
Kodifizierung. Hierbei ist auch zu beriicksichtigen, dass die gegenwairtige
Rechtsprechung uneinheitlich ist. Insbesondere sind rechtliche Vorgaben zum
Einsatz von V-Personen erforderlich, um den Einsatz von V-Personen als
grundrechtswesentliche Materie rechtssicher zu ermoglichen. Hierdurch kann
auch vermieden werden, dass V-Personen eingesetzt werden, um die gesetzlichen
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Vorgaben zum Einsatz von Verdeckten Ermittlern zu umgehen. Dariiber hinaus
sorgen die Regelungen zu den Voraussetzungen eines zuldssigen Verleitens zu
einer Straftat sowie zur Definition und zu den prozessualen Folgen einer
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation fiir mehr Rechtsklarheit. Die Vorgaben des
Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte werden dahingehend umgesetzt,
dass eine  rechtsstaatswidrige = Tatprovokation immer zu einem
Verfahrenshindernis fithren soll.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fiir den Bund entstehen in der Zollverwaltung fiir das Haushaltsjahr 2024
Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand in Hohe von rund 917 000 Euro und
fiir die folgenden Jahre in Hohe von rund 1 610 000 Euro.

Der Mehrbedarf wird finanziell und stellenmiBig im Kapitel 0813 ausgeglichen.

Etwaiger sonstiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund wird
finanziell und stellenméBig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen.

E. Erfiilllungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand fiir Blrgerinnen und Blirger

Es werden keine Mehrkosten fiir Biirgerinnen und Biirger erwartet.

E.2 Erflllungsaufwand fiir die Wirtschaft
Es werden keine Mehrkosten fiir die Wirtschaft erwartet.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erflllungsaufwand der Verwaltung

Dem Bund entsteht ein einmaliger Erfiillungsaufwand von rund 95 000 Euro so-
wie ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 1 142 000 Euro.

Den Lindern entsteht ein jéhrlicher Erfiillungsaufwand von rund 844 000 Euro.

F. Weitere Kosten

Fiir den Bund entstehen weitere Kosten im justiziellen Kernbereich aufgrund der
Einfiihrung zusétzlicher Richtervorbehalte. Diese diirften insgesamt aufgrund der
geringen Fallzahl bei absehbar niedriger Belastung im Einzelfall zu vernachléssi-
gen sein.

Den Léndern entstehen Mehrkosten im justiziellen Kernbereich in Héhe von rund
458 000 Euro.



Drucksache 20/11312 —4 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
GRUNDGESETZ
DER BUNDESKANZLER

Berlin, 8. Mai 2024

An die

Prasidentin des
Deutschen Bundestages
Frau Barbel Bas

Platz der Republik 1
11011 Berlin

Sehr geehrte Frau Prasidentin,

hiermit Ubersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Einsatzes von Verdeckten

Ermittlern und Vertrauenspersonen sowie zur Tatprovokation
mit Begrundung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages

herbeizufthren.

Federfliihrend ist das Bundesministerium der Justiz.

Der Bundesrat hat in seiner 1043. Sitzung am 26. April 2024 gemaf Artikel
76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie

aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des

Bundesrates ist in der als Anlage 3 beigefligten GegenadulRerung dargelegt.
Mit freundlichen Grufen

Olaf Scholz
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Einsatzes von Verdeckten Ermittlern

und Vertrauenspersonen sowie zur Tatprovokation

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung vom 7. April 1987 (BGBI. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch ...

gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

L.

In der Inhaltsiibersicht werden die Angaben zu den §§ 110b und 110c wie folgt gefasst:
»$ 110b Vertrauensperson

§ 110c Verleiten zu einer Straftat; rechtsstaatswidrige Tatprovokation®.
Dem § 69 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

»(4) Einem Zeugen, dem nach § 68 Absatz 3 gestattet wurde, Angaben zur Identitét nicht oder nur {iber
eine frithere Identitit zu machen, kann gestattet werden, die Auskunft auf Fragen zu verweigern, wenn ein
begriindeter Anlass zu der Besorgnis besteht, dass durch die Beantwortung der Fragen seine Identitdt
offenbart wird und dadurch Leib, Leben oder Freiheit des Zeugen oder einer anderen Person gefdhrdet
werden. Hierauf ist er vor Beginn der Vernehmung zur Sache hinzuweisen.*

§ 101 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 wird nach der Angabe ,,110a,” die Angabe ,,110b,* eingefiigt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,und § 110a‘“ durch die Worter ,,sowie den §§ 110a und 110b* ersetzt.
c) Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 wird wie folgt gedndert:

aa) In dem Satzteil vor Buchstabe a wird die Angabe ,,des § 110a* durch die Worter ,,der §§ 110a
und 110b* ersetzt.

bb) In Buchstabe ¢ werden nach den Wortern ,,der Verdeckte Ermittler die Worter ,,oder die Vertrau-
ensperson‘ eingefligt.

d) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,,Die Benachrichtigung erfolgt, sobald dies ohne Gefidhrdung des Untersuchungszwecks, des Lebens,
der korperlichen Unversehrtheit und der personlichen Freiheit einer Person und von bedeutenden Ver-
mogenswerten, im Fall des § 110a auch der Mdglichkeit der weiteren Verwendung des Verdeckten
Ermittlers sowie im Fall des § 110b auch der Mdoglichkeit der weiteren Verwendung der Vertrauens-
person moglich ist.

§ 101b wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,und 100k Absatz 1 und 2 durch ein Komma und die Worter ,,100k
Absatz 1 und 2 sowie den §§ 110a und 110b* ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefiigt:
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,,Uber die jeweils im vorangegangenen Kalenderjahr angeordneten Mainahmen nach den §§ 110a
und 110b berichtet das Bundesministerium der Justiz dem Deutschen Bundestag jahrlich.*

b) Folgender Absatz 7 wird angefiigt:
,(7) In den Ubersichten iiber MaBnahmen nach den §§ 110a und 110b sind anzugeben:
1. die Anzahl der Verfahren, in denen solche MaBBnahmen angeordnet worden sind;
2. die Anzahl der Anordnungen, unterschieden nach Erst- und Verldngerungsanordnungen;
3. die jeweils zugrundeliegende Anlassstraftat.*

5. Die §§ 110a bis 110c werden wie folgt gefasst:

»$ 110a
Verdeckter Ermittler

(1) Verdeckte Ermittler sind Beamte des Polizeidienstes, die unter einer ihnen verlichenen, auf Dauer
angelegten, verdnderten Identitit (Legende) ermitteln. Sie diirfen unter der Legende am Rechtsverkehr
teilnehmen. Soweit es fiir den Aufbau oder die Aufrechterhaltung der Legende unerlésslich ist, diirfen
entsprechende Urkunden hergestellt, verdndert und gebraucht werden.

(2) Verdeckte Ermittler diirfen zur Aufkldrung von Straftaten eingesetzt werden, wenn zureichende
tatséchliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass eine Straftat von erheblicher Bedeutung begangen worden
ist

1. auf dem Gebiet des unerlaubten Betdubungsmittel- oder Waffenverkehrs, der Geld- oder
Wertzeichenfilschung,

2. auf dem Gebiet des Staatsschutzes (§§ 74a, 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes),
3. gewerbs- oder gewohnheitsméBig oder
4. von einem Bandenmitglied oder in anderer Weise organisiert.

Zur Aufkldrung von Verbrechen diirfen Verdeckte Ermittler auch eingesetzt werden, soweit auf Grund
bestimmter Tatsachen die Gefahr der Wiederholung besteht. Der Einsatz ist nur zuldssig, soweit die
Aufkliarung auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wére. Zur Aufklarung von Verbrechen
diirfen Verdeckte Ermittler auerdem eingesetzt werden, wenn die besondere Bedeutung der Tat den Einsatz
gebietet und andere Mallnahmen aussichtslos wiren.

(3) Der Einsatz eines Verdeckten Ermittlers ist erst nach Zustimmung der Staatsanwaltschaft zuléssig.
Besteht Gefahr im Verzug und kann die Entscheidung der Staatsanwaltschaft nicht rechtzeitig eingeholt wer-
den, so ist sie unverziiglich herbeizufiihren; die MaBnahme ist zu beenden, wenn die Staatsanwaltschaft nicht
innerhalb von drei Werktagen zustimmt. Die Zustimmung ist zu dokumentieren oder zu protokollieren und
zu befristen. Eine Verldngerung ist zuléssig, solange die Voraussetzungen fiir den Einsatz fortbestehen.

(4) Der Zustimmung des Gerichts bediirfen Einsétze,
1. die sich gegen einen bestimmten Beschuldigten richten oder
2. bei denen der Verdeckte Ermittler eine Wohnung betritt, die nicht allgemein zugénglich ist.

Bei Gefahr im Verzug geniigt die Zustimmung der Staatsanwaltschaft. Kann die Entscheidung der Staatsan-
waltschaft nicht rechtzeitig eingeholt werden, so ist sie unverziiglich herbeizufiihren. Die Maflnahme ist zu
beenden, wenn das Gericht nicht innerhalb von drei Werktagen zustimmt. Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt entspre-
chend.

(5) Einsiétze von Verdeckten Ermittlern sind so zu planen und auszufiihren, dass ein Eindringen in den
Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter insoweit ausgeschlossen wird, als sich
dieses mit praktisch zu bewéltigendem Aufwand im Vorfeld vermeiden lasst. Je mehr der Einsatz insgesamt
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von einer Ndhe zum Kernbereich privater Lebensgestaltung geprégt ist, desto eher muss er von vornherein
unterbleiben. Die gezielte Abschopfung von Informationen aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
ist unzuléssig. Dazu zdhlen insbesondere die Begriindung oder die Fortfiihrung einer intimen Beziehung oder
vergleichbar engster personlicher Bindungen zum Zwecke des Aufbaus oder Erhalts einer Vertrauensbezie-
hung mit der Zielperson. Wenn sich wihrend eines Einsatzes tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass
in den Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter eingedrungen wird, muss die kon-
krete MaBnahme unterbrochen werden. Eine Fortfithrung der MaBinahme ist nur zulédssig, wenn und solange
dies zum Schutz von Leben und Leib des Verdeckten Ermittlers oder zur Sicherung des weiteren Einsatzes
des Verdeckten Ermittlers erforderlich ist.

(6) Verdeckte Ermittler diirfen eine Information iiber die Zielperson oder Dritte nicht weitergeben,
wenn diese Information selbst oder die Art und Weise ihrer Erlangung den Kernbereich privater Lebensge-
staltung der Zielperson oder Dritter betreffen. Festgehaltene kernbereichsrelevante Informationen miissen
unverziiglich geloscht oder auf sonstige Weise vernichtet werden. § 100d Absatz 2 gilt entsprechend mit der
Malfigabe, dass auch die Griinde fiir eine Fortfithrung des Einsatzes nach Absatz 5 Satz 6 zu dokumentieren
sind.

(7) Die Identitét des Verdeckten Ermittlers kann auch nach Beendigung des Einsatzes geheim gehalten
werden. Die Staatsanwaltschaft und das Gericht, die fiir die Entscheidung iiber die Zustimmung zu dem
Einsatz zustéindig sind, konnen verlangen, dass die Identitit ihnen gegeniiber offenbart wird. Im Ubrigen ist
in einem Strafverfahren die Geheimhaltung der Identitdt nach Maflgabe des § 96 zuléssig, insbesondere dann,
wenn Anlass zu der Besorgnis besteht, dass die Offenbarung Leben, Leib oder Freiheit des Verdeckten
Ermittlers oder einer anderen Person oder die Mdglichkeit der weiteren Verwendung des Verdeckten
Ermittlers gefahrden wiirde.

(8) Verdeckte Ermittler diirfen unter Verwendung ihrer Legende eine Wohnung mit dem
Einverstindnis des Berechtigten betreten. Das Einverstindnis darf nicht durch ein iiber die Nutzung der
Legende hinausgehendes Vortiuschen eines Zutrittsrechts herbeigefiihrt werden. Im Ubrigen richten sich die
Befugnisse des Verdeckten Ermittlers nach diesem Gesetz und anderen Rechtsvorschriften.

§ 110b
Vertrauensperson

(1) Vertrauenspersonen sind Personen, die keiner Strafverfolgungsbehdrde angehdren und vertraulich
eine Strafverfolgungsbehorde in der Regel auf langere Zeit bei der Aufklarung von Straftaten unter Fithrung
der Strafverfolgungsbehorde unterstiitzen und deren Identitét grundsétzlich geheim gehalten wird.

(2) Vertrauenspersonen diirfen

1. zur Aufklidrung von Straftaten eingesetzt werden, wenn zureichende tatséchliche Anhaltspunkte dafiir
vorliegen, dass eine Straftat von erheblicher Bedeutung begangen worden ist

a) auf dem Gebiet des unerlaubten Betdubungsmittel- oder Waffenverkehrs, der Geld- oder Wertzei-
chenfilschung,

b) auf dem Gebiet des Staatsschutzes (§§ 74a, 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes),
c) gewerbs- oder gewohnheitsmiBig oder
d) von einem Bandenmitglied oder in anderer Weise organisiert,

2. auch zur Aufklarung von Straftaten eingesetzt werden, wenn zureichende tatséchliche Anhaltspunkte
dafiir vorliegen, dass die wiederholte Begehung gleichartiger Straftaten von erheblicher Bedeutung

a) die Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ernsthaft
geféhrdet oder

b) zu einem erheblichen Schaden fiir die Allgemeinheit oder zu einer Schiadigung einer groflen Zahl
von Personen fiihrt.
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Zur Aufklarung von Verbrechen diirfen Vertrauenspersonen auch eingesetzt werden, soweit auf Grund be-
stimmter Tatsachen die Gefahr der Wiederholung besteht. Der Einsatz ist nur zuldssig, soweit die Aufklarung
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wére. Zur Aufkldrung von Verbrechen diirfen Ver-
trauenspersonen aullerdem eingesetzt werden, wenn die besondere Bedeutung der Tat den Einsatz gebietet
und andere Mafinahmen aussichtslos wéren.

(3) Der Einsatz einer Vertrauensperson darf nur auf Antrag der Staatsanwaltschaft durch das Gericht
angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung auch durch die Staatsanwaltschaft getroffen
werden. Kann die Entscheidung der Staatsanwaltschaft nicht rechtzeitig eingeholt werden, so ist sie
unverziiglich herbeizufiihren. Die Mallnahme ist zu beenden, wenn das Gericht nicht innerhalb von drei
Werktagen zustimmt. Die Anordnung ist auf hochstens drei Monate zu befristen. Eine Verldngerung um
jeweils nicht mehr als drei Monate ist zulédssig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung unter
Beriicksichtigung der gewonnenen Ermittlungsergebnisse fortbestehen. Die Anordnung und die
Verldangerung sind zu dokumentieren oder zu protokollieren. In der Begriindung sind jeweils deren
Voraussetzungen und die wesentlichen Abwigungsgesichtspunkte darzulegen. Insbesondere sind
einzelfallbezogen anzugeben:

1.  die Tatsachen, die den Verdacht begriinden, und
2. die wesentlichen Erwdgungen zur Erforderlichkeit und VerhéltnisméafBigkeit des Einsatzes.

(4) Fiir den Einsatz von Vertrauenspersonen gilt § 110a Absatz5 und 6 entsprechend mit der
Maligabe, dass die Strafverfolgungsbehdrde vor der Verwertung der Informationen, die die Vertrauensperson
tibermittelt, priifen muss, ob diese Informationen selbst oder die Art und Weise ihrer Erlangung den
Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter betreffen.

(5) Fiir Vernehmungen von Vertrauenspersonen im Ermittlungsverfahren gelten die §§ 168a und 168b
mit der MafBgabe, dass ein Wortprotokoll erstellt werden soll, soweit hierdurch keine Riickschliisse auf die
Identitdt der Vertrauensperson oder auf geheimhaltungsbediirftige Methoden beim Einsatz von
Vertrauenspersonen gezogen werden kénnen.

(6) Eine Person
1. darfnicht als Vertrauensperson eingesetzt werden, wenn
a) sie nicht voll geschéftsfahig ist, insbesondere minderjahrig ist,

b) sie Berufsgeheimnistriager oder mitwirkende Person (§§ 53, 53a) ist, soweit Sachverhalte betroffen
sind, auf die sich das Zeugnisverweigerungsrecht bezieht,

¢) die Geld- oder Sachzuwendungen fiir den Einsatz auf Dauer ihre wirtschaftliche Lebensgrundlage
darstellen,

d) sie an einem Aussteigerprogramm teilnimmt und die Strafverfolgungsbehorde hiervon Kenntnis
hat oder

e) sie Mitglied des Europédischen Parlaments, des Deutschen Bundestages oder eines Landesparla-
ments ist oder Mitarbeiter eines solchen Mitglieds ist;

2. soll nicht als Vertrauensperson eingesetzt werden, wenn

a) ihre kumulative aktive Einsatzzeit als Vertrauensperson insgesamt mehr als zehn Jahre betragt
oder

b) sie fiir einen Nachrichtendienst im Einsatz ist und die Strafverfolgungsbehorde hiervon Kenntnis
hat.

(7) Vor der Entscheidung, ob eine Person in einem Ermittlungsverfahren als Vertrauensperson
eingesetzt wird, ist eine Priifung der Zuverldssigkeit dieser Person und ihrer wirtschaftlichen
Lebensgrundlage vorzunehmen. Im Rahmen der Zuverldssigkeitspriifung soll eine Prognose getroffen
werden, ob sich die Person an die Weisungen der Strafverfolgungsbehorde halten wird, die Vertraulichkeit
wahren wird und die erlangten Informationen wahrheitsgetreu an die Strafverfolgungsbehdrde weitergeben
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wird. Die Zuverldssigkeit der Vertrauensperson ist vom Einsatz an fortlaufend zu {iberpriifen. Ergeben sich
bei der die Vertrauensperson fiihrenden Behorde im Rahmen der Gesamtschau aller fiir eine Beurteilung der
Zuverldssigkeit zur Verfiigung stehenden Informationen begriindete Zweifel an der Zuverléssigkeit, so muss
die Behorde von dem Einsatz der Vertrauensperson absehen. Bei Vorliegen eines der folgenden Kriterien
muss die Auswahl der Vertrauensperson gesondert begriindet werden:

1. aktive Einsatzzeit einer Vertrauensperson von mehr als fiinf Jahren,

2. im Bundeszentralregister eingetragene Verurteilungen der einzusetzenden Person zu Freiheitsstrafen
sowie polizeiliche Erkenntnisse zu der einzusetzenden Person oder

3. Mehrfacheinsétze einer Vertrauensperson.

Zudem sind die von der Vertrauensperson bei einem Einsatz gewonnenen Informationen unverziiglich auf
ihren Wahrheitsgehalt zu priifen.

(8) Der Einsatz einer Vertrauensperson soll beendet werden, wenn bei ihrem Einsatz festgestellt wird,
dass sie

1. wissentlich falsche Informationen an die Strafverfolgungsbehorden gibt,

2. wiederholt vorwerfbar von Weisungen der Staatsanwaltschaft oder ihren im Polizeidienst titigen Er-
mittlungspersonen (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) abweicht oder ihrerseits die Vertraulichkeit
nicht wahrt,

bereits seit mehr als zehn Jahren als Vertrauensperson aktiv im Einsatz ist,

4. fiir einen Nachrichtendienst im Einsatz ist und die Strafverfolgungsbehoérde hiervon Kenntnis erlangt
oder

5. sich im Rahmen des Einsatzes strafbar gemacht hat.

Im Ubrigen ist der Einsatz grundsitzlich zu beenden, wenn festgestellt wird, dass sich die Vertrauensperson
an der aufzuklarenden Tat beteiligt hat. Uber die Griinde, die zur Beendigung des Einsatzes fiihren konnen,
ist die Vertrauensperson vor ihrem Einsatz zu belehren. Die Belehrung ist aktenkundig zu machen.

(9) Die im Polizeidienst titigen Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft (§ 152 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes) sind verpflichtet, die Identitdt der Vertrauensperson auch iiber das Ende des Einsatzes
hinaus geheim zu halten. Die Geheimhaltungspflicht entfdllt, wenn der Einsatz aus einem der in Absatz 8
Satz 1 Nummer 1, 2 oder 5 oder Satz 2 genannten Griinde beendet wird und der Wegfall der Geheimhal-
tungspflicht weder den Untersuchungszweck noch Leib, Leben, Freiheit oder bedeutende Vermdgenswerte
der Vertrauensperson gefihrdet. Uber die Griinde, die zum Wegfall der Geheimhaltungspflicht fithren kon-
nen, ist die Vertrauensperson vor ihrem Einsatz zu belehren. Die Belehrung ist aktenkundig zu machen.

(10) Die Staatsanwaltschaft und das Gericht, die fiir die Entscheidung iiber die Zustimmung zu dem
Einsatz zustindig sind, konnen nur solche Angaben iiber die Vertrauensperson verlangen, die erforderlich
sind, um die Zuldssigkeit des Einsatzes zu tiberpriifen; Angaben iiber die Identitdt der Vertrauensperson
konnen nicht verlangt werden. Das fiir die Durchfithrung der Hauptverhandlung zusténdige Gericht kann
Angaben verlangen, die es ihm ermoglichen, die Vertrauensperson fiir die Hauptverhandlung als Zeuge zu
laden. Im Ubrigen ist in einem Strafverfahren die Geheimhaltung der Identitit nach MaBgabe des § 96
zuléssig, wenn hinreichende Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die Offenbarung Leben, Leib, Freiheit oder
bedeutende Vermogensgiiter der Vertrauensperson oder einer anderen Person oder die weitere Verwendung
der Vertrauensperson gefdhrden wiirde und die genannten Gefahren nicht durch MaBinahmen zum Schutz
des Zeugen in der Hauptverhandlung beseitigt werden konnen.

§ 110c
Verleiten zu einer Straftat; rechtsstaatswidrige Tatprovokation

(1) Verdeckte Ermittler und Vertrauenspersonen diirfen zur Aufkldrung von Straftaten einen
Beschuldigten zu einer Straftat nur dann verleiten, wenn hinreichende Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass
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der Beschuldigte generell zur Begehung von Taten dieser Art bereit ist und das Verleiten ohne erhebliches
Einwirken auf ihn erfolgt. Die Tat, zu der der Beschuldigte verleitet werden soll, muss nach Art und Schwere
in einem angemessenen Verhdltnis zur Tat stehen, derer der Beschuldigte verdachtigt wird, und sie darf
Leben, korperliche Unversehrtheit und personliche Freiheit einer Person nicht gefahrden.

(2) Ein Verleiten zu einer Straftat nach Absatz 1 ist nur zulédssig, wenn die Aufkldrung einer Straftat
ansonsten aussichtslos oder wesentlich erschwert wire. Diese MafBnahme darf nur auf Antrag der
Staatsanwaltschaft durch das Gericht angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung auch
durch die Staatsanwaltschaft getroffen werden. Soweit die Anordnung nicht innerhalb von drei Werktagen
von dem Gericht bestétigt wird, tritt sie auler Kraft.

(3) Provoziert ein Verdeckter Ermittler oder eine Vertrauensperson eine Person rechtsstaatswidrig zu
einer Straftat, sind die Ahndung der Tat und die Anordnung von Mafinahmen wegen der Tat gegeniiber dieser
Person ausgeschlossen. Eine Tatprovokation ist rechtsstaatswidrig, wenn ein Verdeckter Ermittler oder eine
Vertrauensperson in einer dem Staat zurechenbaren Weise erheblich auf eine Person einwirkt, um ihre
Tatbereitschaft zu wecken oder ihre Tatplanung wesentlich zu intensivieren.*

6. Dem § 163 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,,und iiber eine Gestattung nach § 69 Absatz 4,
Auskiinfte auf solche Fragen zu verweigern, durch deren Beantwortung dessen Identitét offenbart wird,
angefiigt.

Artikel 2
Einfiihrungsgesetz zur Strafprozessordnung

Dem Einfithrungsgesetz zur Strafprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer
312-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6b des Gesetzes vom 16. September 2022
(BGBL I S. 1454) gedndert worden ist, wird folgender § ... [einsetzen: ndchste bei der Verkiindung freie
Zahlbezeichnung] angefiigt:

»3 ... [einsetzen: néchste bei der Verkiindung freie Zéhlbezeichnung]

Ubergangsregelung zum Gesetz zur Regelung des Einsatzes von Verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen
sowie zur Tatprovokation

(1) In Féllen, in denen bereits vor dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Ge-
setzes] der Einsatz einer Vertrauensperson begonnen hat oder ihr Vertraulichkeit zugesichert worden ist, ist
§ 110b Absatz 3 der Strafprozessordnung in der vom ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses
Gesetzes] an geltenden Fassung mit der MaB3gabe anzuwenden, dass es einer gerichtlichen Anordnung des Ein-
satzes erst ab dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes plus sechs Monate]
bedarf.

(2) Fir die Berechnung der aktiven Einsatzzeiten nach § 110b Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe a, Absatz 7
Satz 5 Nummer 1 und Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 der Strafprozessordnung in der vom ... [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes] an geltenden Fassung sind lediglich die Zeiten zu beriicksichtigen,
die vor hochstens fiinf Jahren vor dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes]
geleistet worden sind.

(3) Die Berichtspflichten nach § 101b Absatz 1 beziiglich MaBinahmen nach §§ 110a und 110b sowie die
Ubersicht nach § 101b Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 7 der Strafprozessordnung in der vom ...
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes] an geltenden Fassung sind erstmals fiir das
auf den ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes] folgende Berichtsjahr zu
erstellen.*
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Artikel 3
Anderung des Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetzes

In § 10 Absatz 3 des Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetzes vom 11. Dezember 2001 (BGBI. I S. 3510)
das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 10. Dezember 2019 (BGBI. I, S. 2121) geéndert worden ist, wird
die Angabe ,,110b Absatz 3 durch die Worter ,,69 Absatz 4, § 110a Absatz 7 und § 110b Absatz 10 ersetzt.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... [einsetzen: drei Monate nach der Verkiindung] in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

L. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Der Einsatz Verdeckter Ermittler und von Vertrauenspersonen (V-Personen) bewegt sich in einem
Spannungsverhéltnis von effektiver Strafverfolgung und rechtsstaatlich gebotener Transparenz und Kontrolle.
Hier gilt es durch klar definierte Einsatzvoraussetzungen einen angemessenen Ausgleich zu schaffen.

Das Ausnutzen von Vertrauen durch V-Personen kann nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG) sehr schwerwiegende Grundrechtseingriffe mit sich bringen (vergleiche BVerfG, Urteil vom 20. April
2016 — 1 BvR 966/09, NJW 2016, Seite 1781 ff., Randnummer 160). Wie bei anderen verdeckten Mafinahmen,
die die Strafprozessordnung (StPO) vorsieht, soll daher auch der Einsatz von V-Personen einer anfanglichen und
einer fortlaufenden gerichtlichen Kontrolle unterliegen. Die Erkenntnisse aus verschiedenen parlamentarischen
Untersuchungsausschiissen zum Nationalsozialistischen Untergrund (kurz NSU genannt) in Bund und Léndern
zeigen die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung fiir die addquate Fiihrung von V-Personen in der Praxis
ebenso auf wie der Fall der sogenannten ,,VP01“ (Deckname Murat Cem), der V-Person, die knapp 20 Jahre im
Bereich der Strafverfolgung im Einsatz war und unter anderem im Umfeld des spéteren Attentiters des Anschlags
auf den Berliner Breitscheidplatz vom 19. Dezember 2016 agiert hat (vergleiche dazu exemplarisch den Beitrag
von Diehl, Lehberger, Schmid, in: DER SPIEGEL 11/2020, Seite 8 ff.).

Der Einsatz von V-Personen durch die Strafverfolgungsbehorden im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren ist
derzeit — anders als der Einsatz von Verdeckten Ermittlern (§§ 110a ff. StPO) — nicht ausdriicklich gesetzlich
geregelt. Ihr Einsatz zur Straftataufklarung wird bislang auf die Ermittlungsgeneralklausel in § 163 Absatz 1
Satz 2 StPO gestiitzt, es gibt daher auch keine ausdriicklichen Regelungen zum Schutz des Kernbereichs privater
Lebensgestaltung von Zielpersonen und Dritten. Die Vorschriften {iber den Einsatz Verdeckter Ermittler (§§ 110a
ff. StPO) finden auf den Einsatz von V-Personen keine entsprechende Anwendung. So droht die Gefahr, dass
durch den Einsatz von V-Personen die strengeren Vorgaben fiir den Einsatz Verdeckter Ermittler umgangen
werden kénnten [BMJV (Herausgeber), Bericht der Expertenkommission zur effektiveren und praxistauglicheren
Ausgestaltung des allgemeinen Strafverfahrens und des jugendgerichtlichen Verfahrens, 2015, Seite 83].

Die Regelungen zum Kernbereichsschutz miissen unter Beriicksichtigung der jliingeren Rechtsprechung des
BVerfG zum Kernbereichsschutz beim Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen angepasst werden
(vergleiche BVerfG, Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21; Randnummer 100 bis 123).

Beim Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen muss deren Identitit geschiitzt werden. In einem
Strafverfahren konnen staatliche Geheimhaltungsinteressen aber mit gerichtlichen Aufklarungspflichten
kollidieren. Auch fiir dieses Spannungsfeld soll — fiir den Einsatz von V-Personen, fiir den derzeit noch keine
Regelungen bestehen — ein angemessener Ausgleich durch eine gesetzliche Regelung gefunden werden.

Bisher gibt es keine Regelung dazu, unter welchen Voraussetzungen Verdeckte Ermittler und V-Personen
Beschuldigte im Zusammenhang mit der Verfolgung einer Straftat zu strafbarem Verhalten verleiten diirfen. Auch
zu den Voraussetzungen und Folgen einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation durch Verdeckte Ermittler oder
V-Personen fiir ein Strafverfahren enthilt das deutsche Recht bisher keine Regelungen.

Diese werden bislang durch die Rechtsprechung bestimmt. Eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation stellt nach
Ansicht des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte (EGMR) einen Versto3 gegen den Grundsatz des
fairen Verfahrens (Artikel 6 Absatz 1 der Europdischen Menschenrechtskonvention (EMRK)) dar, der einen
umfassenden Ausschluss des so gewonnenen Beweises oder vergleichbare Konsequenzen zur Folge haben muss.
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat diese Félle frither auf Ebene der Strafzumessung gelost. In neueren
Entscheidungen (vergleiche BGH, Urteil vom 4. Juli 2018 — 5 StR 650/17 sowie BGH, Urteil vom 16. Dezember
2021 —1 StR 197/21) hat er jedoch in einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation ein Verfahrenshindernis gesehen.
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Damit hat sich der BGH dem EGMR hinsichtlich der Rechtsfolgen einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation
angendhert und zugleich den EGMR-Urteilen in den Sachen Furcht / Deutschland (Nummer 54648/09, 23.
Oktober 2014) und Akbay u. a. / Deutschland (Nummer 40495/15, Urteil vom 15. Oktober 2020) — hinsichtlich
der Abgrenzung zwischen einer zuldssigen und einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation Rechnung getragen. In
der neueren Rechtsprechung stellen nun sowohl der BGH als auch der EGMR darauf ab, dass sich die
Strafverfolgungsbehdrden bei ihrer Tétigkeit auf ,,weitgehend passive® Ermittlungen beschranken sollen.

Insofern besteht eine gewisse Unsicherheit, wann eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation vorliegt und welche
strafprozessualen Folgen diese hat. In der Literatur wurde vielfach ein Tatigwerden des Gesetzgebers im Bereich
der Tatprovokation gefordert (vergleiche Esser, StV 2021, Seite 383; Jahn/Hiibner, StV 2020, Seite 207;
Jahn/Kudlich, JR 2016, Seite 54). Dies auch mit der Konsequenz, dass die Tatprovokation zwingend ein
Verfahrenshindernis nach sich ziehen soll (Zeyher, NZWiSt 2022, Seite 201).

Im Einzelnen umfasst der Entwurf folgende wesentliche Anderungen:

— Die Anforderungen an den Einsatz von V-Personen werden gesetzlich geregelt. Es wird geregelt, welche
Personen nicht als V-Personen eingesetzt werden diirfen und unter welchen Voraussetzungen Einsitze
grundsitzlich zu beenden sind oder beendet werden sollen. Dariiber hinaus wird geregelt unter welchen
Voraussetzungen, Angaben iiber V-Personen geheim gehalten werden diirfen.

— Es wird im Bereich der Zeugenvernehmung eine neue Regelung zum besseren Schutz der Identitdt von
Zeugen eingefiihrt, die insbesondere auch fiir Verdeckte Ermittler und V-Personen relevant ist.

— Fiir Einsdtze von V-Personen wird ein Richtervorbehalt eingefiihrt und die Einsdtze werden einer
regelméBigen richterlichen Kontrolle unterstellt.

—  Fiir Einsdtze Verdeckter Ermittler und von V-Personen werden Berichtspflichten eingefiihrt.

— Die Regelungen zum Kernbereichsschutz werden unter Beriicksichtigung der Vorgaben des BVerfG
(Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, Randnummern 100 bis 123) fiir Einsétze Verdeckter
Ermittler erweitert und auf V-Personen erstreckt.

— Die Voraussetzungen eines zuldssigen Verleitens zu einer Straftat werden geregelt. Die
rechtsstaatswidrige Tatprovokation wird definiert und als Rechtsfolge ein von Amts wegen zu
beachtendes Verfahrenshindernis festgelegt.

1I. Alternativen

Als Alternative kommt die Beibehaltung der jetzigen Rechtlage und die weitere Ausgestaltung durch richterliche
Rechtsfortbildung in Betracht:

—  Weder die Voraussetzungen des Einsatzes von V-Personen noch der Schutz der Identitdt von V-Personen
im Strafverfahren werden gesetzlich geregelt.

— Es wird keine Regelung zu den Voraussetzungen eines zuldssigen Verleitens zu einer Straftat sowie zur
Definition und den prozessualen Folgen einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation geschaffen.

Allerdings wiirde so das Ziel — einen angemessenen Ausgleich zwischen effektiver Strafverfolgung und
rechtsstaatlich gebotener Transparenz und Kontrolle zu schaffen — nicht in gleicher Weise erreicht wie durch eine
Kodifizierung. Hierbei ist auch zu beriicksichtigen, dass die gegenwértige Rechtsprechung uneinheitlich ist.
Insbesondere sind die rechtlichen Vorgaben zum Einsatz von V-Personen erforderlich, um den Einsatz von V-
Personen rechtssicher zu ermoglichen und rechtsstaatlich auszugestalten. Hierdurch kann auch vermieden werden,
dass V-Personen aufgrund fehlender gesetzlicher Regelungen eingesetzt werden, um die gesetzlichen Vorgaben
zum Einsatz von Verdeckten Ermittlern zu umgehen.

Der Deutsche Richterbund sah zwar im Jahr 2019 keinen Bedarf, die Tatprovokation an sich zu regeln (Deutscher
Richterbund: Vertrauenspersonen und Tatprovokationen: Ergebnisse der Sitzung vom 20. bis 25. November 2017
in Minden / im Auftrag des BMJ, Seite 102). Dariiber hinaus sollte aus Sicht der Kommission auch nicht gesetzlich
geregelt werden, dass eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation zu einem von Amts wegen zu beachtenden
Verfahrenshindernis fiihren kann. Verfahrenshindernisse seien nur in absoluten Ausnahmeféllen angemessen, die
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aber bereits von der Rechtsprechung hinreichend beriicksichtigt wiirden (a.a.0., Seite 105 f.). Die Kommission
schlug stattdessen eine flexible Rechtsfolgenlosung fiir die rechtsstaatswidrige Tatprovokation vor, ndmlich die
ins Ermessen des erkennenden Gerichts gestellte Moglichkeit der Gewédhrung von Strafmilderung nach MalB3gabe
von § 49 Absatz 2 des Strafgesetzbuches (StGB) oder des Absehens von Strafe. Der Vorschlag der Kommission
entspricht damit einer Losung, die zwischen den kontrdren Positionen des EGMR (Tatprovokation als
Verfahrenshindernis/ Ausldser eines Beweisverwertungsverbots) und des BGH/ BVerfG (Tatprovokation als
bloBer Strafmilderungsgrund jenseits von § 49 StGB) vermitteln soll. (a.a.0., Seite 107 ff.) Dieser Ansatz ist
allerdings nicht geeignet, um die Vorgaben des EGMR dahingehend umzusetzen, dass eine rechtsstaatswidrige
Tatprovokation immer zu einem Verfahrenshindernis fithren soll. Das Gleiche gilt fiir den Vorschlag, dass als
Folge einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation ein neuer Einstellungsgrund in Anlehnung an § 9a Absatz 2
Satz 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes geschaffen werden solle, da man sich an der Schnittstelle zwischen
Einstellung und Verfahrenshindernis befinde (Greco, GA 2021, Seite 680).

Dariiber hinaus wurde in der Literatur gefordert, Einschrinkungen der strafprozessualen Folgen einer
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation (,,keine Anwendung bei Delikten gegen Individualrechtsgiiter oder bei
UnverhéltnismaBigkeit (Greco, GA 2021, Seite 681)) einzufiihren. Diese Einschriankung ist nicht erforderlich.
Der Staat muss sich im Bereich der Strafverfolgung grundsitzlich darauf beschrinken, Straftaten aufzukléren.
Wenn der Staat durch eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation dazu verleitet, dass jemand erst eine Straftat
begeht, dann hat der Staat seinen Strafanspruch hinsichtlich der so provozierten Tat verwirkt und ihm fehlt die
»rechtliche Legitimation zur Verhdngung einer Strafe (Jager/ Wolter, in: Systematischer Kommentar; StPO,
§ 110c, Randnummer 10). Hiergegen wird eingewendet, dass diese Argumentation weniger tragfihig sein konnte,
wenn es sich bei der provozierten Tat um eine Tat handelt, bei der andere Personen zu Schaden kommen, zum
Beispiel einen Raub, wenngleich derartige Félle in der Praxis wohl nicht stattfinden diirften (a.a.0.). Diese
Bedenken sind — wenngleich sehr theoretischer Art — nachvollziehbar, allerdings bleibt eine derartige Tat nicht
straffrei, denn die ,,Provokateure kdnnen nach den allgemeinen Regelungen bestraft werden.

1. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus dem Kompetenztitel des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 1 GG
(Gerichtsverfassung, gerichtliches Verfahren).

Iv. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europiischen Union und vilkerrechtlichen Vertrigen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Européischen Union und volkerrechtlichen Vertrdgen, die die Bundesrepublik
Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

V. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
Keine.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im
Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der Agenda 2030 der Vereinten Nationen mit
ihren 17 Zielen fiir nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals — SDGs) dient.

Indem der Entwurf klare Voraussetzungen schafft fiir den Einsatz von V-Personen und das zuldssige Verleiten zu
einer Straftat geregelt und klargestellt wird, dass eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation durch staatliche Stellen
zu einem Verfahrenshindernis fiihrt, soll der Entwurf zur rechtzeitigen Erreichung des Ziels 16 der Agenda 2030
fiir nachhaltige Entwicklung beitragen, ,,Friedliche und inklusive Gesellschaften fiir eine nachhaltige Entwicklung
fordern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermdglichen und leistungsfiahige, rechenschaftspflichtige und
inklusiver Institutionen auf allen Ebenen aufbauen®. Denn dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt in Zielvorgabe 16.1
,»Alle Formen der Gewalt und die gewaltbedingte Sterblichkeit iiberall deutlich verringern* und in Zielvorgabe
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16.3. ,,.Die Rechtstaatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene zu férdern* und in 16.6. ,,Leistungsfihige,
rechenschaftspflichtige und transparente Institutionen auf allen Ebenen aufzubauen®.

Durch diese Anderung kann das Vertrauen in das rechtsstaatliche Handeln der Strafverfolgungsbehorden gestirkt
werden. Damit folgt der Entwurf den Prinzipien der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ,,(1.) Nachhaltige
Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwenden® sowie ,,(5.)
Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fiir den Bund entstehen in der Zollverwaltung folgende Haushaltsausgaben ohne Erflillungsaufwand:

Haushaltsjahr | 2024 2025 2026 2027
Summe 917 000 € 1610000 € 1610000 € 1610000 €
Einzelplan 08 /
Haushaltsjahr
Planstellen 11 (davon 10

im gehobenen

Dienst., 1 im

mittleren

Dienst)

Der Mehrbedarf wird finanziell und stellenmiBig im Kapitel 0813 ausgeglichen.

Die Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand wurden anhand der beim Zollkriminalamt intern vorliegenden
Statistiken zu Fallzahlen und der erfahrungsgemill jeweils zu erwartenden Zeitansétze ermittelt. Konkrete
Fallzahlen konnen aufgrund der besonderen Sicherheits- und Geheimhaltungserfordernisse in den Bereichen
"Einsatz von verdeckten Ermittlern" und "Fiihrung von Vertrauenspersonen" beim Zollkriminalamt (vergleiche
zum Geheimhaltungsbediirfnis exemplarisch die Ausfithrungen in der: Bundestagsdrucksache 20/9530) nicht
genannt werden.

Etwaiger sonstiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund wird finanziell und stellenméBig im
jeweiligen Einzelplan ausgeglichen.

Die Léander haben keine Zahlen zum Haushaltsaufwand ohne Erfiillungsaufwand geliefert.
4. Erfiillungsaufwand

Fiir die Biirgerinnen und Biirger sowie fiir die Wirtschaft entsteht kein Erfiillungsaufwand.

Fiir die Verwaltung von Bund und Léndern sind Mehrkosten zu erwarten. Dem Bund entsteht ein einmaliger
Erfiillungsaufwand von rund 95 000 Euro sowie ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 1 142 000 Euro. Den
Léndern entsteht ein jéhrlicher Erfiilllungsaufwand von rund 844 000 Euro.

Regelung Mehraufwand

§ 101b StPO — Statistische Berichtspflicht Zusédtzliche Angaben miissen erfasst und vom
Bundesamt fiir Justiz zusammengefasst werden

§ 110a Absatz 5 und 6 StPO-E — Kernbereichs- | Erhohter Planungs-, Bewertungs- und Dokumen-
schutz bei Einsdtzen von Verdeckten Ermittlern tationsaufwand;
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Regelung Mehraufwand

§ 110b Absatz 3 und 10 StPO-E — Richtervorbe- | Zusétzliche Instanz; Antragserfordernis,
halt

§ 110b Absatz 4 in Verbindung mit § 110a Absatz | Erhohter Planungs-, Bewertungs- und Dokumen-
5 und 6 StPO-E — Kernbereichsschutz bei V-Per- | tationsaufwand
sonen Einsatz

§ 110b Absatz 5 StPO-E - Wortprotokoll Erhohter Dokumentationsaufwand
§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe ¢ StPO-E | Eingehendere Priifung der finanziellen Verhélt-
— Ausschlussgrund ,,finanzielle Abhingigkeit* nisse einer (potentiellen) V-Person

§ 110b Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe a StPO-E | Erfassung und Berechnung der kumulativen akti-
— Ausschlussgrund ,,Hochstgrenze* ven Einsatzzeit

§ 110b Absatz 7 StPO-E — Gesonderte Zuverlds- | Erhohter Dokumentationsaufwand
sigkeitspriifung mit Begriindungspflicht

§ 110c StPO-E — Tatprovokation Zusétzlicher Richtervorbehalt; erhohter Planungs-
, Bewertungs- und Dokumentationsaufwand;
Schulungs- und Sensibilisierungserfordernisse

Die Mehraufwénde kdnnen sich ihrem Zeitaufwand und ihrer Intensitdt nach untereinander sehr unterscheiden.
Dies ist insbesondere von der Fallgestaltung, aber auch vom — teils nicht vorhersehbaren — Verhalten der tatver-
déchtigen Personen abhingig. Ein einheitlicher Zeitansatz fiir bestimmte Tétigkeiten ist daher kaum moglich.

Zur Berechnung des zusitzlichen Aufwandes wurden daher die einzelnen auf Grund des Gesetzesentwurfs anfal-
lenden Tétigkeiten zu sinnvollen, auf die neuen Normen bezogenen Falleinheiten zusammengezogen.

Die zu Grunde gelegten Zeitansitze basieren auf Erfahrungswerten beziiglich dhnlicher Tétigkeiten. Da es sich
bei den durch die gesetzlichen Regelungen hinzukommenden Tétigkeiten auch um neue Handlungserfordernisse
handelt, mussten dabei auch Schitzwerte beriicksichtigt werden, um die kiinftige Rechtspraxis angemessen
abzubilden. Konkrete Fallzahlen konnen aufgrund der besonderen Sicherheits- und Geheimhaltungserfordernisse
in den Bereichen ,,Einsatz von Verdeckten Ermittlern* und ,,Fiihrung von Vertrauenspersonen" (vergleiche zum
Geheimhaltungsbediirfnis exemplarisch die Ausfithrungen in der: Bundestagsdrucksache 20/9530) nicht genannt
werden.

Dies wirkt sich bei Bund und Lénder wie folgt aus:
— Erfiillungsaufwand beim Bund

Das Bundesamt fiir Justiz beziffert die Mehrkosten fiir die zusétzlichen statistischen Berichte mit rund 11 000
Euro jahrlich.

Fiir den Bereich des Bundeskriminalamtes ergibt sich durch zusitzliche Begriindungs- und Dokumentationserfor-
dernisse, die erweiterten Vorgaben zum Kernbereichsschutz sowie eine in bestimmten Fillen erweiterte Priifung
von Ausschlussgriinden und der Zuverléssigkeit von V-Personen folgender Mehraufwand:

Jahrlicher Personalaufwand in Hohe von 240 000 €
3,25 Vollzeitdquivalenten im gehobenen Dienst

Einmaliger Sachaufwand 8000 €
Jahrlicher Sachaufwand 20 000 €

Fiir den Bereich des Zolls ergibt sich durch zusétzliche Begriindungs- und Dokumentationserfordernisse, die er-
weiterten Vorgaben zum Kernbereichsschutz sowie eine in bestimmten Féllen erweiterte Priifung von Ausschluss-
griinden und der Zuverldssigkeit von V-Personen folgender Mehraufwand:
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Jahrlicher Personalaufwand 820 000 €
Einmaliger Sachaufwand 87 000 €
Jahrlicher Sachaufwand 51 000 €

— Erfiillungsaufwand der Linder

Im Rahmen der Landerbeteiligung wurden keine genauen Angaben zum Mehraufwand geliefert. Die Zahlen kon-
nen auch nicht aus anderen Quellen erhoben werden, da keine Erfassung stattfindet. Der Mehraufwand wurde
daher anhand von exemplarischen Angaben aus zwei Bundeslédndern fiir die Bereiche statistische Berichtspflich-
ten sowie die Erweiterung der Begriindungs- und Dokumentationserfordernisse, die erweiterten Vorgaben zum
Kernbereichsschutz sowie eine in bestimmten Féllen erweiterte Priifung von Ausschlussgriinden und der Zuver-
lassigkeit von V-Personen zusammengefasst und geschétzt.

Aufgabe Mehraufwand (gerundet)

§ 101b StPO-E - Statische Berichte 53000 €

(zusétzlicher Aufwand fiir 116 Staats-
anwaltschaften in Hohe von je 10 Stun-
den 443,90 €)

Zusitzliche Begriindungs- und Dokumentationserforder- | 791 000 €
nisse, die erweiterten Vorgaben zum Kernbereichsschutz so-
wie eine in bestimmten Fallen erweiterte Priifung von Aus-
schlussgriinden und der Zuverldssigkeit von V-Personen

5. Weitere Kosten

Der Entwurf fiihrt auch zu einem erhdhten Mehraufwand im justiziellen Kernbereich der Lander in Héhe von
rund 458 000 Euro.

Ein personeller Mehraufwand ergibt sich fiir die Staatsanwaltschaften und Gerichte voraussichtlich bei Ermitt-
lungsverfahren in denen V-Personen eingesetzt werden sowie bei Ermittlungsverfahren in denen ein zulédssiges
Verleiten zu einer Straftat nach § 110c Absatz 1 StPO-E angeordnet werden soll, da nunmehr fiir den Einsatz von
V-Personen nach § 110b Absatz 3 StPO-E und fiir das zuldssige Verleiten zu einer Straftat nach § 110c Absatz 3
StPO-E eine gerichtliche Entscheidung eingeholt werden muss. Die Entscheidung ergeht auf Antrag der Staats-
anwaltschatft.

— Weitere Kosten im Bereich des Bundes

Fiir den Bund entstehen aufgrund der Einfithrung zusétzlicher Richtervorbehalte voraussichtlich weitere Kosten
im justiziellen Kernbereich. Diese diirften insgesamt aufgrund der geringen Fallzahl bei absehbar niedriger
Belastung im Einzelfall zu vernachlissigen sein.

— Weitere Kosten im Bereich der Linder

Aufgrund der Einfilhrung zusitzlicher Richtervorbehalte diirften den Léndern folgende weiteren Kosten im
justiziellen Kernbereich entstehen:

Aufgabe Mehraufwand (gerundet)

§ 110b Absatz 3 StPO-E Zusitzliche Antrige durch die | 423 000 €
Staatsanwaltschaften und Anordnungen durch die Gerichte
bei Einsdtzen von V-Personen

§ 110c Absatz 2 StPO-E Zusitzliche Antridge durch die | 35 000 €
Staatsanwaltschaften und Anordnungen durch die Gerichte
bei zuldssigem Verleiten zu Straftaten
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6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen sind inhaltlich geschlechtsneutral und betreffen alle Menschen ungeachtet ihrer sexuellen und
geschlechtlichen Identitit. Im Ubrigen werden die Regelungen des Entwurfs keine Auswirkungen auf
Verbraucherinnen und Verbraucher haben. Demografische Auswirkungen oder Auswirkungen auf die
Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse in Deutschland sind nicht zu erwarten.

VI Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht vorgesehen. Es werden keine neuen Ermittlungsmafinahmen eingefiihrt, vielmehr werden
die gesetzlichen Anforderungen fiir bestehende MafBinahmen konkretisiert. Im Falle der Tatprovokation werden
die Kriterien und die verfahrensrechtlichen Folgen in Umsetzung der Rechtsprechung des EGMR gesetzlich
normiert.

Dariiber hinaus werden fiir den Einsatz von V-Personen und Verdeckten Ermittlern neue Statistikpflichten
geschaffen, die eine kontinuierliche Uberpriifung der MaBnahmen ermdglichen werden. Vorgesehen ist auch, dass
dem Deutschen Bundestag jéhrlich iiber die Einsdtze von V-Personen und Verdeckten Ermittlern berichtet werden
soll. Da die Regelung zum Einsatz von V-Personen (§ 110b StPO-E) einen Erfiillungsaufwand von iiber 1
Millionen Euro auslost, wird diese Regelung spitestens flinf Jahre nach Inkrafttreten hinsichtlich des mit dem
Vorhaben verbundenen Erfiillungsaufwands, auch in den Léndern, evaluiert. Dabei wird die Bundesregierung
untersuchen, wie sich der Erfiillungsaufwand fiir die Umsetzung der neuen Vorgaben entwickelt hat und ob die
Entwicklung des Erfiillungsaufwands in einem angemessenen Verhiltnis zu den festgestellten
Regelungswirkungen steht. Die Evaluierung wird die Frage nach unbeabsichtigten Nebenwirkungen sowie nach
der Akzeptanz und Praktikabilitit der Regelungen einschlieen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Strafprozessordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsiibersicht — StPO)

Nummer 1 beinhaltet Anderungen der Inhaltsiibersicht. § 110b StPO wird durch eine neue Regelung zum Einsatz
von V-Personen ersetzt. § 110c StPO wird durch eine Regelung zum Verleiten zu einer Straftat und zur
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation ersetzt. Daher ist die Inhaltsiibersicht anzupassen.

Zu Nummer 2 ( § 69 Absatz 4 StPO-E - Schutz besonders gefahrdeter Zeugen)

Die Ergénzung des § 69 StPO um einen neuen Absatz 4 dient dem Schutz besonders gefdhrdeter Zeugen, denen
nach § 68 Absatz 3 StPO gestattet wurde, Angaben zur Person nicht oder nur {iber eine frithere Identitit zu
machen. Diese sollen nach § 69 Absatz 4 Satz 1 StPO-E dariiber hinaus auch dadurch geschiitzt werden, dass sie
die wahrheitsgemdfBe Beantwortung von Fragen zur Sache, die Riickschliisse auf ihre Identitdt zulieen,
verweigern konnen. Das ist erforderlich, da auch Fragen zur Sache so gestellt werden kdnnen, dass durch ihre
wahrheitsgemifle Beantwortung Riickschliisse auf die Identitit des Zeugen gezogen werden konnten. Die
Vorschrift dient aber auch dem Interesse des Beschuldigten beziehungsweise Angeklagten.

Denn sie dient auch dem Zweck, dass der gefiahrdete Zeuge iiberhaupt vernommen werden kann und nicht auf
Beweissurrogate  zuriickgegriffen werden muss. Mit der Regelung soll insoweit auch dem
Unmittelbarkeitsgrundsatz (§ 250 StPO) Rechnung getragen werden. Im Falle eines Verdeckten Ermittlers oder
einer V-Person wiirde andernfalls entsprechend § 96 StPO nur durch vollstdndige Sperrung ein Schutz des Zeugen
vor Enttarnung erreicht.

Hierauf ist der Zeuge vor Beginn der Vernehmung zur Sache hinzuweisen, damit der Zeuge sich bei der
Beantwortung der Fragen dieser Mdglichkeit bewusst ist und gegebenenfalls selbst darauf hinwirken kann,
einzelne Fragen nicht beantworten zu miissen. Dadurch wird die Position des Zeugen weiter gestirkt und
verfahrens-rechtlich ein Gleichlauf mit § 68 Absatz 3 StPO erreicht.
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Zu Nummer 3 (Anderung § 101 StPO-E — Verfahrensregelungen)
Die Anderungen in Nummer 3 betreffen die Verfahrensregelungen bei verdeckten MaBnahmen.

Zu Buchstabe a (§ 101 Absatz 1 StPO-E — Anwendbarkeit der Verfahrensregelungen fiir V-
Personen)

§ 101 Absatz 1 StPO wird § 110b StPO ergénzt. Bei § 110b StPO-E (Einsatz von V-Personen) handelt es sich um
eine verdeckte Maflnahme, so dass die Verfahrensregelungen, die bereits fiir andere verdeckte Maflnahmen
bestehen, grundsétzlich auch fiir den Einsatz von V-Personen Anwendung finden sollen.

Zu Buchstabe b (§ 101 Absatz 2 StPO-E - Aktenfiihrung)

§ 101 Absatz2 StPO regelt die Verwahrung von Unterlagen iiber verdeckte Ermittlungsmafinahmen. Die
Vorschrift wird um § 110b StPO-E erginzt. Fiir Entscheidungen und Unterlagen zum Einsatz von V-Personen
gelten damit dieselben Grundsétze wie bei anderen verdeckten MaBnahmen. Auch Niederschriften mit den
Informationen der V-Person, sind wie bei anderen verdeckten MaBinahmen aktenkundig zu machen und zur
Ermittlungsakte zu nehmen, wenn die Voraussetzungen fiir eine Benachrichtigung nach Absatz 5 erfiillt sind.

Zu Buchstabe c (§ 101 Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 StPO-E - Benachrichtigung)

In § 101 Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 StPO wird § 110b StPO-E ergénzt. Damit sind zukiinftig bei dem Einsatz
einer V-Person die Zielperson, erheblich mitbetroffene Personen sowie Personen, deren nicht allgemein
zugingliche Wohnung die V-Person betreten hat, nachtriaglich zu unterrichten, wenn die in § 101 Absatz 4 Satz 2
und 3 bis Absatz7 StPO genannten Bedingungen vorliegen und die Geheimhaltungspflicht der
Strafverfolgungsbehorden gegeniiber der V-Person der Benachrichtigung nicht — oder nicht mehr — entgegensteht.

Zu Doppelbuchstabe aa

In § 101 Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 StPO wird um § 110b StPO-E erweitert. Damit sind zukiinftig auch bei dem
Einsatz einer V-Person die Zielperson, erheblich mitbetroffene Personen sowie Personen, deren nicht allgemein
zugangliche Wohnung betreten wurde, zu benachrichtigen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Aufgrund der Erweiterung des § 101 Absatz 4 Satz 1 Nummer 9 StPO um die V-Person, muss neben dem Ver-
deckten Ermittler nun auch die V-Person im Regelungstext genannt werden.

Zu Buchstabe d (§ 101 Absatz 5 Satz 1 StPO-E — Ausnahmen von der Benachrichtigung)

GemdlB § 101 Absatz5 Satz1 StPO erfolgt die Benachrichtigung erst, sobald dies ohne Gefihrdung des
Untersuchungszwecks, des Lebens, der korperlichen Unversehrtheit und der personlichen Freiheit einer Person
und von bedeutenden Vermdgenswerten moglich ist. Daher kann auch eine mdogliche Gefahrdung der V-Person
dazu fiihren, dass die Benachrichtigung zuriickgestellt werden muss.

Fiir den Einsatz Verdeckter Ermittler sieht § 101 Absatz 5 Satz 1 StPO vor, dass die Benachrichtigung erst
erfolgen muss, wenn die Moglichkeit der weiteren Verwendung nicht mehr durch die Benachrichtigung geféhrdet
wird. § 101 Absatz 5 Satz 1 StPO wird dahingehend ergénzt, dass die Zuriickstellung der Benachrichtigung auch
im Fall des § 110b moglich ist, um die Mdglichkeit der weiteren Verwendung einer V-Person nicht zu gefdhrden.
Die Zuriickstellung ist beim Verdeckten Ermittler bereits nach geltendem Recht erlaubt und in vielen Féllen
geboten, weil dessen Ausbildung, Legendierung und Einschleusung in die kriminelle Szene einen erheblichen
Aufwand erfordern (Henrichs/Weingast, in: Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung , § 101
Randnummer 24). Insbesondere der letztgenannte Punkt (Einschleusen in die kriminelle Szene) und der damit
verbundene Aufwand rechtfertigen es, dass auch im Fall einer V-Person eine Benachrichtigung zunéchst
zuriickgestellt werden kann, um die weitere Verwendung dieser V-Person nicht zu gefihrden. Dadurch soll
verhindert werden, dass die Strafverfolgungsbehdrden in einem anderen Verfahren auf den Einsatz dieser V-
Person verzichten miissen und ihnen keine Alternative zur Verfligung steht, weil V-Personen nicht beliebig
austauschbar sind beziehungsweise oftmals auch nicht geniigend Personen in Frage kommen, um in einer
bestimmten Szene als V-Person eingesetzt zu werden.
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Zu Nummer 4 § 101b StPO - Statistische Erfassung; Berichtspflichten)

Mit der Anderung in Nummer 4 werden die Pflichten eingefiihrt, Einsiitze von Verdeckten Ermittlern und V-
Personen statistisch zu erfassen und dem Deutschen Bundestag iiber die Mafinahmen nach den §§ 110a und 110b
StPO-E auf Grundlage statistischer Angaben zu berichten, wobei die Anonymisierung der Daten durch
umfassende Mafinahmen sichergestellt werden muss.

Zu Buchstabe a (§ 101b Absatz 1 StPO-E - Statistische Erfassung; Berichtspflichten)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 101b Absatz 1 Satz 1StPO-E — Statistische Erfassung)

Indenin § 101b Absatz 1 Satz 1 StPO geregelten Berichtspflichten der Lander und des Generalbundesanwalts an
das Bundesamt fiir Justiz werden MaBnahmen nach den §§ 110a und 110b StPO neu aufgenommen. Einsétze von
Verdeckten Ermittlern und V-Personen zum Zweck der Strafverfolgung werden damit zukiinftig statistisch erfasst
und es werden jihrliche Ubersichten hieriiber erstellt. Wie bei anderen — insbesondere verdeckten — MaBnahmen,
die bereits statistisch erfasst werden, wird dadurch auch fiir diese Art der verdeckten Einsidtze mehr Transparenz
geschaffen. Dariiber hinaus bilden die Daten die Grundlage fiir die Erfiillung der vorgesehenen Berichtspflicht
gegeniibber dem Deutschen Bundestag nach § 110a Absatz4 StPO-E. Die Berichtspflicht ist insofern
Voraussetzung dafiir, dass eine ,,gesetzgeberische Beobachtung der Eignung und Folgen der MaBnahmen*
erfolgen kann (Greco, in: Systematischer Kommentar, StPO, § 101b, Randnummer 1).

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 101b Absatz 1 Satz 3 StPO-E — Bericht an den Deutschen
Bundestag)

Das Bundesministerium der Justiz wird verpflichtet, dem Deutschen Bundestag jahrlich zu berichten. Dadurch
wird sichergestellt, dass die Abgeordneten anhand von anonymisierten Informationen iiber den Einsatz
Verdeckter Ermittler und von V-Personen informiert werden. Die Berichtspflicht dient jedoch nicht dazu, die
RechtméBigkeit einzelner Einsdtze nachtriglich zu kontrollieren, denn dies ist Aufgabe der Gerichte. Vielmehr
soll die Berichtspflicht dem Parlament die Moglichkeit verschaffen, einen Uberblick {iber Umfang, Eignung und
Folgen der Einsdtze Verdeckter Ermittler und von V-Personen zu gewinnen. Es werden keine Vorgaben dazu
gemacht, wie der Deutsche Bundestag die Entgegennahme des Berichts ,,organisiert™. Denkbar wére hier ein
geheim tagendes Gremium des Deutschen Bundestages &hnlich dem Gremium nach §80 des
Zollfahndungsdienstgesetzes.

Zu Buchstabe b (§ 101b Absatz 7 StPO-E — Angaben fiir Statistische Erfassung )

In einem neuen § 101b Absatz 7 StPO-E wird geregelt, welche Angaben zum Einsatz von Verdeckten Ermittlern
und V-Personen statistisch erfasst werden sollen. Diese Statistikpflicht ist sowohl fiir den Einsatz von Verdeckten
Ermittlern als auch fiir den Einsatz von V-Personen neu. Wie bei anderen verdeckten Mal3nahmen, die bereits in
§ 101b StPO benannt sind, dient die Erfassung der Transparenz. Dies ist besonders bei verdeckten Malinahmen
wichtig.

Um die Einsétze abstrakt bewerten zu konnen sind folgende Angaben relevant: die Anzahl der Verfahren, die
Anzahl der Anordnungen, unterschieden nach Erst- und Verldngerungsanordnungen, sowie die zugrundeliegende
Anlasstat. Anhand dieser Informationen ldsst sich erkennen, wie oft Verdeckte Ermittler und V-Personen
eingesetzt werden, ob in einem Verfahren mehrere Einsdtze angeordnet werden, ob die MaBnahmen hiufig
verldngert werden und in welchen Deliktsbereichen beziehungsweise aufgrund welcher Anlasstaten die
Malnahmen angeordnet werden.

Die Statistik bildet auch die Grundlage fiir die Erfiillung der Berichtspflichten gegeniiber dem Deutschen
Bundestag (§ 101b Absatz 3 Satz 4 StPO-E).

Zu Nummer 5 (Anderung der §§ 110a bis 110c StPO-E)
Zu § 110a (Verdeckter Ermittler)

In § 110a StPO-E werden die Regelungen iiber den Einsatz von Verdeckten Ermittlern, die bisher in den §§ 110b
und 110c StPO enthalten waren, zusammengefiihrt. Dies betrifft Regelungen zum Verfahren (bisher § 110b StPO)
und zu den Befugnissen des Verdeckten Ermittlers (bisher § 110c StPO). Neu hinzu kommen in Absatz 5 und 6
Regelungen zum Kembereichsschutz. Die Neustrukturierung erlaubt einen systematischeren Aufbau der
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Regelungen zu Verdeckten Ermittlern. Gleichzeitig schafft sie Platz fiir eine gesetzliche Regelung der V-Personen
und der Tatprovokation in den §§ 110b und 110c StPO-E.

Zu Absatz 1 (§ 110a Absatz 1 StPO-E — Definition)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, die bisherigen § 110a Absétze 2 und 3 StPO werden in Absatz 1
verschoben.

Zu Absatz 2 (§ 110a Absatz 2 StPO-E - Einsatzvoraussetzungen; Straftatenkatalog)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, der Inhalt des bisherigen § 110a Absatz 1 StPO wird in den
neuen Absatz 2 verschoben.

Zu Absatz 3 (§ 110a Absatz 3 StPO-E — Verfahren beim Einsatz eines Verdeckten Ermittler;
Zustimmung der Staatsanwaltschaft)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, der Inhalt des bisherigen § 110b Absatz 1 StPO wird in den
neuen § 110a Absatz 3 verschoben.

Zu Absatz 4 (§ 110a Absatz 4 StPO-E — Verfahren beim Einsatz eines Verdeckten Ermittler;
Richtervorbehalt)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, der Inhalt des bisherigen § 110b Absatz 2 StPO wird in den
neuen § 110a Absatz 4 verschoben.

Zu Absatz 5 (§ 110a Absatz 5 StPO-E — Verfahren beim Einsatz eines Verdeckten Ermittlers
— Kernbereichsschutz)

Der Kernbereich privater Lebensgestaltung setzt aufgrund seines Menschenwiirdebezugs staatlichen Eingriffsbe-
fugnissen absolute Grenzen. Zum Kernbereichsschutz enthédlt das bisherige Recht in § 110a Absatz 1 Satz 5 StPO
einen Verweis auf § 100d Absatz 1 und 2 StPO.

§ 100d StPO bezieht sich auf Mafinahmen nach den §§ 100a bis 100c StPO. Bei diesen handelt es sich um ver-
deckte technische UberwachungsmaBnahmen, namentlich der Telekommunikationsiiberwachung, der Online-
Durchsuchung und der akustischen Wohnraumiiberwachung. Dementsprechend orientiert sich das Konzept des
Schutzes des Kernbereichs privater Lebensgestaltung in § 100d Absatz 1 und Absatz 2 StPO daran, wie mittels
dieser Mafinahmen Informationen erhoben und dadurch in den Kernbereich privater Lebensgestaltung eingedrun-
gen werden kann. Daraus ergeben sich rechtliche Vorgaben fiir die Ebene der Informationserhebung und -verwer-
tung, die beim Einsatz technischer Maflnahmen umzusetzen sind. Der Einsatz Verdeckter Ermittler und von V-
Personen ist aber keine technische Maflnahme, woraus sich Unterschiede zu den Mallnahmen nach den §§ 100a
bis 100c StPO ergeben, die nunmehr — auch hinsichtlich eines gegebenenfalls erforderlichen Abbruchs von Maf3-
nahmen und etwaiger Ausnahmen — ausdriicklich beriicksichtigt werden sollen.

Das BVerfG hat in seinem Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21 aufgezeigt, dass das fiir technische
MaBnahmen konzipierte Schutzkonzept in § 100d Absatz 1 und 2 StPO allein nicht vollstindig geeignet ist, um
beim Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen den Kernbereich privater Lebensgestaltung angemessen
zu schiitzen. Zwar kann es auch beim Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen dazu kommen, dass
Informationen erhoben werden, die kernbereichsrelevant sind, aber ,,[d]ariiber hinaus kann eine Interaktion von
verdeckt Ermittelnden und Vertrauenspersonen mit einer Zielperson unter besonderen Voraussetzungen bereits
als solche den Kernbereich privater Lebensgestaltung beriihren, ohne dass es noch auf den Inhalt der hierdurch
erlangten Informationen ankdme* (BVerfG, Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, GSZ 2023, Seite
98, Randnummer 107). Dies ergibt sich daraus, dass sich der Staat zwischenmenschliche Beziehungen zum Zweck
der Strafverfolgung zu Nutze machen mochte und bereits durch diese Interaktion ein Eindringen in den Kernbe-
reich nicht ausgeschlossen werden kann; zu den Voraussetzungen macht das Gericht ndhere Ausfithrungen: ,,Je-
denfalls wenn zum Aufbau oder zum Erhalt des notwendigen Vertrauensverhéltnisses intime Beziehungen oder
vergleichbar engste personliche Bindungen, die ansonsten nur Familienangehdrige, Partner oder allerengste
Freunde haben, begriindet oder fortgefiihrt wiirden, griffe dies in aller Regel schon deshalb in den Kernbereich
privater Lebensgestaltung der Zielperson ein, weil staatlich veranlasst privateste Beziehungen auf tduschungsbe-
dingter Grundlage entstiinden oder anhielten. Die Zielperson lieBe sich darauf zwar freiwillig ein, wiirde aber im
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privatesten Bereich iiber die Motive oder sogar iiber die Identitét ihres Gegeniibers getiuscht. Bereits dieses irr-
tumsbefangene Eingehen oder Aufrechterhalten allerengster personlicher Beziehungen kann tief in den Kernbe-
reich der privaten Lebensgestaltung eingreifen.” (a.a.0.).

Aufgrund dieser Annahme wurde schon frither gefordert, dass der Kernbereichsschutz beim Einsatz von Verdeck-
ten Ermittlern angepasst werden sollte. Das Konzept solle nicht nur erhebungsbezogen sein, wofiir noch weitere
Griinde angefiihrt wurden: ,,Verallgemeinernd lésst sich nach hiesiger Einschétzung sagen, dass Kontakte hochst-
personlicher Natur von im staatlichen Auftrag agierenden Individuen mit Zielpersonen mit gravierenden Folgen
fiir Letztgenannte ab dem Zeitpunkt des Bekanntwerdens verbunden sein konnen. Die Moglichkeit zusétzlicher
Erkenntnisgewinne ist untrennbar mit dem Enttduschen von hochstpersonlichen Erwartungen beziehungsweise
Gefiihlen verbunden. Entsprechende Verhaltensweisen von ermittelnden Personen konnen — wegen der genannten
Menschenwiirderelevanz ausnahmslos zu vermeidende — nachhaltige einsatz-iiberschieBende Wirkungen entfal-
ten. Diese konnen von der Hemmung in der politischen Entfaltung bis hin zu den ebenfalls oben bereits angefiihr-
ten, tiefgreifenden (psycho-) sozialen Storungen reichen. Insoweit kann der Kernbereich privater Lebensgestal-
tung nicht iberwachungsbezogen geschiitzt werden. Unabdingbar hierfiir ist ein insgesamt ermittlungsbezogenes
Konzept, das namentlich die einer Informationserhebung vorangehenden, vertrauensbildenden Verhaltensweisen
von Ermittlern einbezieht. (Roggan, GSZ 2019, Seite 113).

Dementsprechend sieht § 110a Absatz 5 Satz 1 StPO-E vor, dass Einsétze von Verdeckten Ermittlern so geplant
werden miissen, dass ein Eindringen in den Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter
insoweit ausgeschlossen ist, als sich dieses mit praktisch zu bewéltigendem Aufwand im Vorfeld vermeiden lésst.

Die gezielte Abschopfung von Informationen aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung ist unzuldssig. Da-
her ist beim Einsatz sicherzustellen, dass keine Personen eingesetzt werden, die mit der Zielperson eine intime
Beziehung fiihren, oder zukiinftig aufbauen sollen. Zusétzlich ist sicherzustellen, dass Kontakte zu der Zielperson
mdglichst nicht in einem kernbereichsrelevanten Umfeld stattfinden und die Erfassung von kernbereichsrelevan-
ten Informationen so weit wie moglich ausgeschlossen ist. Hierzu muss vor dem Einsatz eine Prognose getroffen
werden. Ob der Einsatz ausgefiihrt werden kann, muss anhand einer Abwigung entschieden werden. Je mehr der
Einsatz insgesamt von einer Nihe zum Kernbereich privater Lebensgestaltung geprigt ist, desto eher muss er von
vornherein unterbleiben. Dies ergibt sich unmittelbar aus dem Beschluss des BVerfG (BVerfG Beschluss vom 9.
Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, BeckRS 2022, 41609 Randnummer. 111). Das Bundesverfassungsgericht er-
kennt dabei an, dass es kaum vollstindig vermeidbar ist, kernbereichsrelevante Informationen bei einem Einsatz
zu erhalten (BVerfG, a. a. O., Randnummer 112).

Dringt eine Uberwachung in den Kernbereich privater Lebensgestaltung ein, muss sie unverziiglich unterbrochen
werden (§ 110a Absatz 5 Satz 5 StPO-E). Eine Fortfilhrung der MaBnahme ist nur zuldssig, wenn und solange
dies zum Schutz von Leben und Leib des Verdeckten Ermittlers oder zur Sicherung des weiteren Einsatzes des
Verdeckten Ermittlers erforderlich ist (§110a Absatz 5 Satz 6 StPO-E).

Auch hier zeigt sich allerdings ein wichtiger Unterschied zu verdeckten technischen Ermittlungsmafinahmen.
Denn eine Unterbrechung ist nicht in dem Sinne moglich, dass lediglich die technische Maflnahme unterbrochen
oder ein Gerit abgeschaltet wird.

Das Bundesverfassungsgericht fiihrt in seinem Beschluss vom 9. Dezember 2022 (1 BvR 1345/21, BeckRS 2022,
41609 Randnummern 113 bis 115) zum sogenannten Abbruchgebot folgendes aus: ,,Nichtsdestotrotz ist aber
schon auf der Ebene der Datenerhebung der Abbruch der Maflnahme vorzusehen, wenn erkennbar wird, dass eine
Uberwachung in den Kernbereich privater Lebensgestaltung eindringt (Abbruchgebot; vergleiche. BVerfGE 141,
220 (279) [= ZD 2016, 374 mAnm Petri] Randnummer 128 mit weiteren Nachweisen). Grundsétzlich gilt dies
auch bei dem Einsatz von Vertrauenspersonen und verdeckt Ermittelnden. Dann ist jedoch nicht zwangslaufig der
gesamte Einsatz zu beenden. Je nach den konkreten Umstéinden kann es zur Vermeidung eines Eindringens in den
Kernbereich geniigen, dass unter Fortsetzung des Gesamteinsatzes lediglich die kernbereichsrelevante Kommu-
nikation oder Interaktion abgebrochen wird. Allerdings sind Konstellationen vorstellbar, in denen der Einsatz von
Vertrauenspersonen und verdeckt Ermittelnden vor Ort nicht ohne Inkaufnahme erheblicher Nachteile sofort be-
endet werden kann. Verdeckt Ermittelnde und Vertrauenspersonen konnen auf Grund der Art und Weise ihrer
Ermittlung in so nahen Kontakt mit Zielpersonen kommen, dass ein Abbruch der Malinahme sie, ihren weiteren
Einsatz oder ihre kiinftige Verwendung gefdhrden konnte. Sie nutzen das Vertrauen in ihre Person oder in ihre
Identitdt, ihre Motivation und die vermeintliche Vertrauensbeziehung aus, um von einer anderen Person im un-
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mittelbaren Kommunikationsvorgang Informationen zu erlangen, die sie ansonsten nicht erhalten wiirden (ver-
gleiche BVerfG Erster Senat Urteil vom 26. April 2022 — 1 BvR 1619/17 [= ZD 2022, 441 mAnm Schaller/Stro-
scher] Randnummer 338 mit weiteren Nachweisen). Muss die Datenerhebung wegen Eindringens in den Kernbe-
reich vor Ort und unvermittelt abgebrochen werden, kann die Zielperson Verdacht schopfen. Ein sofortiger Ab-
bruch kdnnte zu einer Enttarnung fithren und damit zugleich eine erhebliche Gefahr fiir Leib und Leben der Person
begriinden (vergleiche Dietrich in: Dietrich/Eiffler, HdB des Rechts der Nachrichtendienste, 2017, VI § 2 Rand-
nummer 124; Reichert, Der Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung in den Polizeigesetzen des Bundes
und der Linder, 2015, Seite 135). Insoweit besteht ein Unterschied zu technischen UberwachungsmaBnahmen
wie einer Wohnraumiiberwachung oder einer Telekommunikationsiiberwachung, die im Wesentlichen unbemerkt
abgebrochen werden konnen.

Somit sieht auch das BVerfG, dass es in Ausnahmefillen geboten sein kann, vom sofortigen Abbruch einer Mal3-
nahme abzusehen, selbst wenn dies vorrangig in Betracht gezogen werden muss. Es sind Konstellationen denkbar,
in denen kein unverziiglicher Abbruch moglich ist, insbesondere wenn der sofortige Abbruch zu einer Enttarnung
filhren wiirde und mithin insbesondere Leib oder Leben der eingesetzten Personen gefihrden wiirde, oder ein
ermittlungstechnisches Bediirfnis dahingehend besteht, den weiteren Einsatz dieser Personen zu sichern.

In einer derartigen Situation sollen alle Optionen erdacht werden, die einen Abbruch ermoglichen: ,,Allerdings
miissen Vertrauenspersonen und verdeckt Ermittelnde in kernbereichsrelevanten Einsatzsituationen jede Mog-
lichkeit nutzen, die sich ihnen bietet, um den konkreten Einsatz vor Ort ohne Enttarnung abzubrechen. Es reicht
nicht schon jede bloB abstrakte Mdglichkeit einer Beeintrachtigung der weiteren Verwendung der betreffenden
Vertrauenspersonen und verdeckt Ermittelnden aus, um vom Abbruch abzusehen, sondern die Notwendigkeit
eines solchen Schutzes fiir die weitere Verwendung der betreffenden Person muss konkret darlegbar sein (ver-
gleiche entsprechend zum Absehen von Benachrichtigung BVerfGE 141, 220, 320 Randnummer 261). Bleibt die
Situation kernbereichsrelevant, muss aulerdem die Unterbrechung unverziiglich jedenfalls dann erfolgen, sobald
dies ohne Gefahrdung des Einsatzes oder der Person mdglich ist. Die konkrete Begegnung darf dann nicht etwa
deshalb fortgesetzt werden, weil sie die Offenbarung weiterer ermittlungsrelevanter Informationen verspricht.
Verdeckt Ermittelnde miissen vielmehr alles dafiir tun, die Situation so schnell wie moglich ohne Gefdhrdung des
Einsatzes oder ihrer Person zu beenden. Erforderlich sind in jedem Fall weitere Sicherungen (vergleiche BVerfGE
120,274, 337 £.).” (BVerfG Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, BeckRS 2022, 41609 Randnum-
mer 116).

Zu Absatz 6 (§ 110a Absatz 6 StPO-E — Verfahren beim Einsatz eines Verdeckten Ermittlers
— Kernbereichsschutz, Léschung)

Verdeckte Ermittler sind verpflichtet, vor der Weitergabe von Informationen zu priifen, ob die enthaltenen Infor-
mationen oder die Art und Weise ihrer Erlangung kernbereichsrelevant sind. Nach § 110a Absatz 6 Satz 2 StPO-
E diirfen derartige Informationen erst gar nicht an Dritte iibermittelt, sondern miissen unmittelbar gelscht oder
auf sonstige Weise vernichtet werden.

§ 110a Absatz 6 Satz 3 StPO-E verweist weiterhin auf § 100d Absatz 2 StPO. Hieraus ergibt sich ein Verwer-
tungsverbot fiir Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung. Wenn diese durch den Einsatz eines
verdeckten Ermittlers erlangt wurden, diirfen sie nicht verwertet werden. Auch miissen etwaige Aufzeichnungen
geloscht werden. Die Tatsache ihrer Erlangung und Loschung muss dokumentiert werden. Falls eine MaB3nahme
trotz Eindringens in den Kernbereich nicht unmittelbar beendet werden konnte, muss fiir eine spétere unabhéngige
Kontrolle, zum Beispiel durch den zustidndigen Datenschutzbeauftragten, dokumentiert werden, warum der Ab-
bruch nicht erfolgen konnte, dabei soll die Identitdt des Verdeckten Ermittlers gewahrt bleiben.

Zu Absatz 7 (§ 110a Absatz 7 StPO-E — Vertraulichkeit)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Der bisherige Inhalt von § 110b Absatz 3 StPO wird in § 110a
Absatz 7 verschoben.

Zu Absatz 8 (§ 110a Absatz 8 StPO-E — Befugnisse des Verdeckten Ermittlers)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Der bisherige Inhalt von § 110c StPO wird in § 110a Absatz 8
StPO-E verschoben.
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Zu § 110b StPO-E (Vertrauensperson)

Der Einsatz von V-Personen wurde bislang auf die Ermittlungsgeneralklausel des § 163 Absatz 1 Satz 2 StPO
gestiitzt. Dariiber hinaus enthélt Anlage D zu den Richtlinien fiir das Straf- und Bufigeldverfahren, die von den
Landern in Kraft gesetzt wurde, Leitlinien fiir den Einsatz von V-Personen. Eine gesetzliche Regelung des
Einsatzes von V-Personen wird seit Jahrzehnten rechtspolitisch diskutiert und gefordert (siche dazu die Ubersicht
mit Forderungen seit den 1980-er Jahren bei Soiné, ZRP 2021, Seite 47).

Mit § 110b StPO-E wird nun eine spezialgesetzliche Neuregelung fiir diesen grundrechtssensiblen Bereich
geschaffen. Es werden klare Voraussetzungen fiir den Einsatz festgelegt.

Die Regelungen beriicksichtigen, dass das Leitbild der Regelungen zur V-Person in der StPO ist, dass eine V-
Person eingesetzt wird, um weitere Ermittlungsansitze zu schaffen. Die V-Person soll keine eigene Agenda haben
und sie soll durch die Strafverfolgungsbehorden eng gefiihrt werden. Sie soll weder selbst ermitteln noch
Beweismittel sammeln.

Zu Absatz 1 (§ 110b Absatz 1 StPO-E — Definition)

§ 110b Absatz 1 StPO-E definiert den Begriff der V-Person. V-Personen sind Personen, die keiner Strafverfol-
gungsbehorde angehdren und vertraulich eine Strafverfolgungsbehdrde in der Regel auf lingere Zeit bei der Auf-
klarung von Straftaten unter Fithrung der Strafverfolgungsbehdrde unterstiitzen und deren Identitit grundsétzlich
geheim gehalten wird.

V-Personen gehoren keiner Strafverfolgungsbehorde an. In Abgrenzung zu den Verdeckten Ermittlern (§ 110a
StPO-E) sind sie keine Beamten der Strafverfolgungsbehdrden, sondern lediglich Privatpersonen und haben als
solche keine eigenen staatlichen Befugnisse. Auch nicht offen ermittelnde Polizeibeamten, die nur gelegentlich,
wenn auch unter falschem Namen, auftreten, scheiden als V-Personen aus (Engelstitter, in: BeckOK StPO,
RiStBV Anlage D, Randnummer 4).

Vertraulich betrifft hier zum einen die Vertraulichkeit der V-Person. Das heifit die V-Person selbst ist verpflichtet,
iiber die Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehdrden Stillschweigen zu wahren. Ist diese Voraussetzung
nicht erfiillt, kann die V-Person nicht oder nicht mehr eingesetzt werden, weil sie nicht zuverléssig ist.

Zum anderen verpflichtet ,,vertraulich® auch die zustindigen Behorden. § 110b Absatz 1 StPO-E sieht vor, dass
die Identitét der V-Person grundsitzlich geheim gehalten wird. Die Notwendigkeit der bisher in der Praxis erfolg-
ten ,,Vertraulichkeitszusage* besteht daher nicht mehr, da das Gesetz die Vertraulichkeit voraussetzt. Die Wah-
rung der Vertraulichkeit ist erforderlich, um Personen zu gewinnen, die die Strafverfolgungsbehdrden bei der
Strafverfolgung unterstiitzen, und soll das Vertrauen von Personen stiarken, die fiir einen Einsatz als V-Person in
Frage kommen. Denn diese haben grundsédtzlich ein schiitzenswertes Interesse daran, dass die Zusammenarbeit
vertraulich erfolgt. Die Vertraulichkeit gehort somit zum bestimmenden Merkmal der V-Person. Wenn die Vo-
raussetzungen des § 110b Absatz 1 StPO-E erfiillt sind, kann sich die V-Person grundsétzlich darauf verlassen,
dass ihre Identitdt geheim gehalten wird. Dies gilt sowohl im Ermittlungsverfahren als auch in einer moglichen
gerichtlichen Hauptverhandlung.

Strafverfolgungsbehorden diirfen — unabhéngig von § 110b Absatz 1 StPO-E — weiterhin mit Personen zusam-
menarbeiten, bei denen das Gesetz nicht vorsieht, dass deren Identitdt grundsitzlich geheim gehalten wird. Hier
diirfte es sich dann aber eher um geringfiigige Beitrige handeln, zum Beispiel durch Gewihrspersonen, die die
Strafverfolgungsbehorden nicht direkt bei der Strafverfolgung unterstiitzen. Diese Personen helfen nicht dabei,
neue Ermittlungsansétze zu gewinnen, sondern erbringen lediglich eine Dienstleitung, die im Zusammenhang
eines Ermittlungsverfahrens hilfreich sein kann. Da der Beitrag von Gewahrspersonen im Strafverfahren sehr
gering ist und nicht mit besonderen Grundrechtseingriffen einhergeht, bedarf deren Betrauung mit logistischen
Aufgaben (zum Beispiel Bereitstellen eines Fahrzeuges) keiner speziellen Rechtsgrundlage.

V-Personen unterstiitzen die Ermittlungsbehorden bei der Aufklarung einer Straftat. V-Personen sollen zur Un-
terstiitzung der Strafverfolgungsbehorden eingesetzt werden, wenn dadurch neue Ermittlungsansitze aufgrund
eines bestimmten Tatverdachts geschaffen werden kdnnen. Das heilit, V-Personen sollen den Strafverfolgungs-
behdrden Hinweise oder Anhaltspunkte liefern, die die Strafverfolgungsbehodrde in die Lage versetzen, eine Straf-
tat aufzukldren. Das bedeutet auch, dass der Unterstiitzungsbeitrag der V-Person im Idealfall fiir das weitere Straf-
verfahren keine Rolle spielen soll. Gleiches gilt fiir die V-Person selbst.
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Dartiiber hinaus soll sich die Unterstiitzung auf die Aufklarung bestimmter Straftaten beziehen, das heif3t, dass sie
nicht ,,ins Blaue* hinein in bestimmten Szenen oder Gruppierungen ermitteln sollen, um Verdachtsmomente fiir
eine Straftat zu finden. Das ergibt sich auch bereits aus § 110b Absatz 2 StPO-E, wonach ein Einsatz von V-
Personen nur zuldssig ist, wenn zureichende Anhaltspunkte fiir eine Straftat vorliegen, das heiflt, wenn bereits ein
Anfangsverdacht besteht.

V-Personen agieren unter Fithrung der Strafverfolgungsbehorde. Das bedeutet, dass V-Personen keine eigene
Agenda haben sollen. Ihr Einsatz bedarf der genauen Anleitung und Planung. Sémtliche Interaktionen der V-
Personen miissen mit der Person, die mit der Fithrung beauftragt ist (VP-Fiihrer) abgestimmt werden. Die V-
Person ist insoweit weisungsunterworfen. So werden V-Personen etwa angeleitet, welche Information genau fiir
das weitere Vorgehen der Strafverfolgungsbehdrden erforderlich ist. Das unterscheidet die V-Person von einem
Informanten. Informanten liefern den Strafverfolgungsbehorden aus eigenem Impuls Informationen, die fiir ein
Strafverfahren relevant sein konnen. Die Informanten handeln aber nicht ,,im Auftrag™ der Strafverfolgungsbe-
horde. Da ihr Handeln dem Staat nicht zurechenbar ist und sie nur punktuell Hinweise liefern, bedarf es keiner
speziellen gesetzlichen Regelung.

Es ist hier nicht entscheidend, ob der Einsatz ,,auf lingere Zeit“ ist. Vielfach wird dieses Kriterium zwar im Zu-
sammenhang mit V-Personen und zur Abgrenzung von Informanten genannt. Aber da das Leitbild des Einsatzes
von V-Personen in der StPO keinen dauerhaften Einsatz der V-Person vorsieht, soll dieses Kriterium hier nicht
entscheidend sein, wenngleich V-Personen wohl in der Regel langer eingesetzt werden. Entscheidend ist vielmehr,
ob das Handeln der V-Person dem Staat zugerechnet werden kann, weil die V-Person unter dessen Fiihrung
agierte. Die V-Person hat zwar selbst keine hoheitlichen Befugnisse, ,,[a]ber das auftragsgemédf3e Handeln der VP
macht diese — im Unterschied zum blofen Informanten — gleichwohl zum ,,verldngerten Arm* der Behdrde.*
(Dietrich/Fahrner/Gazeas/von Heintschel-Heinegg: Handbuch Sicherheits- und Staatsschutzrecht, § 28 Inkognito
agierende Privatpersonen (insbesondere V-Leute) Randnummer 35, mit weiteren Nachweisen) Im Regelfall diirfte
sich der Einsatz einer V-Person aber auch dadurch unterscheiden, dass der Informant lediglich einen einzelnen
Hinweis liefert, wohingegen die V-Person im Vergleich dazu in der Regel langerfristig agiert.

Die Identitdt einer V-Person wird grundsitzlich geheim gehalten. Dieser Zusatz betont den Grundsatz der Ge-
heimhaltung der Identitit einer V-Person. Dieser ergibt sich auch aus dem Begriff “vertraulich®, der in der Defi-
nition enthalten ist. Dass die im Polizeidienst tatigen Ermittlungspersonen die Identitét einer V-Person grundsitz-
lich geheim halten miissen, ergibt sich auBerdem aus § 110b Absatz 9 Satz 1 StPO-E.

Zu Absatz 2 (§ 110b Absatz 2 StPO-E — Einsatzvoraussetzungen.)

§ 110b Absatz 2 StPO-E legt fest, unter welchen Voraussetzungen V-Personen in einem Ermittlungsverfahren
eingesetzt werden diirfen.

Bisher gibt es dazu keine spezielle gesetzliche Regelung. Die Rechtsprechung bezeichnet den Einsatz von V-
Personen ,,als zulédssiges Mittel zur Bekdmpfung besonders gefahrlicher und schwer aufklarbarer Kriminalitit.
Der Einsatz wird auf die Ermittlungsgeneralklauseln in § 161 Absatz 1 Satz 1, § 163 Absatz 1 Satz 2 StPO ge-
stiitzt (vergleiche die Ausfiihrungen bei Soiné, ZRP 2021, Seiten 47 f. mit weiteren Nachweisen).

Laut Anlage D zu den Richtlinien fiir das Straf- und BuBgeldverfahren darf V-Personen Vertraulichkeit nur zu-
gesichert werden, wenn sich die Ermittlungen im Bereich der schweren oder wenigstens der mittleren Kriminalitét
bewegen. Dort heifit es: ,,Die Zusicherung der Vertraulichkeit/Geheimhaltung kommt im Bereich der Schwerkri-
minalitdt, der Organisierten Kriminalitit, des illegalen Betdubungsmittel- und Waffenhandels, der Falschgeldkri-
minalitdt und der Staatsschutzdelikte in Betracht. Im Bereich der mittleren Kriminalitdt bedarf es einer besonders
sorgfaltigen Priifung des Einzelfalles. Die Zusicherung der Vertraulichkeit/Geheimhaltung wird ausnahmsweise
dann in Betracht kommen, wenn durch eine Massierung gleichartiger Straftaten ein die Erfiillung 6ffentlicher
Aufgaben oder die Allgemeinheit ernsthaft gefdahrdender Schaden eintreten kann. In Verfahren der Bagatellkri-
minalitdt kommt die Zusicherung der Vertraulichkeit/Geheimhaltung nicht in Betracht.

Es miissen zunéchst zureichende tatsdchliche Anhaltspunkte vorliegen. Ermittlungen unterhalb dieser Schwelle
sind und waren auch nach bisheriger Rechtslage unzuldssig. ,,Den Undercoveragenten fiir Zwecke der Strafver-
folgung schon im Vorfeld eines Anfangsverdachts kennt die StPO nicht. (Henrichs/ Weingast, in Karlsruher
Kommentar zur Strafprozessordnung, § 110a Randnummer 13).
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Die Voraussetzung ,,Straftat von erheblicher Bedeutung™ stellt sicher, dass V-Personen nicht unterhalb der
Schwelle der mittleren Kriminalitit eingesetzt werden. Der Begriff der ,,Straftat von erheblicher Bedeutung* fin-
det sich in der StPO bereits bei mehreren Ermittlungsmafinahmen, zum Beispiel bei § 110a Absatz 1 oder § 81g
Absatz 1 StPO. In der Gesetzesbegriindung zu § 81g StPO wurde der Begriff ndher erldutert: ,,Die Straftat muss
demnach mindestens dem mittleren Kriminalititsbereich zuzurechnen sein, den Rechtsfrieden empfindlich stéren
und geeignet sein, das Gefiihl der Rechtssicherheit der Bevolkerung erheblich zu beeintrichtigen.” (Bundestags-
drucksache 13/10791, Seite 5).

Ob diese Voraussetzungen gegeben sind, ist nach den Umsténden des Einzelfalles zu entscheiden, es darf sich
aber nicht um Bagatelldelikte handeln.

Zu Nummer 1 (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 StPO-E — Einsatzvoraussetzungen wie bei
Verdeckten Ermittlern)

Um den Bereich der Schwerkriminalitit, der Organisierten Kriminalitit, des illegalen Betdaubungsmittel- und Waf-
fenhandels, der Falschgeldkriminalitit und der Staatsschutzdelikte abzudecken, wurden in Nummer 1 die Voraus-
setzungen von § 110a Absatz 2 Satz 1 StPO-E (bisher § 110a Absatz 1 StPO) iibernommen. In diesem Bereich ist
der Einsatz von V-Personen dem Einsatz von Verdeckten Ermittlern gleichgestellt. Dies gilt auch fiir den Einsatz
von V-Personen bei Verbrechen (Satz 2 und 4). Auch die Subsidiaritétsklauseln, die bei Verdeckten Ermittlern
gelten, wurden fiir Einsdtze von V-Personen ibernommen (Satz 3 und 4).

Zu Buchstabe a (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a StPO-E)

§ 110b Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a StPO-E entspricht § 110a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 StPO-E (bisher
§ 110a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 StPO).

Zu Buchstabe b (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b StPO-E)

§ 110b Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b StPO-E entspricht § 110a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 StPO-E (bisher
§ 110a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StPO).

Zu Buchstabe c (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe ¢ StPO-E)

§ 110b Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe ¢ StPO-E entspricht § 110a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 StPO-E (bisher
§ 110a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 StPO).

Zu Buchstabe d (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d StPO-E)

§ 110b Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe d StPO-E entspricht § 110a Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 StPO-E (bisher
§ 110a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 StPO).

Zu Nummer 2 (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 StPO-E — Zusitzliche
Einsatzmoglichkeiten im Bereich der mittleren Kriminalitat)

Unabhéngig von den Voraussetzungen in Nummer 1 soll der Einsatz von V-Personen auch in anderen Féllen der
mittleren Kriminalitit zuldssig sein, wenn die in Nummer 2 genannten Voraussetzungen erfiillt sind. Insbesondere
die Aufkliarung von Delikten im Bereich Cyberkriminalitit, aber auch bestimmte Formen des Betrugs konnen den
Einsatz von V-Personen erforderlich machen, auch wenn etwa eine gewerbsméfige oder bandenméfige Bege-
hungsweise zu Beginn der Ermittlungen noch nicht erkennbar ist.

Cyberkriminalitit ist durch die Vielfalt an Tatbegehungsweisen, einen hohen Anonymisierungs- und Verschliis-
selungsgrad sowie insbesondere kriminelle Akteure geprégt, die zum Teil aus Staaten heraus agieren, die im Be-
reich der Strafverfolgung nicht mit der Bundesrepublik Deutschland kooperieren.

Der Einsatzbereich fiir V-Personen ist insoweit weiter als der Einsatzbereich der Verdeckten Ermittler. Die Er-
weiterung ist erforderlich, um aktuell bestehende Einsatzmdoglichkeiten durch die neue Regelung nicht einzu-
schrianken. Derzeit orientiert sich die Praxis an der Anlage D zu den RiStBV. Diese sieht vor, dass im Bereich der
mittleren Kriminalitdt nach besonders sorgfaltiger Priifung des Einzelfalls der Einsatz einer V-Person ausnahms-
weise dann in Betracht kommen kann, wenn durch eine Massierung gleichartiger Straftaten ein die Erfiillung
offentlicher Aufgaben oder die Allgemeinheit ernsthaft gefahrdender Schaden eintreten kann. Zu denken ist hier
an etwa an Serienstraftaten (Engelstitter, in: BeckOK StPO, RiStBV Anlage D, Randnummer 12).
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Zu Buchstabe a (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a StPO-E — Gefahrung
offentlicher Augaben oder der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland)

§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a StPO-E erlaubt den Einsatz von V-Personen, wenn zureichende
tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die wiederholte Begehung gleichartiger Straftaten von erhebli-
cher Bedeutung die Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ernst-
haft gefihrdet. Die Gefahrenlage muss sich nicht bereits konkret realisiert haben, sondern es geniigt, dass zu-
reichende tatsdchliche Anhaltspunkte fiir eine mogliche Gefahrdung der inneren oder duf3eren Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland vorliegen. Denkbar ist etwa, dass die Ermittlungsbehérden aufgrund tatsidchlicher An-
haltspunkte, wie beispielweise aktueller Lageerkenntnisse von Polizeien, Bundesbehérden wie dem Bundesamt
fiir Sicherheit in der Informationstechnik und in- und ausldndischen Diensten eine hinreichend konkrete Prognose
fiir eine solche Gefahrenlage erstellen. Hierbei kann auch die Wertigkeit des gefidhrdeten Zielobjektes (beispiels-
weise kritische Infrastruktur) einbezogen werden.

Einsétze nach § 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a StPO-E kommen insbesondere bei schwerwiegen-
den Cyberangriffen auf Netzwerke von 6ffentlichen Stellen in Betracht, zum Beispiel, wenn ein Téter Teile des
Netzwerkes einer Behorde kompromittiert und er in der Lage ist, Manipulationen an Servern und Konfigurationen
vorzunehmen. Ein weiteres Beispiel sind sogenannte ,,Advanced Persistant Threat* (kurz: APT) Angriffe auf die
digitale Infrastruktur von dffentlichen Stellen, bei denen sich ein Angreifer — oftmals unentdeckt — den langerfris-
tigen Zugriff auf ein Zielsystem verschafft und in der Folge auf weitere Systeme ausweitet, um vertrauliche Daten
zu erlangen. Diese Angriffe basieren in der Regel auf einem hohen Ressourceneinsatz und erfordern erhebliche
technische Fahigkeiten auf Seiten der Angreifer. APT-Angriffe sind damit eine ernstzunehmende und weiter zu-
nehmende Bedrohung fiir die Wirtschaft sowie 6ffentliche und nicht-6ffentliche Stellen und Institutionen. Dies
gilt insofern besonders fiir Unternehmen der Kritischen Infrastruktur.

Zu Buchstabe b (§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b StPO-E - Erheblicher
Schaden)

§ 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b StPO-E erlaubt den Einsatz von V-Personen, wenn zureichende
tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die wiederholte Begehung gleichartiger Straftaten von erhebli-
cher Bedeutung zu einem erheblichen Schaden fiir die Allgemeinheit oder zu einer Schédigung einer groflen Zahl
von Personen fithren kdnnte. Der Schaden muss sich noch nicht konkret realisiert haben, sondern es gentigt, dass
zureichende tatsdchliche Anhaltspunkte fiir eine mogliche Schadigung vorliegen.

Auch § 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b StPO-E kann den Einsatz von V-Personen zum Beispiel im
Bereich der Cyberkriminalitét rechtfertigen. Vorstellbar sind etwa Angriffe auf eine grole Anzahl von privaten
Netzwerken oder auf besonders wichtige Netzwerke, deren Ausfall eine grole Anzahl von Personen schidigen
kann.

Neben der Allgemeinheit konnen sowohl natiirliche als auch juristische Personen von dem Angrift betroffen sein.
Von einer groflen Zahl von Personen ist, in Anlehnung an die Auslegung bei § 42 Absatz 1 Bundesdatenschutz-
gesetz, ab einer Zahl von 50 Personen auszugehen (siche zu § 42 Bundesdatenschutzgesetz die Ausfithrungen von
Brodowski/Nowak, in: BeckOK Datenschutzrecht, § 42 BDSG, Randnummer 29).

Weitere Fallkonstellationen wéren Einsétze von V-Personen in Zusammenhang mit sogenannten Serienstraftaten,
wie zum Beispiel Brandserien oder Serien von Sachbeschiddigungen mit zum Teil mehreren hundert Geschiadigten
und Wiederholungsgefahr

Zu Absatz 3 (§ 110b Absatz 3 StPO-E — Richtervorbehalt)

Nach § 110b Absatz 3 StPO-E bediirfen Einsétze von V-Personen einer gerichtlichen Anordnung. Dies soll dem
Umstand Rechnung tragen, dass es sich beim FEinsatz von V-Personen um einen schwerwiegenden
Grundrechtseingriff handeln kann (vergleiche BVerfG Beschluss vom 16. Dezember 2020 — 2 BvE 4/18 —,
BVerfGE 156, 270-335). Wie schwer der Eingriff wiegt, ldsst sich nur am Einzelfall beurteilen. Es kommt auch
auf die genauen Umstidnde, unter anderem die Dauer eines Einsatzes an. Da diese aber nicht immer zu Beginn
eines Einsatzes vollstindig absehbar sind, sollen alle Einsétze einer gerichtlichen Anordnung bediirfen. Dies gilt
insbesondere vor dem Hintergrund, dass die StPO auch fiir andere verdeckte Maflnahmen uneingeschrankt einen
Richtervorbehalt vorsieht (§ 100e Absatz2 StPO). Bezogen auf die Gefahrenabwehr hat das
Bundesverfassungsgericht bereits deutlich gemacht, ,,dass es fiir den Einsatz einer V-Person aufgrund der mit der
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MaBnahme verbundenen Eingriffstiefe eine unabhingige, richterliche Kontrollinstanz der Verwaltungsbehorde
fiir unverzichtbar hilt (BVerfG NJW 2016, 1781 (1791 f.) (Engelstitter in: BeckOK StPO, RiStBV Anlage D
Gemeinsame Richtlinien der Justizminister/-senatoren und der Innenminister/-senatoren der Lander iiber die
Inanspruchnahme von Informanten sowie liber den Einsatz von V-Personen (V-Personen) und Verdeckten
Ermittlern im Rahmen der Strafverfolgung Randnummer 2).

Die Anordnungen kdnnen nur durch die Staatsanwaltschaft beantragt werden. So wird sichergestellt, dass der
Einsatz einer V-Person auch aus Sicht der Strafverfolgungsbehorden durchgefiihrt werden soll. Unabhéngig
davon sind die Strafverfolgungsbehdrden aber auch nicht verpflichtet, einen angeordneten Einsatz durchzufiihren,
wenn sich zum Beispiel nach dem Antrag herausstellen sollte, dass eine mildere Mainahme den gleichen Erfolg
versprechen wiirde.

Fiir die gerichtliche Zustimmung und Bestitigung ist der Ermittlungsrichter zustéindig. Er hat zum einen eine
besondere Expertise fiir die Beurteilung von Ermittlungsmafinahmen. Dariiber hinaus ist er, da er auch fiir die
Anordnung weiterer Ermittlungsmafinahmen zustindig ist, in der Regel bereits mit dem Ermittlungsverfahren,
seiner Entwicklung und dem aktuellen Erkenntnisstand vertraut.

Wenn Gefahr im Verzug besteht, gilt zunédchst eine Eilzustdndigkeit der Staatsanwaltschaft (§ 110b Absatz 3
Satz 2 StPO-E). Lasst sich auch die Anordnung der Staatsanwaltschaft nicht rechtzeitig einholen, darf der Einsatz
auch ohne sie durch die Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft angeordnet werden (§ 110b Absatz 3 Satz 3
StPO-E). Jedoch muss die Zustimmung der Staatsanwaltschaft und des Gerichts unverziiglich eingeholt werden.
Wird die Eilanordnung nicht innerhalb von drei Werktagen durch das Gericht bestitigt, ist der Einsatz zu beenden
(§ 110b Absatz 3 Satz 4 StPO-E). Diese Eilkompetenzen sind notwendig, um in besonderen Situationen die V-
Personen oder die Ermittlungen nicht erheblich zu gefahrden. Insbesondere bei der Anordnung — zunichst ohne
die Staatsanwaltschaft — diirfte es sich aufgrund der seitens der Lander eingerichteten Eildienste der
Staatsanwaltschaften um selten vorkommende Ausnahmefdlle handeln. Dass der Eildienst bei der
Staatsanwaltschaft nicht zu erreichen war, ist seitens der Ermittlungspersonen darzulegen. Die V-Person selbst
darf auch in Eilféllen nicht ohne jede Anordnung titig werden. Sie ist keine staatliche Stelle und kann daher auch
keine ErmittlungsmafBnahmen einleiten.

Der Einsatz von V-Personen wird auflerdem auf hochstens drei Monate befristet (§ 110b Absatz 3 Satz 5 StPO-
E). Die Befristung ermoglicht eine kontinuierliche Kontrolle des Einsatzes durch das Gericht. Es soll regelméBig
iiberpriift werden, ob die Einsatzvoraussetzungen immer noch vorliegen. Nach Satz 6 sind Verldngerungen um
jeweils nicht mehr als drei Monate zuléssig. Bei der Entscheidung iiber eine Verldngerung des Einsatzes soll
insbesondere erwogen werden, ob die bisher gewonnenen Erkenntnisse fiir eine Fortfiilhrung des Einsatzes
sprechen oder ob dies unangemessen erscheint.

Nach § 110b Absatz 3 Satz 7 StPO-E sollen sowohl die Anordnung als auch die Verldngerung dokumentiert oder
protokolliert werden, um eine spitere Uberpriifbarkeit sicherzustellen. Die Vorgabe orientiert sich an den
entsprechenden Vorgaben fiir andere verdeckte Ermittlungsmafinahmen in § 100e Absatz 4 StPO. Der Beschluss
bedarf auch bereits nach § 34 StPO einer Begriindung. Aus Klarstellungsgriinden werden in Nummer 1 und 2
Mindestangaben genannt, die in der Begriindung in jedem Fall enthalten sein miissen.

Zu Nummer 1 (§ 110b Absatz 3 Satz 8 Nummer 1 StPO-E — Begriindungserfordernis
Anfangsverdacht)

Anzugeben sind im Einzelfall die bestimmten Tatsachen, die den Verdacht begriinden. Bei einer Verldngerung
soll angegeben werden, ob diese Einschitzung weiterhin zutrifft.

Zu Nummer 2 (§ 110b Absatz 3 Satz 8 Nummer 2 StPO-E — Begriindungserfordernis
VerhaltnismaBigkeit)

Anzugeben sind weiterhin die wesentlichen Erwégungen zur Erforderlichkeit und VerhéltnisméBigkeit des Ein-
satzes. Durch diese Begriindungspflicht wird die Bedeutung der VerhaltnismaBigkeitspriifung bei der Anordnung
des Einsatzes Verdeckter Ermittler betont. Anhand dieser Angaben soll nachvollziehbar sein, ob andere Mafinah-
men erwogen wurden, die weniger stark in Grundrechte eingreifen und warum diese nicht in Betracht kamen.
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Zu Absatz 4 (§ 110b Absatz 4 StPO-E — Verweis § 110a Abséatze 5 und 6 StPO-E)

§ 110b Absatz 4 StPO-E sieht vor, dass die Vorgaben zum Schutz des Kernbereich privater Lebensgestaltung in
§ 110a Absatz 5 und Absatz 6 StPO-E entsprechend auch fiir den Einsatz von V-Personen gelten. Im Einklang
mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist allerdings zu beachten, dass die
Strafverfolgungsbehorde vor Weitergabe der Information zur Verwertung und Verwendung im Strafverfahren zu
priifen hat, ob Informationen kernbereichsrelevant sind. Dazu fiihrt das BVerfG aus: ,,Ist eine Vertrauensperson
eingesetzt, muss diese zudem vor der Weitergabe von Informationen an den V-Person-Fiihrer selbst priifen, ob
durch die Informationen oder die Art und Weise, in der sie erlangt wurden, der Kernbereich privater
Lebensgestaltung der iiberwachten Person beriihrt ist. Vor allem muss aber der V-Person-Fiihrer die
Kernbereichsrelevanz der Informationen iiberpriifen, bevor sie zur Verwertung weitergegeben werden. (BVerfG,
Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, Randnummer 118). Diese zusétzliche Priifung erfolgt vor
dem Hintergrund, dass eine V-Person den Kernbereichsbezug regelmafig nur laienhaft einschétzen konnen diirfte.
Im Falle des Einsatzes von V-Personen besteht somit eine doppelte Verpflichtung zur Priifung, wéhrend
Verdeckte Ermittler selbst bereits iiber die Kernbereichsrelevanz entscheiden kénnen.

Zu Absatz 5 (§ 110b Absatz 5 StPO-E — Wortprotokoll)

§ 110b Absatz 5 sieht vor, dass Vernehmungen von V-Personen im Ermittlungsverfahren im Wortlaut
protokolliert werden sollen. Zwar sicht § 168a Absatz 2 in Verbindung mit § 168b StPO vor, dass entweder ein
Wortprotokoll oder ein Inhaltsprotokoll erstellt werden kann. Diese Wahlmoglichkeit wird fiir die Vernehmung
von V-Personen eingeschrinkt, um sicherzustellen, dass durch eine Zusammenfassung keine wichtigen
Informationen und Details verloren gehen. Es muss aber auf der anderen Seite sichergestellt werden, dass die
Identitdt der V-Person nicht anhand des Wortlautprotokolls preisgegeben wird, da die genaue Wortwahl
Riickschliisse auf die Identitit erlauben kann. Dariiber hinaus diirfen durch ein Wortprotokoll keine Riickschliisse
auf geheimhaltungsbediirftige Methoden beim Einsatz von V-Personen gezogen werden. Daher handelt es sich
um eine Soll-Vorschrift, von der in begriindeten Ausnahmefillen abgewichen werden kann. Ein Abweichen sollte
in diesem Fall in der Akte begriindet werden. Wenn nur bestimmte Passagen zu einer Offenbarung der Identitét
oder geheimhaltungsbediirftiger Methoden fiihren wiirden, sollen Wort- und Inhaltprotokoll kombiniert werden.

Zu Absatz 6 (§ 110b Absatz 6 StPO-E — Ausschlussgriinde)

§ 110b Absatz 6 StPO-E benennt bestimmte personenbezogene Kriterien, wonach Personen entweder gar nicht
(Nummer 1) oder nur in Ausnahmefillen (Nummer2) als V-Person eingesetzt werden sollen. Die
Ausschlussgriinde entsprechen zum Teil denen, die § 9b Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes fiir den
Einsatz von Vertrauensleuten durch das Bundesamt fiir Verfassungsschutz benennt (Bundestagsdrucksache
18/4654 Seite 28).

Es konnen aber auch andere Erwigungen eine Rolle spielen, die im Einzelfall gegen einen Einsatz einer Person
als V-Person sprechen, zum Beispiel ein Einsatz von Journalisten (Spannungsfeld zur Pressefreiheit, Artikel 5
Absatz 1 Satz 2 GG (Soiné, NJW 2020, Seite 2853).

Zu Nummer 1 (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 StPO-E — Ausschlussgriinde ohne Ausnahmen)

§ 110b Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 StPO-E nennt Kriterien, bei deren Vorliegen eine Person nicht — auch nicht in
Ausnahmefallen — als V-Person eingesetzt werden darf.

Zu Buchstabe a (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe a StPO-E)

Personen, die nicht voll geschéftsfahig sind, insbesondere, weil sie minderjdhrig sind, diirfen gemaf § 110b Ab-
satz 6 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) StPO-E nicht als V-Person ausgew#hlt werden. Zum einen droht bei diesen
Personen eher das Risiko, dass sie ihre Entscheidung, als V-Person zu agieren, und die diesbeziiglichen Konse-
quenzen nicht richtig einschétzen konnen, und zum anderen besteht die Gefahr, dass die Informationen, die diese
Person {ibermittelt, nicht unbedingt belastbar sind.
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Zu Buchstabe b (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe b StPO-E — Berufsgeheimnistrager
und mitwirkende Personen)

Der Ausschlussgrund in § 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe b) StPO-E soll verhindern, dass durch den Einsatz
von Berufsgeheimnistragern oder mitwirkenden Personen deren Zeugnisverweigerungsrecht umgangen wird, be-
ziehungsweise, dass die von ihnen gewonnenen Informationen spater deswegen nicht verwertbar sind.

Zu Buchstabe c (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe c) StPO-E - finanzielle
Abhangigkeit)

§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe c¢) StPO-E sieht vor, dass Personen nicht eingesetzt werden diirfen, wenn
die Geld- oder Sachzuwendungen fiir den Einsatz als V-Person auf Dauer ihre wirtschaftliche Lebensgrundlage
darstellen wiirden.

Es ist zwar nicht ausgeschlossen, dass Personen aus finanziellen Griinden einem Einsatz als V-Person zustimmen,
aber es soll kein Abhéngigkeitsverhdltnis entstehen. Ein derartiges Abhingigkeitsverhéltnis kann sich negativ auf
den Gehalt der Informationen auswirken, die die V-Person beschaffen soll. Denn die V-Person konnte ein Inte-
resse daran haben, den Einsatz so lange wie moglich zu gestalten, damit sie diese Einnahmequelle nicht verliert.
Dies gilt umso mehr, wenn etwaige Zuwendungen, die sie wegen ihres Einsatzes als V-Person bekommt, den
wesentlichen Anteil ihres Lebensunterhaltes ausmachen wiirden. Dies wire etwa der Fall, wenn die finanziellen
Mittel der V-Person, die ansonsten nur staatliche Sozialleistungen erhélt, sich durch Zuwendungen fiir den Einsatz
als V-Person wesentlich erhohen. Dies soll durch eine Ausschlussregelung vermieden werden.

Dariiber hinaus sollen V-Personen auch nicht zu ,,quasi* Verdeckten Ermittlern werden, die langfristig ihren Le-
bensunterhalt damit verdienen, Strafverfolgungsbehérden zu unterstiitzen.

Auch in § 595 des Biirgerlichen Gesetzbuches wird der Begriff ,,wirtschaftliche Lebensgrundlage™ im Sinne des
Lebensunterhalts ausgelegt. ,,Der Pachter muss den Lebensunterhalt fiir sich und seine Familie im wesentlichen
Umfang aus dem Betrieb erwirtschaften (OLG Ko6ln BeckRS 2007, 01140: Vermutung, wenn Ertrige drei Viertel
des Gesamteinkommens des Péachters ausmachen).” (Wagner, in: BeckOK Biirgerliches Gesetzbuch/C BGB § 595
Randnummer 6).

Zu Buchstabe d (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe d) StPO-E (Aussteiger)

§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe d) StPO-E sieht vor, dass Personen nicht eingesetzt werden diirfen, die an
einem Aussteigerprogramm teilnehmen, das sie zum Beispiel unterstiitzt, sich aus einer kriminellen oder extre-
mistischen Szene zu 16sen. Dadurch soll verhindert werden, dass Personen durch den Einsatz als V-Person zum
Beispiel in bestimmten Milieus in Gewissenkonflikte geraten und ihr Ziel, diese Kreise zu verlassen, generell
gefihrdet wird. Mit Aussteigerprogrammen sind Initiativen gemeint, die Personen dabei unterstiitzen, sich aus
extremistischen oder demokratiefeindlichen Szenen zu 16sen.

Zu Buchstabe e (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe e) StPO-E — Abgeordnete)

§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe e) StPO-E sieht vor, dass Personen nicht eingesetzt werden diirfen, wenn
sie Abgeordnete des Deutschen Bundestages oder des Européischen Parlaments sind. Abgeordnete sollen nicht in
einen Konflikt mit der parlamentarischen Kontrollaufgabe kommen, der entstehen kdnnte, wenn sie als V-Person
eingesetzt wiirden.

Zu Nummer 2 (§ 110b Absatz 6 Nummer 2 StPO-E — Ausschlussgriinde mit Ausnahmen)

§ 110b Absatz 6 Nummer 2 StPO-E nennt Kriterien, bei deren Vorliegen eine Person nicht als V-Person eingesetzt
werden soll, lasst aber in begriindeten Ausnahmefallen einen Einsatz zu, zum Beispiel, wenn keine andere Person
zur Verfiigung steht, die in diesem Fall eingesetzt werden kann.

Zu Buchstabe a (§ 110b Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe a StPO-E — Hochstgrenze)

§ 110b Absatz 6 Nummer 2 StPO-E sieht vor, dass Personen nicht eingesetzt werden sollen, deren Einsatzzeiten
zusammengezéahlt insgesamt zehn Jahre iibersteigen. Hintergrund ist, dass V-Personen nicht zu ,,quasi
polizeilichen Ermittlern werden sollen.

Durch die grundsitzlich geltende Hochstgrenze von zehn Jahren soll unter anderem verhindert werden, dass V-
Personen iiber einen sehr langen Zeitraum eine ,,Rolle im Leben* einer Zielperson oder Dritter spielen. SchlieBlich
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soll der Einsatz einer V-Person in einem bestimmten Milieu nicht zu einer Daueraufgabe werden. Das ist auch
nicht Ziel des Einsatzes von V-Personen. Sie sollen die Strafverfolgungsbehdrden dabei unterstiitzen, konkrete
Straftaten moglichst effektiv aufzuklaren.

Die Hochstgrenze dient damit mittelbar auch dem Kernbereichsschutz: ,Je tiefer die vermeintliche
Vertrauensbeziehung zu der verdeckt ermittelnden Person oder der V-Person ist, umso grofer ist auch die Gefahr,
dass diesen gegeniiber kernbereichsrelevante Informationen preisgegeben werden.” (BVerfG, Beschluss vom 9.
Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, GSZ 2023, Seite 98)

Zudem schiitzt die Regelung auch V-Personen: Je ldnger sie im Einsatz sind, desto grofer wird die Gefahr, dass
ihre Identitét und ihr Einsatz aufgedeckt werden. Dadurch kdnnen die V-Person und ihre Angehdérigen in Gefahr
geraten. Dariiber hinaus kann durch eine Hochstgrenze verhindert werden, dass Personen, die als V-Personen fiir
die Strafverfolgungsbehorden eingesetzt werden, den Bezug zu ihrem ,,normalen Leben® verlieren und dadurch
gefahrdet werden. Zu bedenken ist hierbei stets auch die (womdglich dauerhafte) Gefdhrdung der V-Person und
ihrer Familie nach dem Ende ihrer Einsatzzeit durch mogliche Racheakte {iberfiihrter Straftéter und ihrem Umfeld.
Dies ist bei der Bemessung der Gesamteinsatzdauer durch die einsetzende Stelle zu beachten.

Die grundsitzlich geltende Hochstgrenze bemisst sich nach der gesamten, also addierten, aktiven Einsatzzeit einer
V-Person. Das bedeutet, dass lediglich Zeitrdume gerechnet werden, in denen die V-Person aktiv eingesetzt
wurde. Reine ,,Fithrungszeiten, in denen zum Beispiel nur der Kontakt zu einer V-Person aufrechterhalten und
Kontaktpflege betrieben wurde, werden nicht eingerechnet. Zudem gibt die Norm mit der ,,Soll-Vorschrift den
Ermittlungsbehorden einen gewissen Spielraum. Kénnen aktive Einsatzzeiten nicht tag- oder wochengenau er-
mittelt werden, ist es legitim, eine belastbare und nachvollziehbare Schétzung anhand der vorliegenden Doku-
mentation vorzunehmen. Wird eine Schitzung vorgenommen, so muss nachvollziehbar dargelegt werden, warum
eine konkrete Berechnung nicht moglich war.

Zu Buchstabe b (§ 110b Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe b StPO-E — Doppelfiihrung)

V-Personen sollen nach § 110b Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe b) StPO-E nicht zur Strafverfolgung eingesetzt
werden, wenn sie gleichzeitig von den inldndischen Nachrichtendiensten eingesetzt werden. Da derartige
Doppeleinsitze aber, anders als parallele Einsdtze bei Polizeien, nicht bei den Polizeien erfasst werden, greift
dieser Ausschlussgrund nur bei positiver Kenntnis der Strafverfolgungsbehérde. Da es sich um eine Soll-
Vorschrift handelt, sind im Einzelfall begriindete Ausnahmen méglich. Ausnahmen sind zum Beispiel bedeutsam,
wenn es sich um die Aufklirung verschiedener Lebenssachverhalte und damit verschiedener
Beobachtungsobjekte handelt. Denkbar ist auch, dass eine V-Person von einem Nachrichtendienst an eine andere
Behorde iibergeben wird oder andersherum, was eine gewisse Uberlappungszeit mit sich bringt. Dies ist ebenso
unter den genannten Voraussetzungen nicht zu beanstanden.

Ebenso ist die Ausnahmeregelung mitunter bei einer zeitgleichen Nutzung von V-Personen durch Polizei und
Nachrichtendienst im Bereich ,,Cybercrime bedeutsam. Bei den im Rahmen der Bekdmpfung der Cybercrime
eingesetzten V-Personen handelt es sich regelmifig um wenige Cyberexperten mit Alleinstellungsmerkmal, de-
ren Expertise insofern auch fiir Nachrichtendienste von Relevanz ist. Diese werden mitunter zeitgleich — aller-
dings getrennt voneinander — gefiihrt und in unterschiedlichen Sachverhalten oder zu unterschiedlichen Zwecken
eingesetzt.

Der Ausschlussgrund soll unter anderem verhindern, dass gesetzliche Vorgaben zum Austausch (personenbezo-
gener) Daten zwischen Strafverfolgungsbehdrden und inldndischen Nachrichtendiensten durch den Einsatz von
V-Personen, die Erkenntnisse aus beiden Bereichen haben, umgangen werden (vergleiche auch Jahn, Gazeas,
Hiibner, StV 2023, Seite 417).

Zu Absatz 7 (§ 110b Absatz 7 StPO-E — Zuverlassigkeitspriifung)

§ 110b Absatz 7 Satz 1 StPO-E sieht vor, dass eine Person vor ihrem Einsatz als V-Person aufihre Zuverlassigkeit
hin tiberpriift werden muss. Dadurch soll die Gefahr minimiert werden, dass eine V-Person zum Beispiel unwahre
Angaben macht, die, falls dies unentdeckt bleibt, in einem Strafverfahren verwendet werden kénnten. Dariiber
hinaus sollen bestimmte Sicherheitsrisiken ausgeschlossen werden. Eine V-Person soll weder sich selbst noch
andere Personen in Gefahr bringen.
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Die zustidndigen Behorden miissen auch die finanzielle Lage der Person iiberpriifen, um sicherzustellen, dass sie
iiber eine wirtschaftliche Lebensgrundlage verfiigt und diese nicht durch den Einsatz als V-Person generieren
mdchte.

Fiir eine mogliche Unzuverldssigkeit kann es unterschiedliche Anhaltspunkte geben. Ein Indiz ist, wenn damit zu
rechnen ist, dass die Person sich nicht an die Weisungen der Strafverfolgungsbehorden hilt. Unter diesen Um-
stdnden ist eine ,,Fiihrung® der V-Person nicht moéglich, so dass ein Einsatz nicht in Frage kommen kann. Andern-
falls droht die V-Person eine Gefahr fiir sich und Dritte zu werden. Weitere Indizien sind, dass anzunehmen ist,
dass die V-Person die Vertraulichkeit nicht wahrt oder die erlangten Informationen nicht wahrheitsgetreu an die
Strafverfolgungsbehorden weitergibt.

Die Zuverlédssigkeit muss nicht nur vor jedem Einsatz, sondern auch fortlaufend iiberpriift werden. Ob eine V-
Person zuverldssig ist, ergibt sich in der Regel nicht aus einem einzelnen Aspekt, vielmehr bedarf es einer Ge-
samtschau aller relevanten Faktoren. Bei Vorliegen der in Nummer 1 bis 3 genannten Kriterien muss gesondert
begriindet werden, dass eine V-Person fiir einen Einsatz ausgewdhlt und als zuverlissig eingestuft wurde.

Zu Nummer 1 (§ 110b Absatz 7 Satz 5 Nummer 1 StPO-E — Einsatzdauer von fiinf Jahren)

§ 110b Absatz 7 Nummer 1 StPO-E sieht vor, dass bei einer aktiven Einsatzzeit von fiinf Jahren der Einsatz einer
V-Person besonders begriindet werden muss. Durch die gesonderte Begriindung, soll sichergestellt werden, dass
keine Personen eingesetzt werden, die sich aufgrund einer lingeren Einsatzzeit bereits als Teil der Strafverfol-
gungsbehorde oder wie eigenstindige Ermittler fiihlen und dadurch die Ermittlungen potenziell gefdhrden konn-
ten. Da V-Personen, die iiber einen lingeren Zeitraum eingesetzt werden, auf der anderen Seite auch besonders
zuverléssig sein konnen, stellt der Einsatz von fiinf Jahren keinen Ausschlussgrund dar.

Zu Nummer 2 (§ 110b Absatz 7 Satz 5 Nummer 2 StPO-E — Vorstrafen und polizeiliche
Erkenntnisse)

§ 110b Absatz 7 Nummer 2 StPO-E sieht vor, dass bei im Bundeszentralregister eingetragenen Verurteilungen zu
Freiheitsstrafen sowie polizeilichen Erkenntnisse die Auswahl einer V-Person besonders begriindet werden muss.
Einschlagige Verurteilungen sowie polizeiliche Erkenntnisse bediirfen einer sehr sorgfiltigen Priifung. Es muss
ausgeschlossen werden, dass diese einer Zuverléssigkeit der V-Person entgegenstehen. Gleichzeitig sind die Straf-
verfolgungsbehdrden darauf angewiesen, dass sie Personen einsetzen kénnen, die Zugang in bestimmte Szenen
und Milieus haben. Ein solcher Zugang wird nicht selten durch eine eigene ,,Vorgeschichte™ der potenziellen V-
Person ermoglicht. Allerdings konnen bestimmte Vorstrafen einen Einsatz als V-Person ausschlieBen; hierzu zih-
len etwa Verurteilungen wegen Meineides (§ 154 des Strafgesetzbuches) und falscher Verdachtigung (§ 164 des
Strafgesetzbuches).

Zu Nummer 3 (§ 110b Absatz 7 Satz 5 Nummer 3 StPO-E — Mehrfacheinsatze)

§ 110b Absatz 7 Nummer 3 StPO-E sieht vor, dass auch bei Mehrfacheinsitzen einer V-Person, entweder durch
Polizeien oder auch bei einer Doppelfiihrung zwischen Polizei und Nachrichtendienst, die der Strafverfolgungs-
behorde bekannt ist, eine gesonderte Begriindung der Auswahl der V-Person erfolgen muss. Mehrfacheinsétze
sind nicht grundsétzlich verboten. Durch Mehrfacheinsitze steigt aber sowohl das Risiko einer moglichen finan-
ziellen Abhéngigkeit der V-Person als auch die Gefahr, dass sich eine V-Person als Teil der Strafverfolgungsbe-
horde fiihlt und eine eigene Agenda entwickelt sowie sich unvertretbar selbst gefahrdet. Mehrfacheinsétze werden
aber nicht ausgeschlossen, weil etwa fiir Einsdtze in bestimmten Deliktsbereichen, beispielsweise im Bereich der
Bekdmpfung des internationalen Terrorismus oder auch im Bereich Cybercrime nur sehr wenige Personen in
Frage kommen. Zu denken ist etwa an Personen mit besonderen Sprach- oder anderen Fertigkeiten, die nicht ohne
weiteres fiir einen Einsatz erlernt werden konnen, sowie Personen, die aufgrund ihrer geografischen oder kultu-
rellen Herkunft Zugang zu bestimmten Gruppen haben, ein einzigartiges Anforderungsprofil aufweisen, oder iiber
eine andere entsprechend exklusive Expertise verfliigen. So handelt es sich bei den im Rahmen der Bekdmpfung
der Cybercrime eingesetzten V-Personen regelmiBig um Cyberexperten mit Alleinstellungsmerkmal.

Zu Absatz 8 (§ 110b Absatz 8 StPO-E — Beendigungsgriinde)

§ 110b Absatz 8 StPO-E benennt Griinde, bei deren Vorliegen der Einsatz einer V-Person entweder beendet
werden soll (Satz 1) oder grundsétzlich zu beenden ist (Satz 2). GemaB § 110b Absatz 8 Satz 3 StPO-E muss die
V-Person auflerdem vor dem Einsatz hieriiber belehrt werden. Die Belehrung muss aktenkundig gemacht werden.
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Zu Nummer 1 (§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 StPO-E — Falsche Informationen)

§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 StPO-E sieht vor, dass der Einsatz beendet werden soll, wenn die V-Person
wissentlich falsche Informationen an die Strafverfolgungsbehorden weitergibt. Eine weitere Zusammenarbeit soll
dann nicht mehr stattfinden, weil dies ein starkes Indiz dafiir ist, dass die V-Person nicht zuverldssig ist und die
Gefahr besteht, dass falsche Informationen Einfluss auf das Ermittlungsverfahren haben kdnnten.

Zu Nummer 2 (§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 StPO-E — Abweichen von Weisungen)

§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 StPO-E sieht vor, dass der Einsatz beendet werden soll, wenn die V-Person
wiederholt vorwerfbar von Weisungen abweicht oder ihrerseits die Vertraulichkeit nicht wahrt. Vorwerfbar ist
das Abweichen von Weisungen, wenn dies der V-Person zuzurechnen ist und sie erkannt hat oder hitte erkennen
konnen, dass sie den Vorgaben der Strafverfolgungsbehérde zuwiderhandelt. Die V-Person soll nicht auf eigene
Faust ermitteln, denn es ist Aufgabe der Staatsanwaltschaft, die Ermittlungen in einem Strafverfahren zu leiten.
Dariiber hinaus gefahrdet sie moglicherweise Interessen der Strafverfolgungsbehorde, sich selbst und Dritte, wenn
sie keine Vertraulichkeit wahrt.

Zu Nummer 3 (§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 StPO-E — Uberschreiten der
Hochsteinsatzdauer)

Der Einsatz soll nach § 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 StPO-E beendet werden, wenn die V-Person bereits seit
mehr als zehn aktiv Jahren im Einsatz ist. Siehe dazu auch die Begriindung zu § 110b Absatz 6 Nummer 2 Buch-
stabe a.

Zu Nummer 4 (§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 4 StPO-E — Doppelfuhrung mit
Nachrichtendienst)

§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 4 StPO-E sieht vor, dass der Einsatz beendet werden soll, wenn sich wéhrend
eines bereits laufenden Einsatzes herausstellt, dass die V-Person gleichzeitig fiir einen Nachrichtendienst einge-
setzt wird. Siehe dazu auch die Begriindung zu § 110b Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe b.

Zu Nummer 5 (§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 5 StPO-E — Straftaten im Rahmen des
Einsatzes)

§ 110b Absatz 8 Satz 1 Nummer 5 StPO-E sieht vor, dass der Einsatz beendet werden soll, wenn sich die V-
Person im Rahmen des Einsatzes strafbar gemacht hat.

Der Einsatz der V-Person dient dazu, neue Ermittlungsansidtze zu schaffen, um einen konkreten Verdacht
aufzukldren. Zum Zwecke der Strafverfolgung diirfen keine neuen Straftaten begangen werden. Vor diesem
Hintergrund soll der Einsatz grundsitzlich auch beendet werden, wenn die V-Person im Rahmen ihres Einsatzes
eine Straftat begeht.

Bereits nach geltendem Recht diirfen V-Personen, genau wie verdeckte Ermittler, keine Straftaten begehen.
Darauf werden sie von ihren VP-Fiihrern ausdriicklich hingewiesen. An dieser Rechtslage soll sich nichts &ndern.
Zwar enthélt § 9a Absatz 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes eine Regelung iiber die Einstellung von
Verfahren bei bestimmten strafbaren Handlungen durch verdeckte Mitarbeiter (siche zu den ndheren
Voraussetzungen Bundestagsdrucksache 18/4654 Seite 27, wo es heifit: ,,[...] individualrechtsschddigende
Straftaten [konnen] auch jenseits einer planméfBigen Auftragserledigung situativ unausweichlich werden, um eine
Enttarnung zu vermeiden und die zugehorigkeitsstiftende Akzeptanz zu erhalten®), die auch auf Vertrauensleute
(§ 9b Absatz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes ) anwendbar ist aber die Sachlage beim Einsatz von
Vertrauensleuten im Bereich des Verfassungsschutzes ist nicht mit dem Einsatz von V-Personen im Bereich der
Strafverfolgung vergleichbar. Es macht einen entscheidenden Unterschied, ob V-Personen léngerfristig zur
Beobachtung im Bereich der nachrichtendienstlichen Aufklarung in strafbaren Organisationen tétig werden und
dadurch im besten Fall helfen schwere Straftaten zu verhindern, oder ob es um die Aufklarung konkreter, bereits
begangener Straftaten geht. V-Personen konnen im Bereich der Strafverfolgung in der Regel abgezogen werden,
wenn sie von den Beschuldigten, gegen die ermittelt wird, aufgefordert werden, Straftaten zu begehen. Im
Unterschied zum Bereich der Nachrichtendienste und der Gefahrenabwehr dient der Einsatz der V-Person nach
der StPO der Aufkliarung von Straftaten. Das bedeutet, dass der Abbruch der Mafinahme nicht die Abwehr einer
gegenwartigen, konkreten Gefahr verhindern wiirde, sondern die Aufklarung einer Straftat unterbrochen wird.
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Geraten V-Personen im Rahmen ihres Einsatzes in Notsituationen, in denen sie keinen anderen Ausweg sehen,
als eine Straftat zu begehen, kann dies nach den allgemeinen Regelungen des Straf- und Strafprozessrechts
beriicksichtigt werden. So kommt — wenn es sich nicht um ein Verbrechen handelt — eine Einstellung des
Verfahrens nach den §§ 153, 153a StPO in Betracht. Die Notsituation kann auch beim Strafmal beriicksichtigt
werden. In besonderen Ausnahmefillen kommen auch Rechtfertigungsgriinde oder Schuldausschlussgriinde in
Betracht.

Zu Satz 2 (§ 110b Absatz 8 Satz 2 StPO-E — Beendigung)

§ 110b Absatz 8 Satz 2 StPO-E sieht vor, dass der Einsatz grundsitzlich zu beenden ist, wenn sich die V-Person
an der aufzuklirenden Tat beteiligt hat. Erfasst wird sowohl eine Mittéterschaft als auch eine Teilnahme an der
Tat. Wenn die V-Person selbst an der aufzuklidrenden Tat beteiligt war, schlieft das den weiteren Einsatz in der
Regel aus. Insbesondere diirfte fiir die weiteren Ermittlungen entscheidend sein, dass die V-Person aufgrund ihrer
eigenen Involviertheit keine zuverldssige Quelle mehr darstellen diirfte. Ausnahmen sind aber denkbar, wenn es
sich um Tatbeteiligungen handelt, die im Verhéltnis zur aufzuklarenden Tat nicht schwer wiegen. In die erforder-
liche Einzelfallabwagung ist mit einzubeziehen, wie schwer die durch den Einsatz der V-Person verfolgte Straftat
wiegt. So kann beispielsweise der Tatbestand der Bildung krimineller Vereinigungen gemill § 129 Absatz 1
Satz 2 des Strafgesetzbuches im Einzelfall bereits recht schnell verwirklicht sein, da Unterstiitzen im Sinne der
Norm jedes Tatigwerden eines Nichtmitglieds ist, das die innere Organisation der Vereinigung und ihren Zusam-
menhalt unmittelbar férdert, die Realisierung der von ihr geplanten Straftaten — wenngleich nicht unbedingt mafi-
gebend — erleichtert oder sich sonst auf deren Aktionsmoglichkeiten und Zwecksetzung in irgendeiner Weise
positiv auswirkt und damit die ihr eigene Gefdhrlichkeit festigt (vergleiche BGH BeckRS 2023, 8172 Randnum-
mer 23; NStZ-RR 2018, 206 (208); 2017, 347 (348); Paul GSZ 2018, 201 (202)). Auch in solchen Féllen soll es
den Ermittlungsbehorden ermoglicht werden, den Einsatz der V-Person ausnahmsweise fortzufithren. Im Rahmen
der Ermessensentscheidung miissen jedoch samtliche Aspekte der Tatbeteiligung, insbesondere Art und Umfang
Beriicksichtigung finden und dokumentiert werden. Erhebliche Tatbeteiligungen werden in der Regel dazu fiihren,
dass der Einsatz der V-Person zu beenden ist.

Zu Absatz 9 (§ 110b Absatz 9 StPO-E — Grundsatz der Vertraulichkeit und moglicher
Wegfall)

§ 110b Absatz9 Satz1 StPO-E verpflichtet die im Polizeidienst titigen Ermittlungspersonen der
Staatsanwaltschaft (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes), die Identitdt der V-Person geheim zu halten. Dies
gilt grundsétzlich auch iiber das Ende des Einsatzes hinaus.

§ 110b Absatz 9 Satz 2 StPO-E sieht vor, dass die Geheimhaltungspflicht entfallt, wenn eine der in Absatz 8
Satz 1 Nummer 1, 2 oder 5 oder Satz 2 genannten Griinde fiir ein Ende des Einsatzes vorliegt und der Wegfall der
Geheimhaltungspflicht weder den Untersuchungszweck noch Leib, Leben, Freiheit oder bedeutende
Vermogenswerte der V-Person gefdhrdet. Eine Gefdahrdung von bedeutenden Vermogenswerten der V-Person
liegt etwa vor, wenn befiirchtet werden muss, dass die V-Person bei einer Enttarnung schweren Angriffen
ausgesetzt sein konnte, die ihre Existenzgrundlage gefdhrden konnten.

Uber die Griinde, die zu einem Wegfall der Pflicht zur Geheimhaltung der Identitiit fiihren konnen, ist die V-
Person vor ihrem Einsatz aktenkundig zu belehren.

Zu Absatz 10 (§ 110b Absatz 10 StPO-E — Ausnahmen von der Vertraulichkeit)

Die Wahrung der Vertraulichkeit ist wesentlich, um sicherzustellen, dass sich Personen iiberhaupt bereit erkléren,
als V-Personen mit den Strafverfolgungsbehdrden zusammenzuarbeiten. Dies fordert die Effektivitit der
Strafverfolgung und ist in bestimmten Deliktsbereichen ein unverzichtbares Mittel, um Straftaten aufkldren zu
koénnen. Es kann aber Konstellationen geben, in denen Gericht oder Staatsanwaltschaft bestimmte Angaben iiber
die V-Person benotigen, um ihre gesetzlichen Aufgaben zu erfiillen. Diesbeziiglich regelt § 110b Absatz 10 StPO-
E zwei unterschiedliche Fallkonstellationen:

§ 110b Absatz 10 Satz 1 StPO-E bestimmt, dass die Staatsanwaltschaft und das Gericht, die fiir die Entscheidung
iiber einen Einsatz zusténdig sind, nur solche Angaben iiber die V-Person verlangen konnen, die erforderlich sind,
um die Zuléssigkeit des Einsatzes zu liberpriifen; Angaben iiber die Identitét der V-Person kdnnen aber nicht
verlangt werden.
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Die Information kann von der Stelle verlangt werden, bei der die Angaben iiber die wahre Identitéit vorliegen. Das
wird in der Regel die Stelle sein, die die V-Person ,fiihrt. Das Gericht und die Staatsanwaltschaft miissen
entscheiden, welche Informationen iiber die V-Person erforderlich sind, um iiber die Zuléssigkeit des Einsatzes
entscheiden zu konnen (vergleiche die entsprechenden Ausfiihrungen zum Verdeckten Ermittler: Heinrichs,
Weingast, Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung, § 110b StPO, Randnummer 16). Diese Information
kann auch bereits vor dem Beginn des Einsatzes angefordert werden, wenn dies erforderlich ist. Dies ist
notwendig, um eine effektive justizielle Kontrolle zu ermdglichen, denn Staatsanwaltschaft und Gericht tragen
eine wesentliche Mitverantwortung fiir den Einsatz (vergleiche die Ausfilhrungen zum Einsatz Verdeckter
Ermittler: Hauschild, Miinchener Kommentar zur StPO, § 110b StPO, Randnummer 25). Allerdings benétigt das
Gericht fiir die Priifung der Voraussetzungen des Einsatzes nicht den Klarnamen oder die Adresse oder andere,
die V-Person identifizierende Angaben.

Eine Sperrerklarung nach § 96 StPO kann dem Auskunftsverlangen des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft nicht
entgegengehalten werden (vergleiche die entsprechenden Ausfithrungen zum Verdeckten Ermittler: Heinrichs,
Weingast, Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung, § 110b StPO, Randnummer 16).

Fiir das gerichtliche Strafverfahren sieht § 110b Absatz 10 Satz 2 StPO-E vor, dass das fiir die Durchfiihrung der
Hauptverhandlung zustindige Gericht Angaben verlangen kann, die es ihm ermdglichen die V-Person zur
Hauptverhandlung zu laden. Angaben iiber die Identitit der V-Person konnen aber nicht verlangt werden. Das
Leitbild der V-Person in der StPO besteht zwar darin, dass die V-Person nur Ermittlungsansitze liefern und fiir
die spitere Beweisfithrung selbst nicht relevant sein soll, aber dennoch sind Konstellationen denkbar, in denen
die V-Person nach Einschitzung des Gerichts als Zeuge im Strafverfahren vernommen werden sollte, etwa, weil
das Gericht einen Sachverhalt andernfalls nicht ausreichend aufklédren, oder andere wichtige Umstinde nicht
hinreichend beurteilen kann. Zu diesem Zweck darf das Gericht von der Stelle, die die V-Person ,,fithrt*, Auskunft
iiber die Angaben verlangen, die fiir die Ladung zur Hauptverhandlung erforderlich sind. Die Ladung der V-
Person kann in der Regel iiber die VP-filhrende Dienststelle erfolgen. Die VP-filhrende Dienststelle wird die
Zustellung der Ladung in der Regel bewirken konnen.

Es bleibt bei dem Grundsatz, dass in einem Strafverfahren eine V-Person als Zeuge in der Hauptverhandlung nach
Maligabe des § 96 durch die oberste Dienstbehorde gesperrt werden kann, wenn hinreichende Anhaltspunkte dafiir
bestehen, dass die Offenbarung der fiir die Ladung erforderlichen Angaben Leben, Leib, Freiheit oder bedeutende
Vermogensgiiter der V-Person oder einer anderen Person oder die weitere Verwendung der V-Person gefiahrden
wiirden und die genannten Gefahren nicht durch MaBinahmen zum Schutz des Zeugen in der Hauptverhandlung
beseitigt werden konnen. Soweit entspricht § 110b Absatz 10 StPO-E der bisherigen Rechtslage. Erstmals wird
jedoch klarstellend normiert, welche Aspekte die iiber eine Sperrerklarung gemif § 96 StPO entscheidende Stelle,
in ihre Abwégungsentscheidung mit einzubeziehen haben. Dies sind die in § 110b Absatz 10 Satz 3 StPO-E
genannten ,,MafBnahmen, die zum Schutz von Zeugen in der Hauptverhandlung® vorgesehen sind. Die Regelung
fithrt zu mehr Klarheit bei den Rechtsanwendern.

Nach § 96 StPO hat die aktenfithrende Stelle die Moglichkeit, iiber eine Sperrerklarung zu verhindern, dass ihre
Akten Gegenstand eines Strafverfahrens werden, wenn deren oberste Dienstbehorde erkldrt, dass das
Bekanntwerden des Inhalts dieser Akten oder Schriftstiicke dem Wohl des Bundes oder eines deutschen Landes
Nachteile bereiten wiirde (Greven, Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung, § 96 StPO, Randnummer 2).
§ 96 StPO gilt auch fiir Unterlagen der Behdrde, in denen Informationen {iber Zeugen enthalten sind. Auch diese
Angaben konnen iiber eine Sperrerkldrung dem Strafverfahren entzogen werden (a.a.O., Randnummer 7).

Beim Einsatz von V-Personen zum Zwecke der Strafverfolgung spielt das menschen- und verfassungsrechtlich
verbiirgte Konfrontationsrecht des Angeklagten und der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme eine
essentielle Rolle. Um die personliche Vernehmung der V-Person zu ermdglichen und damit der besonderen
Bedeutung der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme und des Konfrontationsrechts des Angeklagten gerecht zu
werden, sollen dem Gericht auf Anforderung Angaben zu der V-Person gemacht werden, die zunichst deren
Ladung in der Hauptverhandlung ermoglichen. Aufgrund des Grundsatzes der personlichen Vernehmung (§ 250
StPO) soll die V-Person grundsétzlich unter Wahrung ihres berechtigten Interesses an einer Geheimhaltung ihrer
Identitdt in der Hauptverhandlung personlich vernommen werden, soweit {iber ihre Angaben Beweis zu erheben
ist, es sei denn die Voraussetzungen des § 96 StPO liegen vor, und berechtigen die zustidndige Behdrde zur Abgabe
einer Sperrerkldrung. Dabei ist, wie auch nach bisheriger Rechtslage, von den Moglichkeiten zum Schutz der
gefdhrdeten V-Person Gebrauch zu machen. Dies sind die in § 110b Absatz 10 Satz3 StPO-E genannten



Drucksache 20/11312 -36— Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

,MafBnahmen, die zum Schutz von Zeugen in der Hauptverhandlung vorgesehen sind®. Konkret gemeint ist damit
die Ausschopfung der im folgenden genannten strafprozessualen Mainahmen zum Schutz des Zeugen, bei denen
gegebenenfalls auch eine Kombination von mehreren MaBnahmen zu erwigen ist.

Dem Spannungsverhéltnis gegenldufiger Interessen (Schutz der V-Person / Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme
und Konfrontationsrecht des Angeklagten) wird durch ein bereits bestehendes und mit diesem Gesetz punktuell
erweitertes, abgestuftes strafprozessuales Instrumentarium des Schutzes der Identitdt der V-Person Rechnung
getragen. Zusétzlich zu den in der StPO bestehenden Moglichkeiten des Schutzes von Zeugen im Hinblick auf
die Moglichkeiten der Beschrankung von Angaben zur Wohnanschrift nach § 68 Absatz 2, § 200 Absatz 1, § 222
Absatz 1 StPO, der Beschriankung von Angaben zur Person nach § 68 Absatz 3 StPO, der Beschrinkung des
Fragerechts nach §68a StPO, des Ausschlusses der Offentlichkeit nach den §§171b, 172 des
Gerichtsverfassungsgesetzes, der Moglichkeit der Entfernung des Angeklagten nach § 247 StPO sowie der
Moglichkeit der audiovisuellen Vernehmung von Zeugen (auch unter Verfremdung von Bild und Ton und auch
an einem anderen Ort als im Gerichtssaal) nach § 247a oder § 58a StPO wird mit § 69 Absatz 4 StPO-E eine
allgemeine Schutzregelung dahingehend geschaffen, dass ein Zeuge, der nach § 68 Absatz 3 StPO seine Identitéit
nicht offenbaren muss, und die Beantwortung von Fragen auch zur Sache verweigern darf, soweit deren
wahrheitsgemifle Beantwortung konkrete Hinweise auf seine Identitit enthalten wiirde. Hierbei ist auch eine
Kombination von mehreren Mallnahmen zu erwégen, wie beispielsweise die audiovisuelle Vernehmung eines
Zeugen an einem anderen Ort unter Verfremdung von Bild und Ton und unter Anwendung des
Auskunftsverweigerungsrechts nach § 69 Absatz 4 StPO-E. Weiter soll, wenn der Schutz einer V-Person durch
diese MaBnahmen nicht gewihrleistet werden kann, die Ubermittlung von Angaben zu der V-Person an das
Gericht verweigert werden diirfen. Die Verfremdung von Bild und Ton ist nicht grundsétzlich ungeeignet, um die
Glaubwiirdigkeit eines Zeugen und die Glaubhaftigkeit seiner Aussage durch das Gericht zu beurteilen. Die
Regelung fiihrt zu mehr Klarheit bei den Rechtsanwendern.

Um den vorgenannten Grundsétzen gerecht zu werden, sieht § 110b Absatz 10 Satz 3 StPO-E vor, dass die
Identitdt von V-Personen im Strafverfahren nach MaBlgabe des § 96 StPO nur geheim gehalten werden darf, wenn
dies —auch nach Erwigung aller zur Verfiigung stehenden strafprozessualen MaBnahmen zum Schutz von Zeugen
— zum Schutz von Leib, Leben, Freiheit oder bedeutender Vermdgensgiiter der V-Person oder einer anderen
Person oder der weiteren Verwendung der V-Person erforderlich ist.

Zu § 110c (Verleiten zu einer Straftat; rechtsstaatswidrige Tatprovokation)

§ 110c StPO-E regelt, unter welchen Voraussetzungen Verdeckte Ermittler und V-Personen im Rahmen eines
zuldssigen Einsatzes zu einer Straftat verleiten diirfen (Absitze 1 und 2) sowie Definition und die Folgen einer
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation (Absatz 3). Die Regelungen greifen die Rechtsprechung des EGMR
(insbesondere die Urteile: NJW 2015, 3631 — Furcht; EGMR 15. Oktober 2020 — 40495/15 — Akbay u.a.) und die
jingere Rechtsprechung des BGH (insbesondere BGH, Urteil vom 16. Dezember 2021 — 1 StR 197/21) zur
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation auf. Zur Tatprovokation enthélt die StPO bisher keine Regelungen.

Ausgangspunkt der Regelung in § 110c Absatz 1 StPO-E (zulédssiges Verleiten) ist, dass ein Verleiten zu
Straftaten durch Verdeckte Ermittler und V-Personen — teilweise auch als Lockspitzel Einsatz, agent provocateur
oder staatliche Infiltrierung bezeichnet — nur in Ausnahmefillen und unter engen Voraussetzungen zuldssig sein
darf. Denn bei der Strafverfolgung sollten sich staatliche Stellen auf die Ermittlung einer Straftat beschrianken.
Sie sollten die Tatbereitschaft eines Dritten weder wecken, noch seine Tatplanung mit einiger Erheblichkeit
intensivieren (sieche auch BGH, Urteil vom 18. November 1999 - 1 StR 221/99, NJW 2000, Seite 1123 ff.). Auch
das BVerfG ist der Ansicht, ,,[...] dass der Staat unbescholtene Biirger nicht zu Straftaten verleiten darf; die
Ermittlungsbehorden sollen Straftaten verfolgen, nicht sie verursachen.” (BVerfG, Beschluss vom 18. Dezember
2014 — 2 BvR 209/14; NJW 2015, Seite 1083, Randnummer 43). Ein Verleiten zu Straftaten muss daher die
absolute Ausnahme sein. Der Staat sollte sich an einem kriminellen Geschehen nur mit einem sehr geringen
Beitrag beteiligen und nur dann, wenn dies zur Aufklarung der Tat wirklich erforderlich und angemessen ist. Die
MaBnahme wird daher auch unter das Erfordernis einer richterlichen Anordnung beziehungsweise richterlichen
Bestitigung gestellt (§ 110c Absatz 2 StPO-E).

§ 110c Absatz 3 StPO-E geht darauf zuriick, dass in der Rechtsprechung des EGMR, des BGH und des BVerfG
Fille rechtsstaatswidriger Tatprovokation anerkannt sind, in denen der Staat bei der Aufkldrung einer Straftat
gegen den Grundsatz des fairen Verfahrens verstoflen hat, weil er sich nicht auf passive Ermittlungen beschrénkt,
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sondern aktiv zu Straftaten provoziert hat, die ohne das staatliche Agieren iiberhaupt nicht begangen worden
wiren. Fiir derartige Fille sieht § 110c Absatz 3 StPO-E als Rechtsfolge ein Verfahrenshindernis vor.

§ 110d StPO bleibt hiervon unberiihrt. § 110d StPO erméchtigt unter Pseudonym agierende Polizeibeamte,
computergenerierte kinderpornografische Inhalte zu nutzen — zum Beispiel diese in Online-Tauschborsen
einzustellen — um bei Einsétzen zur Ermittlung von Straftaten nach den §§ 176e und 184b StGB Zugang zu
geschlossenen Foren zu erlangen.

Zu Absatz 1 (§ 110c Absatz 1 StPO-E — Verleiten zu einer Straftat)

§ 110c Absatz 1 Satz 1 StPO-E legt fest, dass Verdeckte Ermittler und V-Personen im Rahmen eines zuldssigen
Einsatzes einen Beschuldigten ausnahmsweise zu einer Straftat verleiten diirfen, wenn hinreichende
Anbhaltspunkte dafiir vorliegen, dass der Beschuldigte bereits generell zur Begehung von Taten dieser Art bereit
war und das Verleiten ohne erhebliches Einwirken auf den Beschuldigten erfolgen kann. Die Regelung ist auf
Verdeckte Ermittler und V-Personen beschrankt. Nicht offen ermittelnde Polizeibeamte werden nicht erfasst.

§ 110c Absatz 1 StPO-E bezieht sich auf Einsdtze Verdeckter Ermittler und von V-Personen, die die jeweiligen
Einsatzvoraussetzungen nach den §§ 110a und 110b StPO-E erfiillen. Daher muss ein Anfangsverdacht vorliegen.
Der Einsatz muss sich aulerdem gegen einen konkreten Beschuldigten richten. Bei ,,Ermittlungen ins Blaue
hinein® ist bereits der Einsatz eines Verdeckten Ermittlers oder eine V-Person unzulidssig, ein Verleiten zu
Straftaten ist in diesen Fallen erst recht ausgeschlossen.

Gemal § 110c Absatz 1 StPO-E miissen hinreichende Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass dieser Beschuldigte
nicht zum ersten Mal eine Tat begangenen hat, derer er iiberfithrt werden soll, sondern dass er sich bereits in der
Vergangenheit vergleichbarer Taten verdédchtig gemacht hat. Ein Indiz hierfiir kann die gewerbs-, gewohnheits-
oder bandenméBige Begehung von Taten sein. Zur Aufkldrung einer Serientat kann insofern ein Tatanreiz
geschaffen werden, in dem eine typische Tatsituation simuliert wird. Auch die EMRK steht einem zuléssigen
Verleiten zu einer Straftat nicht entgegen: ,,Die EMRK schliefit den Einsatz von Lockspitzeln nicht aus, sondern
erkennt die Notwendigkeit geheimer Ermittlungsformen im Kampf gegen Schwerkriminalitit an.
(Karpenstein/Mayer/Meyer, EMRK Artikel 6 Randnummer 163). Der EGMR hélt eine Tatprovokation fiir
zuldssig, wenn unter anderem folgende Voraussetzung erfiillt ist: ,,Die Behdrden mussten berechtigten Anlass
haben, die Zielperson fiir tatgeneigt oder tatverddchtig zu halten (EGMR, 5.Februar 2008 — 74420/01
Randnummer 56, NJW 2009, Seite 3565 — Ramanauskas; EGMR 9. Juni 1998 — 25829/94 Randnummer 37 f.,
NStZ 1999, Seite 47 — Teixeira de Castro)* (Karpenstein/Mayer/Meyer, EMRK Artikel 6 EMRK, Randnummer
165). GemiaB § 110c Absatz 1 StPO-E reicht es nicht aus, wenn die Behdrden eine Person lediglich fiir
Htatgeneigt™ halten. Denn das Verleiten zu einer Straftat hat einen repressiven Charakter, es dient der Aufklarung
einer Straftat. Anders als bei § 112a Absatz 1 Satz 1 StPO wird daher nicht an die Gefahr angekniipft, dass jemand
weitere Straftaten gleicher Art begehen oder die Straftat fortsetzen wird, sondern daran, dass aufgrund
hinreichender Anhaltspunkte davon ausgegangen werden kann, dass jemand eine vergleichbare Tat, auch ohne
Zutun der Strafverfolgungsbehorden, wieder begehen wird. Wiirde man nur an die Tatgeneigtheit oder den
Verdacht einer zukiinftigen Straftat ankniipfen, wiirde man nicht hinreichend beriicksichtigen, dass nicht die
»zuklinftige Tat“ ein staatliches Verleiten rechtfertigt, sondern der hinreichende Verdacht, dass bereits in der
Vergangenheit dhnliche Taten begangen wurden, die aufgekldrt werden sollen (vergleiche die ausfiihrliche
Darstellung bei Hiibner: Rechtsstaatswidrig, aber straflos? Seite 127).

§ 110c Absatz 1 StPO-E regelt aulerdem, dass das Verleiten des Beschuldigten ohne erhebliches Einwirken
erfolgen muss. Diese Voraussetzung kniipft daran an, dass sowohl BGH als auch der EGMR bei einer zulédssigen
Tatprovokation ein ,,passives Vorgehen der Ermittlungsbehdrden verlangen. In diesem Kontext wird darauf
abgestellt, ,,[...] ob auf den Angekl. Druck ausgeiibt wurde, die Straftat zu begehen. Dabei ist unter anderem
darauf abzustellen, ob die Ermittlungsperson von sich aus Kontakt zu dem Téter aufgenommen, ihr Angebot trotz
anfanglicher Ablehnung erneuert oder den Taiter mit den den Marktwert {ibersteigenden Preisen gekddert hat.
(vergleiche EGMR Urteil vom 23. Oktober 2014 — 54648/09 Randnummer 52 mit weiteren Nachweisen; und vom
15. Oktober 2020 — 40495/15, 40913/15, 37273/15 Randnummer 116; vergleiche auch BGH Urteil vom 7.
Dezember 2017 — 1 StR 320/17, BGHR, Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 EMRK, Randnummer 18, NStZ 2023, Seite
243, Randnummer 21). Verdeckte Ermittler und V-Personen diirfen dementsprechend weder erheblichen Druck
auf eine Person ausiiben, noch sie beharrlich zur Tat dringen (Hiibner: Rechtsstaatswidrig, aber straflos? Seite
136 mit weiteren Nachweisen).
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Wie intensiv die Ermittlungsbehérden im Einzelfall auf eine Person einwirken diirfen, ob sie zum Beispiel von
sich aus auf eine Person zugehen diirfen, richtet sich auch danach, wie stark der Anfangsverdacht ist. Dadurch
wird gewdhrleistet, dass im Einzelfall die VerhdltnismaBigkeit zwischen bestehendem Verdachtsgrad und
Intensitit des Einwirkens gewahrt wird (vergleiche Hiibner: Rechtsstaatswidrig, aber straflos? Seite 138 mit
weiteren Nachweisen).

Die Tat, zu der der Beschuldigte verleitet werden soll, muss auerdem nach Art und Schwere angemessen im
Verhiltnis zu der Tat sein, derer der Beschuldigte verdachtigt wird. Das ergibt sich auch aus der Rechtsprechung
des BGH: ,,Die Bereitschaft der Zielperson darf nicht auf qualitativ oder quantitativ schwerere Straftaten gelenkt
werden (sogenannter Quantensprung; vergleiche BGH, Urteil vom 30. Mai 2001 - 1 StR 42/01, sieche auch
Karpenstein/Mayer/Meyer, EMRK Artikel 6 Randnummer 165). Zur Beurteilung der Schwere einer Tat sollte
jeweils auf die Umsténde im Einzelfall abgestellt werden. Hier sind auch quantitative Aspekte von Bedeutung.
So miissen zum Beispiel bei gewerbsméfligem Handel mit Betdubungsmitteln auch die Menge und Art der
Betidubungsmittel beriicksichtigt werden. Ein gewerbsméfBiger Handel mit einer geringen Menge rechtfertigt nicht
zu einem Verleiten zu einem Handel mit wesentlich groBeren Mengen.

SchlieBlich darf die Tat, zu der der Beschuldigte verleitet werden soll, Leben, korperliche Unversehrtheit und
personliche Freiheit einer Person nicht gefidhrden. Verdeckte Ermittler und V-Personen diirfen nur zur Aufklarung
bestimmter Straftaten eingesetzt werden (vergleiche den Katalog bei § 110a StPO). Dieser Katalog wird durch
§ 110c Absatz 1 Satz 2 StPO-E fiir das Verleiten zu einer Straftat weiter eingeschrénkt. So diirfen Verdeckte
Ermittler und V-Personen nicht zu Straftaten gegen das Leben, Straftaten gegen die korperliche Unversehrtheit
und Straftaten gegen die personliche Freiheit, worunter auch die sexuelle Selbstbestimmung fallen kann, verleiten.
Auch wenn Verdeckte Ermittler und V-Personen beim Verleiten zu einer Straftat nicht darauf abzielen, dass die
Tat vollendet wird, sondern dem Beschuldigten regelméBig vorher iiberfithren wollen, kann eine Tatvollendung
nie vollstdndig ausgeschlossen werden. ,,Denn vollstindige Kontrolle werden die staatlichen Stellen kaum
garantieren konnen. Vielmehr werden sie stets mit spontanen Plandnderungen und — gerade bei kriminellen
Organisationen — mit eigendynamischen Entwicklungen zu rechnen haben, die eine sichere Kontrolle des
geschiitzten Rechtsguts auch bei angeleiteten Delikten nahezu unmdglich machen. (vergleiche Hiibner:
Rechtsstaatswidrig, aber straflos? Seite 131 mit weiteren Nachweisen). Die Einschrinkung stellt klar, dass
Verdeckte Ermittler oder V-Personen nicht das Risiko eingehen diirfen, an Straftaten gegen hochstpersonliche
Rechtsgiiter mitzuwirken. Denn in diesen Féllen kann ein Schaden entstehen, der sich nicht durch einen
finanziellen Wertersatz wieder gut machen liee. Im Umkehrschluss bedeutet dies auch, dass nicht alle Taten
nach dem 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches ausgeschlossen sind. Ein Verleiten kann unter den in § 110c Absatz
1 StPO-E genannten Voraussetzungen weiterhin zu Straftaten aus dem 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches
zuldssig sein, die nicht vorrangig dem Schutz der sexuellen Selbstbestimmung dienen. Das betrifft etwa die
Strafvorschriften betreffend Pornographie (§§ 184 bis 184e des StGB).

Wie bei allen strafprozessualen MaBinahmen muss die VerhéltnisméBigkeit im Einzelfall gewahrt werden, so dass
auch weitere Griinde, die nicht ausdriicklich genannt werden, ein Verleiten zu einer Tat ausschlieBen kdnnen.
Insbesondere das Verleiten von Minderjahrigen zu einer Straftat ist ausgeschlossen.

Neben dem zuldssigen Verleiten zu einer Straftat sind Félle einer unzuldssigen Tatprovokation denkbar, die aber
noch nicht die Schwelle der rechtsstaatswidrigen Tatprovokation erreichen. Eine unzuléssige Tatprovokation kann
— wie bereits bisher in der Rechtsprechung anerkannt — abhéngig von den Umstéinden des Einzelfalls etwa im
Rahmen der allgemeinen Strafzumessung (§ 46 Absatz 1 StGB) beriicksichtigt werden.

Zu Absatz 2 (§ 110c Absatz 2 StPO-E - Richtervorbehalt bei zulassigem Verleiten zu einer
Straftat)

§ 110c Absatz 2 StPO-E enthélt prozessuale Voraussetzungen fiir ein zulédssiges Verleiten zu einer Straftat.

§ 110c Absatz 2 Satz 1 StPO-E enthélt eine Subsidiaritdtsklausel. Ein Verleiten zu einer Straftat ist danach nur
zuldssig, wenn die Aufklidrung von Taten ansonsten aussichtslos oder wesentlich erschwert wére. Diese
Subsidiaritatspriifung ist bereits fiir die Anordnung eines Einsatzes von Verdeckten Ermittlern oder V-Personen
zu priifen (siche § 110a Absatz 2 Satz 3 StPO-E). Im Rahmen eines rechtmifigen Einsatzes soll aber fiir das
Verleiten zu einer Straftat eine zusitzliche Priifung durchgefiihrt werden. Dadurch wird sichergestellt, dass dieses
Vorgehen nur in absoluten Ausnahmefillen zum Einsatz kommen darf und vorrangig andere Ermittlungsansitze
gewdhlt werden miissen. Das Verleiten zu einer Straftat ist insofern nachrangig gegeniiber einer Verfolgung der
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Vortat und der Aufklirung einer absehbaren Wiederholungstat, die ohne jegliches Zutun der
Strafverfolgungsbehdrden erfolgt (vergleiche Hiibner: Rechtsstaatswidrig, aber straflos? Seite 133).

§ 110c Absatz 2 Satz 2 StPO-E regelt, dass das Verleiten zu einer Straftat einer gerichtlichen Anordnung bedarf.
Das bedeutet, dass ein Gericht nicht nur iiber den Einsatz an sich zu entscheiden hat, sondern auch iiber ein
Verleiten zu einer Straftat, dass im Rahmen eines Einsatzes erfolgen soll. Dabei muss das Gericht die materiellen
Voraussetzungen nach Absatz 1 und die Subsidiaritdt nach Absatz2 Satz 1 priifen. Durch die gerichtliche
Kontrolle sollen die Einschédtzungen der Strafverfolgungsbehdrden einer unabhingigen Priifung unterzogen
werden. Der EGMR hilt eine justizielle Aufsicht fiir die angemessenste Kontrollform (EGMR 4. November 2010
— 18757/06 Randnummer 49 f. — Bannikova; EGMR 4. April 2017 — 2742/12 Randnummer 124 — Matanovi¢).
Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung auch durch die Staatsanwaltschaft getroffen werden; Wird sie nicht
innerhalb von drei Werktagen von dem Gericht bestétigt, tritt sie auler Kraft.

VerstoBe gegen die prozessualen Vorgaben in § 110c Absatz 2 StPO-E fiithren dazu, dass —je nach den Umstinden
des Einzelfalls — das Verleiten zu einer Straftat unzuléssig ist. Je nach Schwere des VerstoBes kann dies zum
Beispiel im Rahmen der Beweisverwertung im Verfahren gegen die verleitete Person beriicksichtigt werden. Eine
fehlende gerichtliche Anordnung diirfte ein Beweisverwertungsverbot nach sich ziehen (vergleiche dazu die
Ausfiithrungen zur Durchfiihrung einer Telekommunikationsiiberwachung ohne gerichtliche Anordnungen die in:
Henrichs, Weingast, Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung § 100a StPO, Randnummer 50 f.).

Zu Absatz 3 (§ 110c Absatz 3 StPO-E — Rechtsstaatswidrige Tatprovokation)

§ 110c Absatz 3 StPO-E definiert die rechtsstaatswidrige Tatprovokation und bestimmt ihre Folgen. Die Regelung
ist auf Verdeckte Ermittler (§ 110a StPO-E) und V-Personen (§ 110b StPO-E) beschrinkt.

§ 110c Absatz 3 Satz 1 StPO-E regelt, dass eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation in Bezug auf die provozierte
Tat zu einem Verfahrenshindernis in dem Verfahren gegen den Beschuldigten fiihrt, der zu der Tat provoziert
wurde. § 110c Absatz 3 Satz 1 StPO-E setzt somit die Rechtsprechung des EGMR (vergleiche EGMR Urteil vom
15. Oktober 2020 — 40495/15, 40913/15, 37273/15 — Akbay u.a. /Deutschland) und die neuere Rechtsprechung
des BGH (BGH, Urteil vom 16. Dezember 2021 — 1 StR 197/21, BeckRS 2021, 42005) um, wonach eine
rechtsstaatwidrige Tatprovokation zu einem Verfahrenshindernis fiihrt. Danach ist bei Vorliegen einer
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation kein Raum fiir Losungen auf Ebene der Strafzumessung (siehe auch Jahn /
Gazeas / Hiibner: - StV 2023, Seite 415 mit weiteren Nachweisen). In konsequenter Umsetzung der
Rechtsprechung des EGMR, ,,[...] darf niemand fiir eine Tat bestraft werden, die auf eine rechtsstaatswidrige
Anstiftung durch eine staatliche Behorde zuriickzufiihren ist. Dahinter steht der Gedanke, dass es nicht Aufgabe
des Staates sein kann, seine Biirger zu Straftaten zu dringen. Auch wenn das Unrecht der begangenen Tat durch
die Anstiftung nicht entfallt, hat der Staat seinen Strafanspruch durch die unzuléssige Einflussnahme verwirkt.
Auf welchem Weg dieses Ergebnis erreicht wird, iberldsst der EGMR den Vertragsstaaten* (EGMR, Urteil vom
15. Oktober 2020 — 40495/15, 40913/15, 37273/15 — Akbay u. a. /Deutschland, NJW 2021, Seite 3535). Der
EGMR schlidgt vor, dass Fille rechtsstaatswidriger Tatprovokation im Rahmen eines umfassenden
Beweisverwertungsverbots gelost werden konnen (a.a.0.). Aufgrund des Verstoles gegen den Grundsatz des
fairen Verfahrens (Artikel 6 EMRK) ist die gewéhlte Losung {iber ein Verfahrenshindernis aber sachgerechter,
die auch der BGH in seiner jiingeren Rechtsprechung gewahlt hat.

Das Verfahrenshindernis ist von Amts wegen zu beachten. Das bedeutet, dass das Ermittlungsverfahren nach
§ 170 Absatz 2 StPO von der Staatsanwaltschaft eingestellt werden muss. Das Gericht muss das Verfahren im
Zwischenverfahren durch Beschluss nach § 206a Absatz 1 StPO und im Hauptverfahren nach § 260 Absatz 3
StPO durch Urteil einstellen.

§ 110c Absatz 3 Satz 2 StPO-E definiert sodann die Voraussetzungen der rechtsstaatswidrigen Tatprovokation.
Eine Tatprovokation ist rechtsstaatswidrig, wenn ein Verdeckter Ermittler oder eine V-Person in einer dem Staat
zurechenbaren Weise erheblich auf eine Person einwirkt, um ihre Tatbereitschaft zu wecken oder ihre Tatplanung
wesentlich zu intensivieren.

Die Definition orientiert sich an der Rechtsprechung des EGMR sowie des BGH und deckt sich auch mit den
wesentlichen Kriterien, die der Deutsche Richterbund in seinem Gutachten gewéhlt hat: ,,Eine rechtsstaatswidrige
beziehungsweise konventionswidrige polizeiliche Tatprovokation liegt dann vor, wenn sich die beteiligten
Ermittlungspersonen nicht auf eine weitgehend passive Strafermittlung beschrinken, sondern die betroffene
Person derart beeinflussen, dass sie zur Begehung einer Straftat verleitet wird, die sie ohne die Einwirkung nicht
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begangen hétte, und zwar mit dem Zweck, diese Straftat nachzuweisen, also Beweise fiir sie zu erlangen und eine
Strafverfolgung einzuleiten.* (Deutscher Richterbund: Vertrauenspersonen und Tatprovokationen: Ergebnisse der
Sitzung vom 20. bis 25. November 2017 in Minden / im Auftrag des BMJ, Seite 99).

Anders als das zulédssige Verleiten nach § 110c Absatz 1 StPO-E setzt diese Regelung nicht voraus, dass der
Einsatz eines Verdeckten Ermittler oder einer V-Person zuldssig war. Wenn die Voraussetzungen von Absatz 3
vorliegen, kann eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation auch im Zusammenhang mit einem unzuléssigen Einsatz
vorliegen, zum Bespiel bei fehlender gerichtlicher Anordnung.

Die Tatprovokation muss aber in einer dem Staat zurechenbaren Weise erfolgen. Das heif3t, dass es sich nicht um
einen Exzess oder eigenmichtiges Vorgehen des Verdeckten Ermittlers oder der V-Person handelt, sondern um
ein staatlich veranlasstes Vorgehen. Dieses Kriterium ist vor dem Hintergrund wichtig, dass die
rechtsstaatswidrige Tatprovokation deshalb zu einem Verfahrenshindernis fiihrt, weil der Staat durch ein
rechtsstaatswidriges Einwirken auf eine Person, diese zu einer Straftat motiviert, die diese andernfalls nicht
begangen hitte, nur damit der Staat sie {iberfilhren und seinen ,,Strafanspruch® umsetzen kann. Wenn die
Tatmotivation aber nicht von staatlichen Stellen ausgeht, sondern zum Beispiel von einer V-Person ohne
Abstimmung mit der Strafverfolgungsbehorde erfolgt, dann verstoBt der Staat nicht gegen den Grundsatz des
fairen Verfahrens und hat dementsprechend auch seinen Strafanspruch nicht verbraucht.

Die Abgrenzung zwischen passiver Ermittlung und aktiver Tatprovokation, auf die EGMR und BGH verweisen,
erfolgt anhand des Kriteriums ,,erheblich einwirken“. Ein erhebliches Einwirken liegt vor, wenn eine Person
davon abgehalten wird aus einer Straftat auszusteigen, oder wenn intensiv Druck auf eine Person ausgeiibt wird.
Aus diesem Kriterium ergibt sich auch, dass der Einfluss derart stark (,,erheblich®) sein muss, dass eine Person
eine gleichartige Straftat ohne das Zutun der Strafverfolgungsbehorden liberhaupt nicht begangen hitte.

Dariiber hinaus muss das Verleiten des Verdeckten Ermittlers oder der V-Person darauf abzielen, die
Tatbereitschaft des Beschuldigten oder einer anderen Person zu wecken oder die Tatplanung wesentlich zu
intensivieren. Auch diese Kriterien greifen Vorgaben aus der Rechtsprechung auf: ,,Ebenso ist eine unzuldssige
Tatprovokation gegeben, wenn eine polizeiliche Vertrauensperson in Richtung auf das Wecken der
Tatbereitschaft oder eine Intensivierung der Tatplanung mit einiger Erheblichkeit stimulierend auf den Téter
einwirkt. Es kommt darauf an, ob sich der Tater geneigt zeigt, auch die Tat mit dem hoheren Unrechtsgehalt zu
begehen [...] (BGHSt 32, 345; BGH NStZ 2016, 232; 2018, 355 (357) mit Anmerkungen von Esser)“, (Lohse,
Jakobs, Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung, Artikel 6 EMRK, Randnummer 63). Verdeckte
Ermittler diirfen eine Person weder auf die Idee bringen eine Tat zu begehen, noch diirfen sie sie dazu anleiten,
eine wesentlich schwerere Tat zu begehen: ,Eine Straftat kann auch dann auf einer rechtsstaatswidrigen
Tatprovokation beruhen, wenn sich der Téter aufgrund der Einwirkung des Verdeckten Ermittlers auf die ihm
angesonnene Intensivierung der Tatplanung einlésst oder hierdurch seine Bereitschaft wecken ldsst, eine Tat mit
einem erheblich hoheren Unrechtsgehalt zu begehen. In einem solchen Fall kommt es darauf an, ob der Téter auf
die ihm angesonnene Intensivierung der Tatplanung ohne Weiteres eingeht, beziehungsweise sich geneigt zeigt,
die Tat mit dem hoheren Unrechtsgehalt zu begehen oder an ihr mitzuwirken. Geht die qualitative Steigerung der
Verstrickung des Téters mit einer Einwirkung durch die Ermittlungsperson einher, die von einiger Erheblichkeit
ist, so liegt ein Fall der unzuléssigen Tatprovokation vor* (BGH, Urteil vom. 16. Dezember 2021 — 1 StR 197/21,
NStZ 2023, Seite 243). Der Unrechtsgehalt der rechtswidrigen Tatprovokation beruht also darauf, dass Verdeckte
Ermittler oder V-Personen jemand iiberhaupt erst dazu bringen, eine Straftat zu begehen, oder eine wesentlich
schwerere Tat zu begehen.

Da eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation fiir AuBlenstehende schwer nachweisbar ist, trifft das Gericht eine
besondere Pflicht zur Sachverhaltsaufklirung. Wenn ernsthafte Anhaltspunkte daflir bestehen, dass eine
rechtsstaatswidrige Tatprovokation stattgefunden hat, muss sich das Gericht davon iiberzeugen, dass tatsdchlich
keine Provokation vorgelegen hat und dementsprechend verstirkte Aufklarungsbemiihungen dazu entfalten. Dies
hat auch der EGMR betont: ,,So lange der Vortrag des Angeklagten nicht vollig unplausibel ist, dass es sich um
eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation handelt, trifft die Staatsanwaltschaft danach eine Art ,Beweislast”
(vergleiche: Gaede/Buermeyer, HRRS 2008, 279, 281f., nach der Rechtsprechung des EGMR, 5.2.2008 —
74420/01, NJW 2009, Seite 3565; EGMR, Urteil vom 23. Oktober 2014 — 54648/09, NJW 2015, Seite 3631
Randnummer 53 (Furcht gegen Deutschland))*“. Dem deutschen System ist eine ,,Beweislast” — wie in der EGMR-
Rechtsprechung bezeichnet — im Strafverfahren zwar fremd, allerdings trdgt die Praxis unter Geltung des
Amtsermittlungsgrundsatzes den Vorgaben des EGMR insbesondere durch die Anforderungen an die
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Dokumentationspflichten bereits derzeit Rechnung. Kiinftig wird die Uberpriifbarkeit einer Tatprovokation auch
durch das Erfordernis einer gerichtlichen Anordnung eines zuldssigen Verleitens zu einer Straftat nach Absatz 2
noch weiter verbessert werden. So wird den Anforderungen des EGMR an ,,[...] ein klares und vorhersehbares
Verfahren fiir die Genehmigung von ErmittlungsmaBnahmen, méglichst mit gerichtlicher Uberwachung,
entsprochen [...] (EGMR NJW 2015, 3631 Randnummer 52 f. — Furcht/Deutschland; EGMR EuGRZ 2015, 454
Randnummer 83 — Scholer/Deutschland; kritisch Conen StV 2022, 182)* (Lohse, Jakobs, Karlsruher Kommentar
zur Strafprozessordnung, Artikel 6 EMRK Randnummer 61). In einem Strafverfahren diirfte es damit einfacher
werden, zu lberpriifen, in welchem Umfang Verdeckte Ermittler oder V-Personen auf eine Person eingewirkt
haben.

Zu Nummer 6 (§ 163 Absatz 4 Nummer 2 StPO)

§ 163 Absatz 4 Nummer 2 wird um den neuen § 69 Absatz 4 StPO-E ergénzt. § 163 Absatz 4 StPO regelt die
Befugnisse der Staatsanwaltschaft hinsichtlich der Erscheinens- und Aussagepflichten von Zeugen vor der
Polizei. In Absatz 4 Nummer 2 ist bisher die Entscheidungsbefugnis der Staatsanwaltschaft dariiber geregelt, ob
einem Zeugen nach § 68 Absatz 3 Satz 1 StPO gestattet werden kann, Angaben zur Person nicht oder nur {iber
eine frithere Identitit zu machen. Durch die Ergénzung in § 163 Absatz 4 Nummer 2 StPO um § 69 Absatz 4
StPO-E wird sichergestellt, dass Zeugen, denen gestattet wurde, Angaben zur Identitét nicht oder nur iiber eine
friihere Identitdt zu machen, im Ermittlungsverfahren von der Staatsanwaltschaft gestattet werden kann, die
Auskunft auf Fragen zu verweigern, wenn ein begriindeter Anlass zu der Besorgnis besteht, dass durch die
Beantwortung der Fragen seine Identitit offenbart wird und dadurch Leib, Leben oder Freiheit des Zeugen oder
einer anderen Person gefdhrdet werden.

Zu Artikel 2 (Einfihrungsgesetz zur Strafprozessordnung)

Ubergangsregelung zum Gesetz zur Regelung des Einsatzes von Verdeckten Ermittlern
und Vertrauenspersonen sowie zur Tatprovokation

Zu Absatz 1 (Laufende Einsatze von V-Personen)

Die Vorschrift betrifft laufende Einsdtze von V-Personen, also solche Einsétze, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Gesetzes bereits begonnen haben oder bei denen der V-Person bereits Vertraulichkeit zugesichert worden
ist. Damit aufgrund der neuen Regelungen nicht unmittelbar eine gerichtliche Entscheidung eingeholt werden
muss, gilt fiir diese laufenden Einsiitze eine Ubergangszeit von sechs Monaten. Nur bei Einsétzen, die nach Ablauf
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes noch andauern, wird es erforderlich, einen Antrag auf ge-
richtliche Anordnung zu stellen. Damit wird vermieden, dass die zustdndigen Behorden zum Zeitpunkt des In-
krafttretens gleichzeitig eine Vielzahl von Antrdgen auf Erlass eines Einsatzes stellen miissten und die Gerichte
binnen kurzer Zeit hieriiber zu entscheiden hétten.

Zu Absatz 2 (Aktive Einsatzzeiten)

Die Strafverfolgungsbehdrden waren bislang nicht verpflichtet, aktive Einsatzzeiten von V-Personen gegeniiber
der Staatsanwaltschaft und dem Gericht darzulegen. Die Ubergangsvorschrift triigt diesem Umstand Rechnung,
dass es im Einzelfall — insbesondere, wenn Einsétze schon ldnger zuriickliegen — schwierig sein konnte, eine
lickenlose Dokumentation iiber die Dauer jeden Einsatzes zu erbringen.

Aus diesem Grund sind nur die Einsatzzeiten zu beriicksichtigen, die in den letzten fiinf Jahren vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes erbracht wurden. Bei ldnger zuriick liegenden Einsatzzeiten ist es den Ermittlungsbehorden ge-
gebenenfalls nicht mehr mit vertretbarem Aufwand méglich, diese Zeiten noch zu ermitteln.

Zu Absatz 3 (Berichtspflichten)

Die Vorschrift bestimmt, dass die Berichtspflichten nach § 101b Absatz 1 beziiglich Malnahmen nach den §§
110a und 110b sowie die Ubersicht nach § 101b Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 7 erstmals fiir das
Berichtsjahr erstellt werden miissen, das auf den Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes folgt. Dies trigt dem
Umstand Rechnung, dass es fiir die statistische Erhebung einer Vorbereitung bedarf. Ein Bericht wihrend eines
laufenden Jahres hétte auch nur wenig Aussagekraft im Vergleich zu Zahlen der Folgejahre, die sich iiber ein
gesamtes Berichtsjahr erstrecken.
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Zu Artikel 3 (Anderung des Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetzes)

Bei der Anderung von § 10 Absatz 3 handelt sich um eine redaktionelle Folgeinderung. Da sich die Regelung des
§ 110b Absatz 3 StPO zum Schutz der Identitdt des Verdeckten Ermittlers nun in § 110a Absatz 7 StPO-E findet,
muss der Verweis angepasst werden. Der neue § 110b Absatz 10 StPO-E zum Schutz der Identitdt der V-Person
und der neue § 69 Absatz 4 StPO-E zum Schutz gefahrdeter Zeugen werden ergénzt.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes drei Monate nach der Verkiindung. Durch die Ubergangsfrist
erhalten die Strafverfolgungsbehérden die Méglichkeit sich an die neuen Verfahrensvorgaben einzustellen und
interne Abldufe anzupassen indem zum Beispiel auch interne Richtlinien angepasst werden.
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Anlage 2

Stellungnahme
des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 1043. Sitzung am 26. April 2024 beschlossen, zu dem Gesetz-

entwurf gemif Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1.

Zu Artikel 1 Nummer 3 (§ 101 StPO)

Artikel 1 Nummer 3 ist zu streichen.

Begriindung:

Die Benachrichtigungspflicht fiir Einsdtze von Vertrauenspersonen ist nicht geboten
und sogar autklarungshindernd.

Nach der bisherigen Praxis werden die {iber den Einsatz der Vertrauensperson notwen-
digen Informationen zu den Generalakten der Staatsanwaltschaft genommen, die nicht
der Akteneinsicht unterliegen. Nach der vorgesehenen Neuregelung werden die Unter-
lagen jedoch frither oder spéter Gegenstand der Ermittlungsakten und damit auch den
Beschuldigten zugénglich werden. Dies sowie die zudem vorgesehene Benachrichti-
gung des Betroffenen iiber den Einsatz soll nach dem Gesetzesentwurf zwar erst erfol-
gen, sobald dies ohne Gefdhrdung u. a. des Lebens, der korperlichen Unversehrtheit
oder der personlichen Freiheit der Vertrauensperson moglich ist. Allein die Moglich-
keit, dass es zu Benachrichtigungen der Betroffenen iiber den Einsatz einer Vertrauens-
person kommen wird, wird jedoch ausreichen, Vertrauenspersonen von einem Einsatz
abzuhalten.

Eine derartige Benachrichtigungspflicht ist durch die verfassungsrechtliche Rechtspre-
chung bislang nicht eingefordert worden. Die Ausweitung der Benachrichtigungspflicht
beim Einsatz verdeckter technischer Mittel auf den Einsatz von Vertrauenspersonen ist
auch nicht veranlasst. Der Einsatz technischer Mittel erfolgt im Verborgenen, so dass
sich der Betroffene nicht darauf einstellen kann. Beim Einsatz einer Vertrauensperson
kann der Betroffene jedoch das einer jeden Kommunikation immanente Risiko, dass der
Kommunikationspartner eventuell nicht ,,vertrauenswiirdig* ist, ohne Weiteres erken-
nen. Aufgrund der nicht vergleichbaren Eingriffsintensitit ist eine Benachrichtigung
daher nicht geboten.

Die Voraussetzungen fiir eine Benachrichtigung werden hiufig im Ergebnis zwar nicht
vorliegen, so dass eine Benachrichtigung der Ausnahmefall sein diirfte oder erst eintre-
ten wird, wenn die Vertrauensperson verstorben ist. Potentiellen Vertrauenspersonen
wird die Regelung aber zu viel Ungewissheit bedeuten, was dazu fiihren diirfte, dass die
Strafverfolgungsbehdrden zukiinftig kaum noch Vertrauenspersonen mehr gewinnen
werden.
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2. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 101b StPO)

Artikel 1 Nummer 4 ist zu streichen.

Begriindung:

Eine statistische Erfassung des Einsatzes von VE und V-Personen verfolgt keinen sinn-
vollen Zweck. Diese Statistikpflicht fiihrt zu Arbeitsaufwand bei den Staatsanwalt-
schaften und hat gleichzeitig keinen Nutzen, da die Zahlen keinen Aussagewert haben.
Die Statistik erschopft sich in einer jéhrlichen Veroffentlichung von abstrakten Zahlen,
die als solches nicht Grundlage fiir rechtspolitische oder gesetzgeberische Uberlegun-
gen sein konnen. Entgegen der Begriindung sorgt eine Statistik auch nicht fiir Transpa-
renz, da sich aus der Statistik nicht ergibt, ob ein V-Personen-Einsatz im konkreten
Einzelfall zuldssig und ermittlungstaktisch sinnvoll war und ob er zu nutzbaren Ergeb-
nissen fiir das Ermittlungsverfahren gefiihrt hat.

3. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110a Absatz 2 Nummer 1 StPO)

In § 110a Absatz 2 Nummer 1 ist nach dem Wort ,,Betdubungsmittel-*“ ein Komma so-
wie das Wort ,,Cannabis-“ einzufiigen.

Begriindung:

Mit dem vom Deutschen Bundestag beschlossenen Cannabisgesetz soll der Umgang
mit Cannabis in weiten Teilen entkriminalisiert werden. Cannabis soll kiinftig auch kein
Betdaubungsmittel mehr sein und somit nicht mehr den Vorschriften des Betdubungs-
mittelgesetzes (BtMG) unterliegen. Damit gelten die Strafvorschriften der §§ 29 BtMG
nicht mehr fiir cannabisbezogene Handlungen. In Konsequenz dessen sehen das Kon-
sumcannabisgesetz (KCanG) und das Medizinal-Cannabisgesetz (MedCanG) eigene
Strafvorschriften vor.

Auf Klarstellungsbitte des Bundesrates hat der Deutsche Bundestag im Gesetzgebungs-
verfahren zum Cannabisgesetz folglich beispielsweise § 104 StPO dahingehend gedn-
dert, dass nicht nur der unerlaubte Betdubungsmittelhandel, sondern auch der Canna-
bishandel erfasst sein soll. In § 110a StPO-E bedarf es einer entsprechenden Anpassung,
da auch hier der Betdubungsmittelbegriff verwendet wird, aus dem Cannabis kiinftig
ausgenommen ist. Dies wurde leider iibersehen, obwohl in der Einzelbegriindung zu § 2
Absatz 5 KCanG (Ausnahme vom Verbot) ausdriicklich das Tatigwerden von verdeck-
ten Ermittlern und nicht offen ermittelnden Polizeibeamten erwéhnt.

4. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110a Absatz 5 und
Absatz 6 StPO)

a) Der Bundesrat kritisiert die vorgesehene detaillierten, zum einen duflerst eng an die
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b)

Begrifflichkeiten der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 9. Dezem-
ber 2022 — 1 BvR 1345/21 — angelehnten, zum anderen noch dariiber hinausgehen-
den und dennoch nicht abschlieBenden Vorgaben zum Kernbereichsschutz in
§ 110a Absatz 5 StPO.

Der Bundesrat bemingelt die missverstdndlichen Regelungen zur Unterbrechung
und Fortfiihrung einer Mafinahme in § 110a Absatz 6 StPO und die vom Gesetzent-
wurf vorgenommene Aufgabenzuweisung bei der Loschung kernbereichsrelevanter
Informationen in § 110a Absatz 6 StPO.

Der Bundesrat fordert daher die Uberarbeitung der §§ 110a Absatz 5 und 6 StPO.

Begriindung:

Zwar ist der Ausgangspunkt des Bundesverfassungsgerichts in seiner Entscheidung
vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21 — ohne Zweifel zutreffend: Im Unterschied
zur technischen Erhebung von kernbereichsrelevanten Daten kann ei-ne Interaktion von
Verdeckten Ermittlern (VE) und Vertrauenspersonen (VP) mit einer Zielperson unter
besonderen Voraussetzungen bereits als solche den Kernbereich privater Lebensgestal-
tung beriihren, ohne dass es noch auf den Inhalt der hierdurch erlangten Informationen
ankdme. Ein ,,normenklarer Kernbereichsschutz*“ erfordert jedoch nicht die vorgese-
hene detaillierte, wortreiche, duflerst eng an die Begrifflichkeiten der erwéhnten Ent-
scheidung angelehnte und dennoch nicht abschliefende Handlungsanweisung in § 110a
Absatz 5 StPO-E.

In der Rechtsprechung und in der Praxis ist seit jeher vollig unbestritten, dass die Be-
griindung einer intimen Beziehung zwischen VE (oder VP) und der Zielperson zur Er-
langung von Erkenntnissen unter keinen Umstidnden in Betracht kommt. Dasselbe gilt
fiir — im Entwurf indes nicht genannte — Kontaktanbahnungen unter Vorspiegelung
héchstpersonlicher religidser Ubereinstimmungen.

Ein nédherer Vergleich zeigt zudem, dass die Regelungen in Teilen iiber die Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts hinausgehen. § 110a Absatz 5 StPO zufolge sind Ein-
sdtze ,,s0 zu planen und auszufiihren, dass ein Eindringen in den Kernbereich privater
Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter insoweit ausgeschlossen wird, als sich
dieses mit praktisch zu bewiltigendem Aufwand im Vorfeld vermeiden lisst.“ Das Bun-
desverfassungsgericht hingegen formuliert: ,,Ein Eindringen in den Kernbereich [ist]
dariiber hinaus zu vermeiden, soweit dies mit praktisch zu bewéltigendem Aufwand
moglich ist.*

Beispielsweise bei der Aufkldarung sogenannter Cold Cases muss der VE zwingend ein
Vertrauensverhiltnis zur Zielperson begriinden. Bei VP, fiir deren Einsatz die Regelung
gem. § 110b Absatz 4 StPO entsprechend gilt, handelt es sich hdufig um langjahrige
Freunde, enge Vertraute oder sogar Verwandte der Zielperson. Sie befinden sich bereits
vor ihrem Einsatz in einem besonderen Néheverhiltnis zur Zielperson. Diese Aspekte
sind bei der zu treffenden Regelung zu beriicksichtigen. Die derzeit geplanten Regelun-
gen werden es zudem professionell agierenden Téterkreisen erleichtern, mogliche VE
und VP sicher zu identifizieren.
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§ 110a Absatz 5 StPO sieht fiir die Fortfithrung einer Maflnahme nach Eindringen in
den Kernbereich vor, dass diese nur zuldssig ist, wenn und solange dies zum Schutz von
Leben und Leib des VE oder zur Sicherung des weiteren Einsatzes des VE erforderlich
ist. § 100d Absatz 4 StPO regelt demgegeniiber fiir den Fall der Unterbrechung einer
MaBnahme, dass diese fortgefiihrt werden kann, wenn auf Grund tatséchlicher Anhalts-
punkte anzunehmen ist, dass durch die Uberwachung AuBerungen, die dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden. Dieser Gedanke
findet sich fiir den Einsatz von VE und VP in der Begriindung insoweit, als ausgefiihrt
wird, dass es Konstellationen geben kann, in denen unter Fortfiihrung des Gesamtein-
satzes lediglich die kernbereichsrelevante Kommunikation oder Interaktion abgebro-
chen wird. Dies sollte auch im Normtext deutlich werden.

Gemadl § 110a Absatz 6 StPO-E darf ein VE eine kernbereichsrelevante Information
nicht weitergeben. Diese ist vielmehr unverziiglich zu 16schen. Diese Regelung, ebenso
wie die entsprechende Vorgabe flir VP in § 110b Absatz 4 StPO nach der vor der Ver-
wertung der Informationen, die die VP iibermittelt, die Strafverfolgungsbehdrde priifen
muss, ob diese Informationen selbst oder die Art und Weise ihrer Erlangung den Kern-
bereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter betreffen, ist nur auf den
ersten Blick unproblematisch. Der Begriindung zu § 110b Absatz 4 StPO lésst sich ent-
nehmen, dass die Priifung bei VP-Einsétzen in der Regel ein VP-Fiihrer, gegebenenfalls
in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft vornehmen wird. Dies legt die Vermutung
nahe, dass liber die Weitergabe kernbereichsrelevanter Informationen beim VE-Einsatz
der VE in der Regel allein entscheiden soll. Beides entspricht weder der Rolle der
Staatsanwaltschaft als Herrin des Ermittlungsverfahrens noch dem Umgang mit kern-
bereichsrelevanten Informationen bei anderen verdeckten Maflnahmen. Fiir den Bereich
der TKU haben sich die Generalstaatsanwiilte der Linder nach Inkrafttreten der TKU-
Novelle zum 1. Januar 2008 darauf verstindigt, dass es sich bei der Entscheidung iiber
die Einordnung von Kommunikation als kernbereichsrelevant um eine rechtliche Be-
wertung handelt, die ebenso wie die Entscheidung iiber die Léschung ausschlieBlich
von der zustindigen Staatsanwaltschaft im Rahmen ihrer Sachleitungsbefugnis erfolgt.
Dies ist seither unbestritten. Fiir Malnahmen der Wohnraumiiberwachung gilt, dass bei
einer zweifelsfrei ad hoc herbeizufiihrenden Unterbrechung der MaBnahme die Polizei
entscheidet. Fiir Zweifelsfille wird von der Staatsanwaltschaft ein gesonderter Bereit-
schaftsdienst eingerichtet, auch, weil durch die Staatsanwaltschaft gegebenenfalls gem.
§ 100d Absatz 4 Satz 4 StPO eine richterliche Entscheidung herbeizufiihren ist. Diese
vergleichbare Aufgabenzuweisung missachtet der Entwurf.

Die Griinde der bereits erwdhnten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
Gesetz tliber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern vom
9. Dezember 2022 wurden iibernommen, ohne die Besonderheiten der Organisation der
Strafverfolgung gegeniiber der Gefahrenabwehr in den Blick zu nehmen. Mit der ab-
weichenden Meinung des Richters Schluckebier zur Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum BKA-Gesetz vom 20. April 2016 — 1 BvR 966/09 — ist zu bemerken,
dass die Erwdgungen zu priaventivpolizeiliche MaBBnahmen nicht ohne weiteres auf das
Strafverfahren iibertragen werden konnen.

Eine grundlegende Uberarbeitung der Norm ist daher angezeigt.
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5. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110a Absatz 5 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 ist § 110a Absatz 5 wie folgt zu fassen:

»(5)  Die gezielte Erhebung von Informationen aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung ist unzuldssig. Dartiber hinaus ist, soweit moglich, sicherzustellen, dass
Informationen, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, nicht erhoben
werden. Wenn sich wihrend eines Einsatzes tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir ergeben,
dass durch eine konkrete MaBBnahme in den Kernbereich privater Lebensgestaltung der
Zielperson oder Dritter eingedrungen wird, muss diese Maflnahme abgebrochen wer-
den. Eine Fortfiihrung der MaBBnahme ist nur zuldssig, wenn und solange dies zum
Schutz von Leben und Leib des Verdeckten Ermittlers, zur Sicherung des weiteren Ein-
satzes oder zur Sicherung der weiteren Verwendung des Verdeckten Ermittlers erfor-
derlich ist. Nach Abbruch der Maflnahme ist die Fortfithrung des Gesamteinsatzes nicht
gehindert.*

Folgednderung:

In § 110a Absatz 6 Satz 3 ist die Angabe ,,Satz 6* durch die Angabe ,,Satz 4 zu erset-
zen.

Begriindung:

Es bestehen Zweifel, ob aus der Rechtsprechung des BVerfG (Beschluss des Ersten
Senats vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, Rn. 109 ff.) tatsdchlich der Bedarf an
einer derart umfassenden eigenstindigen Regelung fiir die Erhebungsebene abzuleiten
ist, wie sie § 110a Absatz 5 StPO-E in der Fassung des Gesetzentwurfs vorsieht. Die
erforderlichen Maf3gaben sollten pragnanter gefasst werden:

— Es sollte — wie in § 100d StPO — von einer ndheren Definition der gezielten Ab-
schopfung von Informationen aus dem Kernbereich oder des Kernbereichs als sol-
chen abgesehen werden. Denn der Kernbereich privater Lebensgestaltung ist einer
allgemeingiiltigen ndheren Definition durch den Gesetzgeber nicht zugénglich. Eine
solche Definition wird vom BVerfG auch nicht eingefordert. Wann ein Sachverhalt
den Kernbereich bertihrt, ist stets von den Umsténden des Einzelfalls abhingig. In-
soweit gibt die Rechtsprechung der Praxis immer wieder konturierende Leitlinien
an die Hand, auf die in der Gesetzesbegriindung hingewiesen werden kann, die aber
nicht zwingend Teil des Gesetzestextes werden miissen. Jede (Teil-) Definition auf
Gesetzesebene bleibt letztlich unvollstdndig und fiihrt im Ergebnis zu zusitzlichen
Auslegungsschwierigkeiten, im vorliegenden Fall etwa zu der Frage, wann eine mit
einer intimen Beziehung vergleichbare ,,engste personliche Bindung vorliegt.

— Auf Vorgaben zur ,,Einsatzplanung® oder auf wenig Klarheit schaffenden Formu-
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lierung wie ,,je mehr ... desto eher* sollte verzichtet werden. Erlduternde Ausfiih-
rungen des BVerfG konnen zur Auslegung des Gesetzestextes dienen. Ein Bedarf
fiir eine wortliche Ubernahme in den Normtext besteht hingegen nicht. Die Wieder-
gabe ganzer Passagen aus den Urteils-griinden fiihrt zu einer Ausdehnung des Ge-
setzestextes, ohne fiir mehr Rechtssicherheit zu sorgen. Stattdessen ist ein eine an
§ 100d Absatz 3 Satz 1 StPO angelehnte allgemeine gesetzliche Vorgabe ausrei-
chend. So ist auch von vornherein ausgeschlossen, dass die geheimhaltungsbediirf-
tige Einsatzplanung bei Beantragung der Mallnahme dem Ermittlungsgericht als
mogliche Zuldssigkeitsvoraussetzung vorzulegen oder als ,,sonstige Unterlage® im
Sinne des § 101 Absatz 2 StPO zu den Akten zu nehmen wire.

— Bei der Normierung des ,,Abbruchgebots* ist deutlicher zwischen dem (Gesamt-)
Einsatz und der konkreten kernbereichsrelevanten Informationserhebung (,.kon-
krete Mallnahme*) zu unterscheiden. Letztere ist ,,abzubrechen®. Auf die Fortfiih-
rung der — dadurch lediglich ,,unterbrochenen® — Gesamtmafinahme bzw. des Ge-
samteinsatzes hat dies jedoch keinen Einfluss.

— Die Griinde fiir eine ausnahmsweise Fortfithrung der kernbereichsrelevanten Maf3-
nahme sind um die Sicherung der weiteren zukiinftigen Verwendung des Verdeck-
ten Ermittlers (iiber den aktuellen Einsatz hinaus) zu ergénzen.

6. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 1 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 ist in § 110b Absatz 1 nach den Wortern ,,Personen, die keiner*
das Wort ,,deutschen* einzufiigen.

Begriindung:

Die Definition der Vertrauensperson in § 110b Absatz 1 StPO-E ist fiir die Praxis zu
eng. Werden Beamte auslidndischer Ermittlungsbehorden fiir deutsche Strafverfol-
gungsbehorden titig, sind sie nach der hochstrichterlichen Rechtsprechung als Vertrau-
enspersonen einzustufen. Die Formulierung im Gesetzesentwurf konnte dahin missver-
standen werden, dass Beamte ausldndischer Ermittlungsbehdrden keine Vertrauensper-
sonen mehr sein konnen, was den Einsatz verdeckt ermittelnder auslandischer Polizei-
beamter damit zukiinftig ausschlieen wiirde. Einem solchen wohl nicht intendierten
Verstindnis kann durch die Klarstellung ,,keiner deutschen Strafverfolgungsbehdrde™
begegnet werden.

7. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 2 Satz 1 und
Satz 2 StPO

Artikel 1 Nummer 5 § 110b Absatz 2 Satz 1 und 2 sind durch folgenden Satz zu erset-
zen:

,, Vertrauenspersonen diirfen zur Aufklarung von Straftaten eingesetzt werden, wenn zu-
reichende tatséchliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass eine Straftat von erheblicher



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode —49 — Drucksache 20/11312

Bedeutung begangen worden ist.*

Begriindung:

Der Gesetzentwurf versteht unter Einsatz einer Vertrauensperson (VP) das auftragsge-
méfle Agieren einer VP in einem konkreten Ermittlungsverfahren unter Fithrung der
Strafverfolgungsbehorde. Die in der Praxis sehr hdufige Konstellation, dass eine (poli-
zeilich) als VP gefiihrte Person auBerhalb eines in einem Ermittlungsverfahren konkret
erteilten Auftrags aus eigenem Antrieb Informationen an die Strafverfolgungsbehdérden
liefert, ist somit nach wie vor rechtlich als die Inanspruchnahme eines Informanten zu
bewerten und unterliegt nicht den Vorgaben des § 110b StPO-E.

Als Voraussetzung fiir den so verstandenen Einsatz einer VP normiert der Entwurf eine
Straftat von erheblicher Bedeutung. Der dann unter Nummer 1 folgenden Katalog, der
aus den Bestimmungen zum Einsatz Verdeckter Ermittler iibernommen wurde, wird
erginzt durch einen weiteren Katalog in Nummer 2, demzufolge VP auch bei Gefahr-
dung der Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben, der Sicherheit der Bundesrepublik oder bei
erheblichem Schaden fiir die Allgemeinheit oder einer Schidigung einer groen Zahl
von Personen eingesetzt werden diirfen. Dieser Katalog orientiert an Ziffer I 3.1 der
Gemeinsamen Richtlinien der Justizminister/-senatoren und der Innenminister/-senato-
ren der Lénder iiber die Inanspruchnahme von Informanten sowie {iber den Einsatz von
Vertrauenspersonen (V-Personen) und Verdeckten Ermittlern im Rahmen der Strafver-
folgung (Anlage D der RiStBV) und ist der Begriindung zufolge erforderlich, um aktu-
ell bestehende Einsatzmoglichkeiten nicht einzuschrianken. Sie sollen den Einsatz von
VP im Bereich der Cyberkriminalitdt und des Betrugs ermoglichen. Ausgehend von der
gesetzgeberischen Vorstellung, kiinftig wesentlich auf das Vorliegen eines Anfangsver-
dachts wegen einer Straftat erheblicher Bedeutung abzustellen, stellt sich die Frage,
warum auf die Kataloge nicht ginzlich verzichtet und ausschlieBlich auf den Begriff der
Straftat von erheblicher Bedeutung zuriickgegriffen wird. Eine Straftat von erheblicher
Bedeutung liegt vor, wenn die Tat zumindest dem mittleren Kriminalititsbereich zuzu-
ordnen und geeignet ist, den Rechtsfrieden empfindlich zu stéren sowie das Gefiihl der
Rechtssicherheit der Bevolkerung erheblich zu beeintrachtigen. Verzichtet man auf die
Kataloge in Nummer 1 und 2 ist auch die Regelung, dass Vertrauenspersonen bei Ge-
fahr der Wiederholung zur Aufklidrung von Verbrechen eingesetzt werden konnen, die
ebenfalls aus dem VE-Bereich iibernommen wurde, entbehrlich.

Mit dem alleinigen Ankniipfen an eine Straftat von erheblicher Bedeutung bleibt der
Einsatzbereich von VP im bisherigen Umfang erhalten, ohne dass es der vom Entwurf
vorgesehen liberbordenden Kataloge bedarf.

8. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 2 Satz 4 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 ist § 110b Absatz 2 wie folgt zu dndern:

Satz 4 ist zu streichen.
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Begriindung:

Die im Gesetzentwurf fiir § 110b Absatz 2 StPO vorgesehene Orientierung an der be-
stehenden Regelung des § 110a Absatz 1 Satz 2 bis 4 StPO erscheint mit Blick auf die
Aufklarung von Verbrechen unnétig kompliziert. Es gentigt daher — wie bei der aktuell
geltenden Praxis auch — eine fiir alle Fille des V-Personen-Einsatzes einheitliche Sub-
sidiaritédtsklausel in § 110b Absatz 2 Satz 3 StPO-E, vgl. insoweit Abschnitt I Num-
mer 3.2 der Gemeinsamen Richtlinien der Justizminister/-senatoren und der Innenmi-
nister/-senatoren der Lénder iiber die Inanspruchnahme von Informanten sowie iiber
den Einsatz von Vertrauenspersonen (V-Personen) und Verdeckten Ermittlern im Rah-
men der Strafverfolgung (Anlage D zu den RiStBV).

9. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 2 Satz 3 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 § 110b Absatz 2 sind in Satz 3 die Worter ,,aussichtslos oder*
zu streichen.

Begriindung:

Im Vergleich zur Grunddrucksache wird mit der Anderung die Streichung der Worter
,»auf andere Weise aussichtslos* vorgenommen. Dieses Kriterium ist inhaltlich schwer
zu fassen und in der Realitit kaum zu prognostizieren.

10. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§110b Absatz 3 StPO)

Artikel 1 Nummer 5 § 110b Absatz 3 ist zu streichen.

Begriindung:

Ein Richtervorbehalt ist durch die hochstrichterliche Rechtsprechung nicht gefordert.
Er erhoht die Gefahr der Enttarnung und wirkt damit abschreckend auf geeignete Ver-
trauenspersonen. Fiir den Bereich der Strafverfolgung gibt es keine Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts fiir einen Richtervorbehalt fiir den Einsatz von Vertrauensper-
sonen.

Der Gesetzentwurf verweist im Problemaufriss und in der Einzelbegriindung zu § 110b
Absatz 3 StPO-E (Richtervorbehalt) insbesondere auf das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum BKAG (BVerfG Urteil v. 20. April 2016, 1 BvR 966/09 -- 1 BvR
1140/09).

In der Entscheidung geht es jedoch um einen préaventivpolizeilichen Einsatz von Ver-
trauenspersonen im Rahmen der Abwehr von Gefahren des internationalen Terroris-
mus. Die Anordnungsbefugnis lag beim BKA selbst.

Der Gesetzentwurf betrifft hingegen Einsdtze in Strafermittlungsverfahren unter der
Sachleitung der Staatsanwaltschaften. Einsdtze werden somit nicht allein von der Poli-
zei, veranlasst, sondern in Absprache mit der Staatsanwaltschaft, sodass bereits hier
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eine weitere Kontrolle besteht.

Auch dem Deutschen Richterbund zu Folge lassen sich die Vorgaben der oben genann-
ten Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht ohne Weiteres auf den Bereich
der Strafverfolgung iibertragen, zumal im Strafverfahren zum einen der Verdacht einer
bereits eingetretenen Rechtsgutsverletzung besteht und zum anderen der Einsatz der
Vertrauensperson einer gerichtlichen Kontrolle jedenfalls im Rahmen der Priifung der
Verwertbarkeit von durch diese erlangten Beweisen unterliegt.

Im Ubrigen wird auch fiir den Einsatz von Verdeckten Ermittlern offensichtlich kein
genereller Richtervorbehalt fiir erforderlich erachtet wie die differenzierende Regelung
in § 110a Absatz 3 und 4 StPO-E zeigt.

11. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 4 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 ist § 110b Absatz 4 StPO wie folgt zu fassen:

,»(4) Fiir den Einsatz von Vertrauenspersonen gilt § 100d Absatz 1 und 2 entspre-
chend.*

Begriindung:

Die strikten Kernbereichsschutzregelungen des § 110a Absatz 5 StPO-E sind auf den
V-Personen-Einsatz ~ nicht  ibertragbar.  Das  genaue  Vorgehen  von
V-Personen ist flir die Strafverfolgungsbehdrden nicht planbar, so dass die Vorgabe des
§ 110a Absatz 5 StPO-E faktisch nicht umsetzbar ist.

Gerade im Bereich der Organisierten Kriminalitit oder der Clan-Kriminalitét ist es zu-
dem unerldsslich, auf Nahbereichs-VPs (also V-Personen aus dem engeren Freundes-
oder Bekannten-, in Ausnahmefillen sogar Familienkreis eines Verdichtigen) zuzugrei-
fen, da nur den Tétern nahestehende Personen iiberhaupt Zugang zu den kriminellen
Strukturen haben. Die personliche Ndhe beruht gerade nicht auf einer von staatlichen
Organen gelenkten Tduschung, sondern ist bereits zuvor aufgrund der personlichen Be-
ziehungen gewachsen. Insoweit sind auch andere Mafistdbe an den Kernbereichsschutz
anzulegen als bei VE.

§ 110b Absatz 4 StPO-E i. V. m. § 110a Absatz 5 StPO-E erschwert den Einsatz von
Nahbereichs-VPs massiv. Die Rekrutierung solcher V-Personen wiirde kiinftig unmog-
lich gemacht, so dass die Strafverfolgungsbehorden keine Informationen aus dem In-
nenleben von streng abgeschotteten kriminellen Strukturen mehr erlangen konnten.
Die Ausgestaltung der geplanten gesetzlichen Regelung erdffnet dariiber hinaus die Ge-
fahr, dass Kriminelle versuchen, V-Personen durch die gezielte Konfrontation mit kern-
bereichsrelevanten Sachverhalten oder Situationen zu enttarnen (Keuschheitspriifung
2.0).

Selbst das Bundesverfassungsgericht differenziert in seinen Entscheidungen zum poli-
zeilichen VE- und V-Personen-Wesen zwischen VE und V-Personen und verlangt fiir
letztere keine kernbereichsvermeidende Einsatzplanung.

Entscheidend und ausreichend ist, dass eine V-Person nicht gezielt auf kernbereichsre-
levante Informationen angesetzt wird und dass — wenn solche Informationen doch er-



Drucksache 20/11312 -52 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

langt werden sollten — diese jedenfalls nicht verwendet werden diirfen. Diesen Vorga-
ben wird mit einem Verweis auf § 100d Absatz 1 und 2 StPO-E ausreichend Rechnung
getragen.

Der Verweis auf die Regelungen zum Kernbereichsschutz fiir Verdeckte Ermittler nach
§ 110a Absatz 5 StPO-E fiir V-Personen ist nicht praxistauglich, da es fiir die in An-
spruch genommenen Personen regelméfig auf Grund ihrer besonderen Néhe zu den je-
weiligen Zielpersonen nicht mdglich sein wird, eine Abwéigung der Regelungen des
Kernbereichsschutzes vorzunehmen, geschweige denn diesen glaubhaft zu wahren, da
es sich insbesondere in Fillen der Organisierten Kriminalitdt um bereits gewachsene
und somit vertrauensvoll gefiihrte zwischenmenschliche Beziehungen handelt. Die
Aufkliarung in diesen besonders sozialschiddlichen Deliktsbereichen wire durch die
hierdurch massiv eingeschrinkte Gewinnung von Nahbereichs-V-Personen nachtrag-
lich beeintréachtigt.

Ein Verweis auf die Regelungen des § 100d Absatz 1 und 2 StPO ist hinreichend, um
eine entsprechende missbrauchliche Verwendung und damit einhergehend einen Ein-
griff in diesen besonders schiitzenswerten Bereich zu vermeiden. Zudem gelingt es hier-
durch den teils nicht vorhersehbaren bzw. planbaren Einsédtzen von VP praxisnah Rech-
nung zu tragen.

12. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 5 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 ist § 110b Absatz 5 zu streichen.

Begriindung:

§ 110b Absatz 5 StPO-E sieht vor, dass {iber Vernehmungen von Vertrauenspersonen
grundsétzlich ein Wortlautprotokoll erstellt werden soll; die Wahlmoglichkeit zwischen
Wort- und Inhaltsprotokoll, die die Strafprozessordnung sonst in § 168a Absatz 2 Satz 1
StPO gestattet, wird damit aufgehoben.

Bisher werden iiber die Angaben einer VP fiir die Ermittlungsakten sog. gerichtsver-
wertbare Vermerke erstellt. Damit wird die Gefahr der Enttarnung der VP minimiert.
Wenn kiinftig Aussagen einer VP im Ermittlungsverfahren (und damit fiir die Ermitt-
lungsakten im Hinblick auf den vorgesehenen Richtervorbehalt und die Grundsitze der
Aktenfiihrung) nach den Grundsitzen der §§ 168a, 168b StPO wortlich protokolliert
werden, erhoht das die Gefahr deren Enttarnung in ganz erheblichem Umfang. Sprach-
stil, Wortwahl und Dialekt konnen zur Identifizierung einer Person fiihren. Dies gilt
insbesondere fiir sogenannte Nahbereichs-VP, also Personen aus dem unmittelbaren fa-
milidren, sozialen oder beruflichen Umfeld der Zielperson. Dem die Vernehmung
durchfiihrenden VP-Fiihrer miissen solche sprachlichen Besonderheiten bei Protokol-
lierung nicht zwingend bewusst sein, was zu unkalkulierbaren Risiken fiihrt. Zudem
konnen auch protokollierte Belehrungen der VP, etwa gem. § 52 StPO, oder Zeit- und
Ortsangaben zur Enttarnung fiihren.

Zwar bestimmt § 110b Absatz 5 StPO-E ausdriicklich, dass von einem Wortprotokoll
abgesehen werden kann, ,,soweit hierdurch [...] Riickschliisse auf die Identitéit der Ver-
trauensperson oder auf geheimhaltungsbediirftige Methoden beim Einsatz von Vertrau-
enspersonen gezogen werden konnen®. Da die Anwendung des Ausnahmetatbestandes
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in den Akten zu begriinden sein wird, wovon auch die Gesetzesbegriindung ausgeht,
werden mit der Soll-Vorschrift verbundenen Gefahren lediglich verlagert. Gerade weil
die Risiken im Einzelfall ex ante schwer abzuschitzen sind, birgt die Begriindung des
Absehens von einem Wortprotokoll — wenn sie sich nicht in Floskeln erschopfen soll —
ihrerseits die Gefahr, dass Hinweise auf die Identitdt der Vertrauensperson (unbeabsich-
tigt) offenbart werden. Damit wiederum droht eine Entwicklung, bei der die Begriin-
dungen in der Praxis zur Abschirmung der beschriebenen Risiken formelhaft ausfallen
und so absehbar Gegenstand von Konflikten in der Hauptverhandlung werden.

Die Regelung einer Wortprotokollierung ist im Ubrigen praxisfern, da ein Gespriich der
V-Person mit dem jeweiligen VP-Fiihrer als fernab von einer gewohnlichen Verneh-
mungssituation zu bewerten ist. Solche Gesprache finden regelméBig gezwungenerma-
Ben in einer Umgebung statt, in der eine entsprechende Protokollierung Aufsehen erre-
gen und mithin eine Gefdhrdung der VP oder des Einsatzes begriinden wiirde. Dartiber
hinaus diirfte eine wortgetreue Protokollierung — nicht zuletzt auf Grund der vertrauli-
chen und einzelfallbezogenen Informationen — im Regelfall eine Identifizierung der V-
Person ermdglichen, weshalb es géngige Praxis ist, entsprechende Gespriachsvermerke
der VP-Fiihrer zur Ermittlungsakte beizufiigen.

Zugleich liefert der Gesetzentwurf keine nachvollziehbare Begriindung fiir die Erfor-
derlichkeit des Wortprotokolls. Dass »keine wichtigen Informationen und Details der
Aussage verloren gehen« sollen, weist keinen spezifischen Bezug zum Einsatz von Ver-
trauenspersonen aus, sondern gilt fiir die Dokumentation jeder Vernehmung. Die Straf-
prozessordnung gestattet gleichwohl ein Inhaltsprotokoll und eine zusammentfassende
Aufzeichnung der Abldufe nach Beendigung der Vernehmung als gleichrangige Alter-
native neben dem Wortprotokoll (§ 168a Absatz 2 StPO).

Das der Regelung zu entnehmende Misstrauen in die ordnungsgeméfe Protokollierung
durch die jeweils zustidndigen Polizeibeamten ist weder begriindet noch angemessen.

Es ist zu erwarten, dass sich unter den vorgesehenen Gegebenheiten kaum noch VP
gewinnen lassen und das Ermittlungsinstrument damit weitestgehend ins Leere lautft.
Die Vorschrift ist ersatzlos zu streichen.

13. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Satzteil vor Buchstabe a,

Nummer 2 Satzteil vor Buchstabe a StPO)

Artikel 1 Nummer 5 § 110b Absatz 6 ist wie folgt zu dndern:

a)

b)

In Nummer 1 Satzteil vor Buchstabe a ist nach dem Wort ,,darf** das Wort ,,insbe-

sondere* einzufiigen.

In Nummer 2 Satzteil vor Buchstabe a 1st nach dem Wort ,,soll das Wort ,,insbe-
sondere* einzufiigen.

Begriindung:

In § 110b Absatz 6 Nummer 1 StPO-E werden personenbezogene Kriterien aufgefiihrt,
bei deren Vorliegen eine Person nicht, auch nicht im Ausnahmefall, eingesetzt werden
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darf. In § 110b Absatz 6 Nummer 2 StPO-E regelt der Gesetzentwurf, in welchen Féllen
Personen nicht als VP eingesetzt werden sollen, aber im Ausnahmefall kdnnen. Der
Einzelbegriindung zufolge konnen auch weitere, nicht genannte Erwégungen eine Rolle
spielen. Der Normtext vermittelt demgegeniiber den Eindruck einer enumerativen Auf-
zdhlung. Neben dem genannten Ausschluss nicht voll Geschiftsfiahiger, insbesondere
Minderjahriger, konnte es sich anbieten, auch akut Suchtkranke und Betreute vom Ein-
satz auszuschlieBen und bei Gefangenen dies nur im Ausnahmefall zuzulassen.

Im Normtext ist durch Aufnahme des Wortes ,,insbesondere* deutlich zu machen, dass
es sich nicht um abschlieBende Aufzéhlungen handelt.

14. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe ¢ StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 § 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe ¢ sind die Worter ,,die
Geld- oder Sachzuwendungen* durch die Worter ,,zugesagte Entgelte* zu ersetzen.

Begriindung:

§ 110b Absatz 6 Nummer 1 Buchstabe ¢ StPO-E sieht einen zwingenden personenbe-
zogenen Grund fiir den Ausschluss einer Person als Vertrauensperson fiir den Fall vor,
dass ,,die Geld- oder Sachzuwendungen fiir den Einsatz auf Dauer ihre wirtschaftliche
Lebensgrundlage darstellen®. Intention des Gesetzentwurfs ist es, den Einsatz solcher
Vertrauenspersonen zu vermeiden, die von ihrer einsatzbezogenen Tatigkeit fiir die
Strafverfolgungsbehdrden leben bzw. wirtschaftlich abhingig sind. Der Entwurf will
ausweislich seiner Begriindung dagegen finanzielle Anreize als Motivation der Vertrau-
ensperson nicht ausschliefen.

Der Regelungsintention ist insgesamt zuzustimmen. Allerdings ist sie nicht hinreichend
zielgenau umgesetzt. Dies liegt daran, dass die Vorschrift undifferenziert an ,,Geld- o-
der Sachzuwendungen fiir den Einsatz* ankniipft. Die Risiken, denen sie vorbeugen
will, ergeben sich aber vor allem durch zugesagte Entgelte, also durch eine als Gegen-
leistung fiir geleistete Arbeit gewdhrte Bezahlung. Anders zu beurteilen sind zweckge-
bundene Aufwandsentschddigungen und Auslagen, mit denen Ausgaben ausgeglichen
werden, die eine Vertrauensperson sonst wihrend ihres Einsatzes aus eigenen Mitteln
tatigen miisste.

Wiirde diese Differenzierung nicht gemacht, wéren Personen, die staatliche Transfer-
leistungen beziehen, von vornherein als Vertrauenspersonen ausgeschlossen. Denn ein
Aufwendungs- oder Auslagenersatz, beispielsweise fiir Restaurant-/Kneipenbesuche o-
der Fahrtkosten, kann bei dieser Personengruppe bereits im unteren bis mittleren
dreistelligen Bereich eine Gréenordnung erreichen, die im Verhiltnis zur monatlichen
Gesamteinkommenshohe einen erheblichen Anteil ausmachen wiirde.

Zwar deuten die Ausfithrungen der Begriindung daraufthin, dass der Ausschluss von
Sozialleistungsempfangern als Vertrauenspersonen beabsichtigt sein konnte. Dieses
Regelungsziel wire jedoch verfehlt. Vielmehr ist anzuerkennen, dass als Vertrauens-
personen nicht selten keine voll berufstitigen Menschen in geordneten Verhéltnissen in
Betracht kommen. Dies ergibt sich hiufig schon mit Blick auf das Milieu der Einsatz-
felder und den erforderlichen Zeitaufwand.
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15. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz6 Nummer 1 Buchstabe f — neu -,

Absatz 8 Satz 2 StPO)

Artikel 1 Nummer 5 § 110b ist wie folgt zu dndern:

a)

b)

Absatz 6 Nummer 1 ist wie folgt zu dndern:
aa) In Buchstabe d sind die Worter ,,hat oder durch das Wort ,,hat,” zu ersetzen.
bb) In Buchstabe e ist das Wort ,,ist;* durch die Worter ,,ist oder* zu ersetzen.

cc) Folgender Buchstabe ist anzufiigen:

,»f) sie sich an der aufzukldrenden Tat in strafbarer Weise beteiligt hat.*

In Absatz 8 Satz 2 sind nach dem Wort ,,Tat* die Worter ,,in strafbarer Weise* ein-
zufiigen.

Begriindung:

Beim Beendigungsgrund der Beteiligung an der aufzuklarenden Tat sollte klarstellend
erginzt werden, dass nur eine strafbare Beteiligung an der aufzukldrenden Tat gemeint
ist. Dies entspricht dem, wie es derzeit in Ubereinstimmung mit den Empfehlungen der
GroBen Strafrechtskommission des Deutschen Richterbundes und gem. Ziffer 1. 4.
Buchstabe ¢ der Gemeinsamen Richtlinien der Justiz-minister/-senatoren und der In-
nenminister/-senatoren der Liander iiber die Inanspruchnahme von Informanten sowie
iiber den Einsatz von Vertrauenspersonen (V-Personen) und Verdeckten Ermittlern im
Rahmen der Strafverfolgung (Anlage D der RiStBV) gehandhabt wird. Dass nur Félle
einer strafbaren Tatbeteiligung unter diesen Beendigungsgrund fallen, ist auch der Be-
griindung zu entnehmen. Eine Klarstellung im Normtext erscheint angezeigt.

So wie nur eine strafbare Tatbeteiligung einer VP ein Beendigungsgrund fiir einen Ein-
satz ist, ist auch nur eine solche auch ein Ausschlussgrund gem. § 110b Absatz 6 StPO-
E. Dies ist klarstellend zu ergénzen.

16. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 6 Nummer 2,

Absatz 8 Satz 1 Nummer 3, 4 StPO)

Artikel 1 Nummer 5 § 110b Absatz 6 Nummer 2 und Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 und 4
sind zu streichen.

Folgedn derung:

In Artikel 2 § ...[einsetzen: ndchste bei der Verkiindung freie Zahlbezeichnung] Ab-
satz 2 sind die Worter ,,Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe a,” sowie ,,und Absatz 8 Satz 1
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Nummer 3¢ zu streichen.

Begriindung

§ 110b Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 StPO-E sieht im Grundsatz eine Begrenzung der ku-
mulativen Einsatzzeit auf zehn Jahre und ein Verbot des Einsatzes bei Tétigkeit fiir ei-
nen Nachrichtendienst vor.

Einer zeitlichen Begrenzung der Tétigkeit einer VP bedarf es nicht. Eine solche geféhr-
det vielmehr der Erfolg des Ermittlungsinstruments. Gerade eine ldnger- oder langfris-
tige Zusammenarbeit mit einer Vertrauensperson (VP) mit mehreren Einsétzen in ver-
schiedenen Verfahren, unterbrochen von Phasen ohne Einsatz sorgt fiir Professionali-
sierung und trigt zur Gewinnung gehaltvoller Hinweise bei, deren Glaubhaftigkeit zu-
verldssig beurteilt werden kann.

Die Vorgabe einer kumulativen Einsatzzeit ist zudem nicht praktikabel, l4sst Fragen
offen und fiihrt zu weiteren Einschrinkungen beim VP-Einsatz. Die Erfassung von Ein-
satzzeiten bedingt nicht nur deutlichen Mehraufwand, sie miisste auch dienst-stellen-
iibergreifend erfolgen, was mit erheblichen Sicherheitsrisiken verbunden wére. Offen
ist, ob auch praventive Einsatzzeiten zu berticksichtigen sind. Zudem hiétte die Regelung
eine sinkende Bereitschaft unter den Dienststellen zur Folge, von ihnen gefiihrte Perso-
nen fiir einen Einsatz an andere Dienststellen zu vermitteln, was derzeit giangige Praxis
im VP- bzw. VE-Bereich ist. Polizeidienststellen ,,lethen® eine VP bzw. einen VE, wenn
deren Profil gut zu den Anforderungen einer Zielgruppe passt und die anfordernde
Dienststelle iiber kein geeignetes Personal verfiigt.

Das grundsitzliche Verbot der Doppelfiihrung, auch wenn es nur fiir die gleichzeitige
Tétigkeit fiir Nachrichtendienst und Strafverfolgung bei Kenntnis der Strafverfolgungs-
behorde vorgesehen ist, ist nicht nur nicht erforderlich, sondern kontraproduktiv. Zum
einen diirfte eine Strafverfolgungsbehorde von einer solchen Tétigkeit nur in den sel-
tensten Fillen Kenntnis haben. Zum anderen bedingt das Trennungsgebot zwischen Po-
lizei und Nachrichtendiensten eine Abschottung und zieht somit geradezu zwangslaufig
Doppelungen in den Kompetenzen und den MaBBnahmen nach sich.

Aus den genannten Griinden sind auch die Beendigungsgriinde einer Einsatz-zeit von
mehr als zehn Jahren und einer Tétigkeit fiir den Nachrichtendienst in § 110b Absatz 8
Nummer 3 und 4 StPO-E zu streichen.

Zur Folgeanderung:

Bei Streichung der Voraussetzung einer kumulativen aktiven Einsatzzeit von grundsétz-
lich nicht mehr als zehn Jahren bedarf es der entsprechenden Ubergangsvorschrift im
EGStPO-E nicht.

17. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 7 Satz 5 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 ist § 110b Absatz 7 Satz 5 wie folgt zu fassen:
,,Im Rahmen der Zuverldssigkeitspriifung sind zu beriicksichtigen

1. im Bundeszentralregister <weiter wie Vorlage>
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2. Mehrfacheinsitze der Vertrauensperson, soweit der Strafverfolgungsbehorde be-
kannt.*

Folgednderung:

In Artikel 2 §... [einsetzen: ndchste bei der Verkiindung freie Zéhlbezeichnung] Ab-
satz 2 sind die Worter ,,Absatz 7 Satz 5 Nummer 1 zu streichen.

Begriindung:

§ 110b Absatz 7 Satz 5 StPO sieht eine gesonderte Begriindung fiir den Einsatz einer
Vertrauensperson (VP) bei im BZR eingetragenen Verurteilungen oder polizeilichen
Erkenntnissen und bei Mehrfacheinsétzen vor.

Das vom Entwurf vorgesehene System von Richtervorbehalt, Begriindungspflichten
und Information nicht nur der Staatsanwaltschaft, sondern zwangslaufig auch des Ge-
richts gefdhrdet die eingesetzte VP in hohem MaB. Die dem Gericht zur Beurteilung der
Zuldssigkeit des VP-Einsatzes gem. § 110b Absatz 6 bis 8 StPO zur Verfiigung zu stel-
lenden Informationen lassen regelmafig Riickschliisse auf die Identitdt der VP zu. Zwar
regelt § 101 Absatz 2 StPO, dass die Unterlagen iiber Maflnahmen nach § 110b StPO
bei der Staatsanwaltschaft zu verwahren und erst zu den Ermittlungsakten zu nehmen
sind, wenn dies ohne Gefdahrdung des Untersuchungszwecks, des Lebens, der korperli-
chen Unversehrtheit und der personlichen Freiheit einer Person und von bedeutenden
Vermogenswerten sowie der Moglichkeit der weiteren Verwendung der Vertrauensper-
son moglich ist.

Diese getrennte Aktenfiihrung ldsst sich jedoch wegen des Gebots von Akten-klarheit
und Aktenwahrheit nicht durchhalten, wenn fiir weitere Zwangsmafinahmen die Er-
kenntnisse aus dem VP-Einsatz benotigt werden und in der Begriindung der Maflnahme
ihren Niederschlag finden oder wenn VP-Erkenntnisse zur Uberfiihrung des Beschul-
digten erforderlich sind. Infolge der Vorgaben des § 110b Absatz 6 bis 10 StPO im Zu-
sammenspiel mit dem Richtervorbehalt in § 110b Absatz 3 StPO und den Regelungen
zur Aktenfiihrung werden in einer Vielzahl von Fillen die die Gefahr einer Enttarnung
begriindenden Informationen iiber die VP frither oder spiter zum Gegenstand der Er-
mittlungsakten werden und damit auch dem Beschuldigten im Rahmen der Aktenein-
sicht zugénglich sein. Demgegeniiber werden bisher die in Rede stehenden Informatio-
nen zu gesonderten Akten der Staatsanwaltschaft genommen und bei Erforderlichkeit
im gerichtlichen Verfahren bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 96 StPO gesperrt.

Die Aussicht auf Enttarnung diirfte viele als VP in Betracht kommende Personen von
einer Tatigkeit fiir die Strafverfolgung abhalten und das Instrument insgesamt entschei-
dend schwichen. Die Begriindungspflicht ist daher ersatzlos zu streichen.

Das dem Regelungsgehalt zu Grunde liegende Verstindnis tiber die Hochstdauer des
Einsatzes von V-Personen steht den kriminalpolizeilichen Erfahrungswerten diametral
entgegen. In gewissen Deliktsbereichen ist es von unschétzbarem Vorteil auf in diesem
Milieu auf Grund der Vergangenheit oder langjéhriger Zugehorigkeit verwurzelten V-
Personen zuriickgreifen zu konnen, da in diesen Deliktsbereichen auf Grund der &duf3erst
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konspirativen Vorgehensweise und des gegeniiber Aullenstehenden zum Ausdruck ge-
brachten Misstrauens eine anderweitige Informationsgewinnung erheblich erschwert
bzw. unmdglich wire. Der bisher mit groBem Erfolg erfolgte Austausch von V-Perso-
nen mit besonderen Einsatzprofilen zwischen den Landern konnte hierdurch zum Erlie-
gen kommen oder zumindest massiv eingeschrankt werden, um die Einsatzzeiten dieser
besonderen V-Personen gering zu halten.

Insofern wiirde eine solche Regelung gerade in den anderweitig fiir die Ermittlungsbe-
horden nur schwer zugédnglich und besonders sozialschddlichen Deliktsbereichen wie
der Organisierten Kriminalitit die Aufklarung und mithin Strafverfolgung erheblich er-
schweren.

Im Gegensatz zum augenscheinlich beim Gesetzesgeber vorherrschenden Verstiandnis,
sind gerade {iber lange Jahre gefiihrte V-Personen durch die jeweils gesammelten Er-
fahrungswerte in Verbindung mit regelmiBig durchgefiihrten Uberpriifungen als ver-
lassliche Partner anzusehen. Gerade V-Personen, die liber einen ldngeren Zeitraum ein-
gesetzt sind, wurden bereits mehrfach und fortlaufend als zuverldssig eingestuft. In Bay-
ern beispielsweise wird diese Zuverléssigkeit einer V-Person vor und wihrend jeden
Einsatzes mehrfach gepriift.

Zudem findet im polizeilichen Bereich eine Entlohnung von V-Personen lediglich er-
folgsabhédngig und nicht in Form einer Vergiitung fiir die Tatigkeit als V-Person statt,
weshalb hier eine klare Unterscheidung gegeniiber den V-Personen des Verfassungs-
schutzes vorzunehmen ist. Eine Begrenzung der jeweiligen Einsatzzeiten ist daher nicht
zielftihrend.

Bei Bewertung vorhandener Vorstrafen und polizeilicher Erkenntnisse ist zu sehen, dass
eine VP mit Aussicht auf Erfolg oftmals nur dann eingesetzt werden kann, wenn sie
selbst dem kriminellen Milieu entstammt und damit unter Umstédnden wegen zum Teil
auch gravierender Straftaten verurteilt wurde. Zu bedenken ist ferner, dass Mehrfach-
einsitze nicht die Ausnahme, sondern die Regel sind, insbesondere, wenn sich die Ver-
trauenspersonen als zuverlédssig erwiesen haben.

Begriindung fiir die Folgednderung:

Durch die Streichung der Begrenzung der Einsatzzeiten wird die entsprechende Uber-
gangsregelung im EGStPO-E obsolet.

18. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz & Satz 2 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 § 110b Absatz 8 Satz 2 ist das Wort ,,hat.” durch die Worter ,,hat
oder sich sonst als unzuverlissig erweist.“ zu ersetzen.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf nennt in § 110b Absatz 7 Satz 5 Nummer 2 StPO-E im Bundeszent-
ralregister eingetragene Verurteilungen und polizeiliche Erkenntnisse zur VP als Zu-
verldssigkeitskriterium. Bei begriindeten Zweifeln an der Zuverldssigkeit muss gem.
§ 110b Absatz 7 Satz 4 StPO-E von einem Einsatz abgesehen werden. Demgegeniiber
ist das ,,sich als unzuverldssig erweisen* als Beendigungsgrund fiir einen Einsatz in
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§ 110b Absatz 8 StPO-E nicht ausdriicklich normiert. Hier sind lediglich einzelne As-
pekte aufgefiihrt, die eine Unzuverlédssigkeit begriinden konnen, wie das vorwerfbare
Abweichen von Weisungen, die falsche Information der Strafverfolgungsbehérden oder
die Straffilligkeit im Rahmen eines Einsatzes, die ebenfalls in § 110b Absatz 7 StPO-
E genannt werden sowie die (strafbare) Beteiligung an der aufzuklarenden Tat.

Zu Recht geht der Gesetzentwurf davon aus, dass nicht jegliche Straffilligkeit einer
Vertrauensperson (VP), im Rahmen eines Einsatzes zwingend zu dessen Beendigung
fiihrt. Noch viel weniger darf eine vom Einsatz unabhéngige Straftat einer VP, die sich
nach dessen Beginn ereignet hat, zwingend zur Beendigung des Einsatzes fiihren, wes-
wegen die Regierung von einer solchen Vorgabe im Vorfeld abgesehen hat. VP sind
keine unbescholtenen Biirger, sonst wiren sie fiir die jeweiligen Einsétze nicht geeignet.
So wenig wie VP iiber eine weille Weste verfiigen, so hoch ist die Wahrscheinlichkeit,
dass sie sich auch wihrend der Zeit ihres Einsatzes etwas strafrechtlich Relevantes zu-
schulden kommen lassen, welches in keinerlei Beziehung zum Einsatz steht. Wiirde
man in all diesen Féllen eine Zusammenarbeit ausschlieSen oder beenden, wire das das
Aus fiir viele VP-Einsitze. Dariiber hinaus beruht die Gewinnung von VP in hohem
Mal auf deren Vertrauen in eine einmal erfolgte Zusicherung der Geheimhaltung, die
nicht bei jeglichem strafrechtlich relevanten Handeln der VP entfillt.

Allerdings sind Félle denkbar, in denen eine Straffélligkeit zeitgleich zum aber nicht im
Rahmen eines Einsatzes Auswirkungen auf die Zuverldssigkeit der VP hat. Eine solche
Straffilligkeit einer VP wird derzeit {iber das etablierte Kriterium, des ,,Sich sonst als
unzuverldssig erweisen® in Ziffer 1.4. Buchstabe b der Gemeinsamen Richtlinien der
Justizminister/-senatoren und der Innenminister/-senatoren der Lénder iiber die Inan-
spruchnahme von Informanten sowie iiber den Einsatz von Vertrauenspersonen (V-Per-
sonen) und Verdeckten Ermittlern im Rahmen der Strafverfolgung (Anlage D der
RiStBV) berticksichtigt. Das ,,sich sonst als unzuverldssig erweisen ist deshalb aus-
driicklich in den Kanon der Beendigungsgriinde und damit auch der Griinde fiir den
Wegfall der Geheimhaltungspflicht (§ 110b Absatz 9 Satz 2 StPO-E) mit aufzunehmen.

19. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 9 Satz 1 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 sind in § 110b Absatz 9 Satz 1 nach den Wortern ,,Ermittlungs-
personen der Staatsanwaltschaft (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes)* ein Komma
und die Worter ,,die Staatsanwaltschaft und das Gericht* einzufiigen.

Begriindung:

§ 110b Absatz 9 Satz 1 StPO-E kennt nur die Bindung der Polizei an die Geheimhal-
tungspflicht, wiahrend nach den Ziffer I 4 der Gemeinsamen Richtlinien der Justizmi-
nister/-senatoren und der Innenminister/-senatoren der Linder i{iber die Inanspruch-
nahme von Informanten sowie iiber den Einsatz von Vertrauenspersonen (V-Personen)
und Verdeckten Ermittlern im Rahmen der Strafverfolgung (Anlage D RiStBV) Staats-
anwaltschaft und Polizei an die Zusicherung der Geheimhaltung gebunden sind.

Nach der Konzeption des Gesetzentwurfs sind kiinftig mit VP-Einsétzen die Staatsan-
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waltschaft (wie bisher) und (zusitzlich) das Gericht befasst. Entsprechend der bisheri-
gen Handhabung hat die Verpflichtung, die Identitit der VP iiber das Ende des Einsatzes
hinaus geheim zu halten, daher auch fiir die mit dem VP-Einsatz befassten Beschéftig-
ten der Staatsanwaltschaft und — wenn man auf einen Richtervorbehalt nicht verzichten
will — des Gerichts zu gelten. Auf diese Regelung kann nicht bereits deshalb verzichtet
werden, weil gem. § 110b Absatz 10 Satz 1, 2. Halbsatz StPO-E vorgesehen ist, dass
Angaben iiber die Identitdt der Vertrauensperson von Staatsanwaltschaft und Gericht
nicht verlangt werden konnen. Dies verkennt, dass auch die Informationen, die zur Prii-
fung der Zuléssigkeit eines VP-Einsatzes von der Polizei an Staatsanwaltschaft und Ge-
richt zu tibermitteln sind, Riickschliisse auf die Identitdt zulassen, diese ggfs. sogar of-
fenbaren konnen.

Der Unterrichtung iiber eine Enttarnung der VP ermdglichende Informationen muss die
ausdriickliche Normierung einer Geheimhaltungsverpflichtung gegeniiberstehen.

20. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 10 Satz 1 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5istin § 110b Absatz 10 Satz 1 das Wort ,,nicht* durch die Worter
,.,nur im Ausnahmefall” zu ersetzen.

Begriindung:

§ 110b Absatz 10 StPO-E regelt, dass die Staatsanwaltschaft iiber die fiir die Beurtei-
lung der Zuléssigkeit des Einsatzes erforderlichen Informationen, nicht jedoch iiber die
Identitét der Vertrauensperson (VP) auf Verlangen zu unterrichten sind. Damit bleibt
die Regelung hinsichtlich der Information der Staatsanwaltschaft nicht nur hinter der
derzeitigen Regelungslage zuriick, sondern auch hinter den Empfehlungen der GroB3en
Strafrechtskommission des Deutschen Richterbunds, nach denen in begriindeten Aus-
nahmefillen die Polizei die Staatsanwaltschaft auch iiber die Identitét der VP unterrich-
tet.

Der Umfang der Information der Staatsanwaltschaft ist demgegeniiber der bisherigen
Regelungslage entsprechend auszugestalten. Die Gefahr von méglichen Riickschliissen
auf die Identitdt der VP stellt sich bei einer Unterrichtung der Staatsanwaltschaft in
deutlich geringerem Mal3e als bei einer Unterrichtung der Gerichte, da die in Rede ste-
henden Informationen zu gesonderten Akten der Staatsanwaltschaft genommen und bei
Erforderlichkeit im gerichtlichen Verfahren bei Vorliegen der Voraussetzungen des
§ 96 StPO gesperrt werden.

21. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110b Absatz 10 Satz 2 und Satz 3 StPO)
In Artikel 1 Nummer 5 sind in § 110b Absatz 10 Satz 2 und 3 zu streichen.

Begriindung:

Der Regelungsgehalt dieser beiden Sitze ergibt keinen Mehrwert zu der bereits géngi-
gen Praxis des einzelfallbezogenen Erlasses von Sperrerkldrungen, der durch gingige
Rechtsprechung gestiitzt wird — im Gegenteil diirfte er zu Rechtsunsicherheit fiihren.
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Eine ausreichende Klarstellung, welche Aspekte in die Abwégungsentscheidung der
obersten Dienstbehorde miteinbeziehen zu sei, ldsst der vorliegende Gesetzesentwurf
vermissen.

Vielmehr erweckt der vorliegende Gesetzesentwurf den Anschein als sei es der Regel-
fall, dass V-Personen fiir die Hauptverhandlung als Zeuge geladen werden kénnen. Im
Gegenteil ist eine Einzelfallpriifung der jeweiligen Umstédnde unter Evaluierung des
Gefahren- bzw. Gefdhrdungspotentials sowie unter Abwégung aller weniger einschnei-
denden strafprozessrechtlich zuldssigen Mallnahmen, ob eine Identititsoffenlegung
bzw. eine Prisentation der Personen als unmittelbarer Zeuge moglich ist, ohne dass eine
Enttarnung der infrage stehenden Personen befiirchtet werden muss, erforderlich.

Die Staatsanwaltschaft und das Gericht haben den jeweiligen anhéngigen Sachverhalt
ohnehin von Amts wegen zu erforschen und aufzukldren, hierunter sind auch entspre-
chende Zeugeneinvernahmen bzw. Ladungen zu verstehen (vgl. § 155 Absatz 2, § 160
Absatz 2 sowie § 244 Absatz 2 StPO). Aus diesem Grund erfolgt — bei entsprechender
Beweiskraft einer Aussage der jeweiligen V-Person — ohnehin der Versuch einer La-
dung durch das Gericht.

Welchen Regelungsgehalt § 110b Absatz 10 Satz 2 StPO-E haben soll, erschlief8t sich
nicht. Zum einen sollen die V-Personen nach dem Leitbild des Gesetzentwurfs ohnehin
nur Ermittlungsansétze liefern und fiir die spatere Beweisfiihrung selbst nicht relevant
sein. Sollte ausnahmsweise doch eine Vernehmung in der Hauptverhandlung fiir not-
wendig erachtet werden, kann die V-Person — wie in der Gesetzesbegriindung bereits
ausgefiihrt wird — liber die VP-fiihrende Stelle als Zeugin bzw. als Zeuge geladen wer-
den. Diese Dienststelle ist dem Gericht, jedenfalls aber der Staatsanwaltschaft bekannt.
Welche zusitzlichen Angaben notwendig sein konnten, die es dem Tatgericht erst er-
moglichen, die V-Person zur Hauptverhandlung zu laden, ist nicht ersichtlich. In dieser
Fassung weckt die Norm falsche Erwartungen oder auch Befiirchtungen hinsichtlich
einer moglichen Enttarnung.

Der Regelung des § 110b Absatz 10 Satz 3 StPO-E bedarf es ebenfalls nicht. Sie flihrt
weder zu mehr Klarheit fiir die Rechtsanwenderinnen bzw. -anwender noch bildet sie
die geltende Rechtslage vollstindig ab.

Unter welchen Voraussetzungen Sperrerklirungen im Sinne des § 96 StPO in Bezug
auf V-Personen abgegeben werden konnen, ist in der hochstrichterlichen Rechtspre-
chung weitestgehend geklart (vgl. das im Dezember 2019 iibergebene Gutachten der
Grol3e Strafrechtskommission des Deutschen Richter-bundes zum Thema ,,Vertrauens-
personen und Tatprovokationen®, Abschnitt 5.4, Seiten 41 ff.). Die Rechtsprechung
verlangt schon jetzt, dass bei der Entscheidung iiber eine Sperrerklarung einzelfallbe-
zogen gepriift wird, ob — ggf. in kumulativer Anwendung — nach der Strafprozessord-
nung statthafte Zeugenschutzmallnahmen ausreichen, um bei einer Vernehmung der
Vertrauensperson ein Offenbarwerden der Identitét zu verhindern. Welcher rechtsstaat-
liche Mehrwert in § 110b Absatz 10 Satz 3 StPO-E liegen soll, ist in der Gesetzesbe-
griindung weder dargetan noch ersichtlich. Angesichts ihrer Ausfiillungsbediirftigkeit
fiihrt die allgemeine Formulierung ,,MaBBnahmen zum Schutz des Zeugen in der Haupt-
verhandlung* insbesondere nicht zu mehr Klarheit. Dem Bundesrat liegen im Ubrigen
keine Erkenntnisse vor, dass den Rechtsanwenderinnen und Rechtsanwendern die bis-
herige Rechtslage nicht ausreichend klar ist.

AuBlerdem trifft der in der Gesetzesbegriindung enthaltene Hinweis, dass die Regelung
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der bisherigen Rechtslage entspreche, so nicht zu. Denn nach der Rechtsprechung des
BVertG darf eine Sperrerklédrung grundsitzlich auch damit begriindet werden, dass bei
einer Preisgabe der Identitdt einer V-Person das Vertrauen in Geheimhaltungszusagen
der Strafverfolgungsbehdrden insgesamt erschiittert wiirde. Insofern darf bei der Ent-
scheidung iiber eine Sperrerkldrung beriicksichtigt werden, dass die Bereitschaft von
Privatpersonen, als V-Person mit der Polizei zusammenzuarbeiten, erheblich zuriickge-
hen wiirde, wenn sich die Strafverfolgungsbehdrden nicht konsequent an erteilte Ge-
heimhaltungszusagen halten wiirden (vgl. das oben genannte Gutachten der Grof3e
Strafrechts-kommission des Deutschen Richterbundes, Seite 47 mit Verweisen auf
BVerfG NJW 2010, 925 und BVerfG NVwZ 2017, 1364).

Der Vollstandigkeit halber ist zuletzt darauf hinzuweisen, dass — anders als es die Ge-
setzesbegriindung zu suggerieren scheint — auch in den Fillen, in denen aus Sicht des
verantwortlichen Innenressorts die in der Vorschrift genannten Gefahren durch Maf3-
nahmen zum Schutz der Zeugin bzw. des Zeugen in der Hauptverhandlung beseitigt
werden konnen, die Identitdt der V-Person weiter geheim bleibt. Es wird in diesen Fél-
len eine eingeschriankte Sperrerkldrung dahingehend abgegeben wird, dass eine Ver-
nehmung der V-Person in der Hauptverhandlung bei Ergreifen solcher Mainahmen ge-
billigt und polizeilicherseits unterstiitzt wird. Die Sperrerklarung kann dann eine Mit-
teilung der Personalien der V-Person an das erkennende Gericht aber weiterhin ableh-
nen (vgl. oben genanntes Gutachten der Grof3e Strafrechtskommission des Deutschen
Richterbundes, Seite 50).

22. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110c StPO)

Der Bundesrat fordert eine gesetzgeberische Klarstellung zum Agieren von nicht 6f-
fentlich ermittelnden Polizeibeamten (noeP). Es sollte klargestellt werden, dass diese
von der Regelung des § 110c StPO nicht beriihrt sind und ihre Tatigkeit im bisherigen
Umfang zuldssig bleibt. Insbesondere die Durchfiihrung von Scheinkdufen ist keine
Tatprovokation im Sinne des § 110c StPO und muss daher auch kiinftig rechtssicher
zuldssig bleiben.

Begriindung:

Die Neuregelung zu Tatprovokationen in § 110c StPO-E stellt ausdriicklich nur auf
Verdeckte Ermittler (VE) und Vertrauenspersonen (V-Personen) ab. Laut Gesetzesbe-
griindung sollen noeP von § 110c StPO-E ,nicht erfasst* sein. Diese Formulierung
konnte dahingehend missverstanden werden, dass die Bundesregierung davon ausgeht,
dass die Tatigkeit von noeP z. B. bei Scheinkdufen auch eine Form der Tatprovokation
1. S.d. § 110c Absatz 1 StPO-E sein soll, kiinftig aber nicht mehr zuléssig sein soll, weil
fiir noeP in § 110c StPO-E gerade keine Rechtsgrundlage dafiir geschaffen wird. Rich-
tigerweise ist allerdings davon auszugehen, dass die Tatigkeit von noeP deshalb nicht
von § 110c StPO-E erfasst wird, weil es sich dabei nicht um Tatprovokationen 1. S. d.
§ 110c StPO-E handelt und daher auch eine Erwdhnung von noeP im Gesetzestext des
§ 110c StPO-E nicht erforderlich ist. Dies sollte klargestellt werden, um Rechtssicher-
heit beim Einsatz von noeP zu erlangen.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode - 63— Drucksache 20/11312

23. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110c Absatz 1 Satz 2, 3 — neu — StPO)

Artikel 1 Nummer 5 § 110c Absatz 1 ist wie folgt zu dndern:

a) In Satz 2 sind die Worter ,,, und sie darf Leben, korperliche Unversehrtheit und
personliche Freiheit einer Person nicht gefdhrden* zu streichen.

b) Folgender Satz ist anzufiigen:

»Die Tat, zu der verleitet werden soll, darf Leben, korperliche Unversehrtheit und
personliche Freiheit einer Person nicht gefdhrden, es sei denn, dass hierdurch die
Verwirklichung einer Straftat, die gegen das Leben, die korperliche Unversehrtheit
oder die personliche Freiheit einer Person gerichtet ist, verhindert werden soll.*

Begriindung:

In der Praxis kommt es hdufig vor, dass die Ermittlungsbehdrden Kenntnis von mogli-
chen Auftragsmorden erhalten und sich selbst (mittels Vertrauensperson oder Verdeck-
tem Ermittler) als ,,Auftragsmorder anbieten, um die Tatausfiihrung kontrollieren bzw.
verhindern zu kdnnen. Im Rahmen solcher Einsitze ist eine Tatprovokation immer Be-
standteil des Ermittlungsverfahrens. Der derzeitige § 110 ¢ StPO-E wiirde ein derartiges
Vorgehen allerdings verbieten. Mit der beantragten Ergéinzung wird den Ermittlungs-
behorden hingegen die Moglichkeit erdftnet, auch zukiinftig in der bewdhrten Form wie
bislang tétig zu werden.

24. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110c Absatz 2 StPO)

Artikel 1 Nummer 5 § 110c Absatz 2 ist zu streichen.

Begriindung:

Mit der vorgeschlagenen Anderung entfillt der in § 110c Absatz 2 StPO-E vorgesehene
Richtervorbehalt. Der derzeit vorgesehene Vorbehalt diirfte in der Praxis nur schwer
handhabbar sein und ist daher zu streichen.

Es ist nicht absehbar wie die Anordnung auf Grundlage dieser Norm zu fassen wére; ob
beispielsweise die Straftat zu beschreiben wire, die konkret begangen bzw. zu der ver-
leitet werden darf oder ob eine ,,Vorratsanordnung® ergehen soll fiir dhnlich gelagerte
Straftaten. Auch mit Blick auf die derzeit allseits bekannte Belastung der Gerichte sollte
darauf verzichtet werden, weitere Aufgaben zu kreieren, die in der Praxis nur schwer-
lich umsetzbar sind.

25. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 110c Absatz 3 StPO)

In Artikel 1 Nummer 5 § 110c Absatz 3 Satz 1 ist das Wort ,,ausgeschlossen.* durch die
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Worter ,,ausgeschlossen; dies gilt nicht fiir MaBnahmen der Vermdgensabschopfung.*

ZU ersetzen.

Begriindung:

Auch im Falle einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation darf sich die begangene Tat
,hicht lohnen®, weshalb es zwingend erforderlich ist, durch den Gesetzesgeber von vor-
neherein unmissverstandlich klarzustellen, dass vermdgensabschopfende Maflnahmen
— inklusive einer moglichen Einziehung des Wertersatzes — unbeschadet einer solchen
rechtsstaatswidrigen Tatprovokation moglich sind.

Andernfalls konnte der Téter sich unbeschadet im Besitz des aus der jeweils rechtswid-
rig und unter Umstidnden schuldhaft begangenen Tat erlangten Guts halten. Dies trifft
auch bei anderen Verfahrenshindernissen so nicht zu, weshalb die vorgenommene Er-
ginzung unabdingbar ist.

Das in § 110c Absatz 3 Satz 1 StPO-E vorgesehene Ahndungsverbot als Rechtsfolge
einer rechtsstaatswidrigen Tatprovokation ist nicht zu beanstanden. Dies kann aber
nicht fiir Mallnahmen der Vermogensabschopfung gelten, die keinen Ahndungscharak-
ter haben. Vielmehr geht es bei der Vermdgensabschopfung darum, die korrekte Ver-
mogenslage wiederherzustellen. Eine unzuldssige Tatprovokation kann aber keine
Rechtfertigung fiir die Verfestigung einer unzuldssigen Vermogenslage sein. Auch der
rechtswidrig zu einem Betdubungsmittelverkauf Provozierte darf den daraus erzielten
Erl6s nicht behalten; vielmehr muss hier Einziehung méglich bleiben.

26. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§§ 110a bis 110¢ StPO)

a)

b)

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist grundsétzlich zu priifen, ob aus der bun-
desverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung tatsidchlich der Bedarf an einer umfas-
senden eigenstandigen Regelung zum Kernbereichsschutz auf der Erhebungsebene
(§ 110a Absatz 5, § 110b Absatz 4 StPO-E) abzuleiten ist und ob es nicht zweck-
dienlicher wire, wie auch in anderen Normen der Strafprozessordnung auf § 100d
StPO zu verweisen, um den verfassungsrechtlich gebotenen Kernbereichsschutz auf
Erhebungsebene sicherzustellen.

Die Regelungen zum Kernbereichsschutz setzen die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts um (Beschluss vom 9. Dezember 2022, 1 BvR 1345/21). Dennoch
soll im weiteren Gesetzgebungsverfahren, insbesondere fiir den Einsatz von sog.
Nahbereichs-Vertrauenspersonen, gepriift werden, inwiefern konkretisierende un-
tergesetzliche Regelungen beispielsweise in der Anlage D zur RiStBV erarbeitet
werden konnen, die dem besonderen Umstand gerecht werden, dass Nahbereichs-
Vertrauenspersonen in der Regel dem Umfeld der Zielperson entstammen, und in-
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27.

d)

wieweit ggf. auch Modifikationen im Umgang mit kernbereichsrelevanten Informa-
tionen und dem Schutz der Vertrauensperson im Interesse an einer effektiven Straf-
ermittlung moglich sind.

Hinsichtlich des dringend gebotenen Schutzes von Vertrauenspersonen bleibt der
Gesetzentwurf hinter dem angemessenen Ausgleich zwischen effektiver Strafver-
folgung und rechtsstaatlich gebotener Transparenz mit Blick auf die Dokumentati-
ons- und Protokollpflichten zuriick. Der Gesetzentwurf ist deshalb betreffend die
Dokumentations- und Protokollierungspflichten zu iiberpriifen. Beispielsweise fiir
die nach § 110b Absatz 7 StPO-E durchzufiihrende Zuverldssigkeitspriifung (vor
dem erstmaligen Einsatz und dann fortlaufend) fehlen jegliche Regelungen zur Zu-
stindigkeit und den Dokumentationspflichten. Hier muss sichergestellt werden,
dass die Gefahr einer Enttarnung durch etwaige Dokumentationen ausgeschlossen
wird. Dies betrifft auch die Frage, ob dem Gericht zur Priifung der Zuldssigkeit
eines Einsatzes eine solche Dokumentation vorgelegt werden miisste und inwiefern
diese Eingang in die Akten findet.

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte zu § 110c Absatz 1 StPO-E klargestellt
werden, dass eine generelle Tatgeneigtheit als Ankniipfungspunkt fiir das rechtma-
Bige Verleiten zu einer Straftat ausreichend ist und dass es nicht erforderlich ist,
dass der Beschuldigte eine konkrete vergleichbare Tat bereits schon einmal began-
gen hat.

Zu Artikel 2 (§... [einsetzen: ndchste bei der Verkiindung freie Zihlbezeich-

nung Absatz 1, 2 EGStPQO)

Artikel 2 §... [einsetzen: ndchste bei der Verkiindung freie Zéhlbezeichnung] ist wie

folgt zu édndern:

a)

b)

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen:

,»(1) § 110b StPO gilt nur fiir Einsédtze von Vertrauenspersonen, die nach dem
... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes] begonnen
wurden.*

In Absatz2 sind die Worter ,,zu beriicksichtigen, die vor hdochstens fiinf
Jahren vor dem ...[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4
dieses Gesetzes] geleistet worden sind.“ durch die Worter ab dem
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 4 dieses Gesetzes] zu
beriicksichti gen.“ zu ersetzen.
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Begriindung:

Die Absitze 1 und 2 miissen (hilfsweise) angepasst werden, um dem Umstand Rech-
nung zu tragen, dass die Regelungen nur fiir VP-Einsétze ab Inkrafttreten des Gesetzes
gelten konnen. Eine riickwirkende Erfassung von Einsatzzeiten oder eine Abkehr von
bisherigen Verfahrensweisen wire zum einen organisatorisch nur schwer darstellbar, da
beispielsweise eine Erfassung von Einsatzzeiten bislang nicht stattfindet, zum anderen
gegeniiber den Vertrauenspersonen nur schwer vermittelbar, da deren jeweiliger Einsatz
auf Grund der zum damaligen Zeitpunkt geltenden Rechtslage vereinbart wurde.

Eine riickwirkende Abkehr von den bereits getroffenen Vereinbarungen hétte Auswir-
kungen auf das bestehende Vertrauensverhiltnis und somit auf die Qualitit der Zusam-
menarbeit, was es unbedingt zu vermeiden gilt.

Die Neuregelung zum Einsatz von V-Personen kann nur fiir solche Einsdtze gelten, die
nach Inkrafttreten des Gesetzes gestartet werden. Fiir die vorher begonnenen Einsétze
gilt es, den Vertrauensschutz zu gewihrleisten. Die bisher eingesetzten V-Personen ha-
ben sich auf Grundlage der bisherigen Rechtslage und Praxis zum Einsatz bereit erklart
und unter dieser Maflgabe wurde die Vertraulichkeit zugesagt. Vor diesem Hintergrund
ist es in den laufenden Verfahren nicht zumutbar, dass fiir bereits aktive V-Person pl6tz-
lich neue Regelungen gelten, die eine hohere Gefdhrdung bedeuten (z. B. weil Einsdtze
plotzlich abgebrochen werden miissen oder die V-Person als Zeuge vor Gericht erschei-
nen muss).

Hinsichtlich der ,,Hochsteinsatzzeiten® kann nur auf Einsatzzeiten ab dem Inkrafttreten
des Gesetzes abgestellt werden. Bisher werden die Einsatzzeiten — mangels Notwendig-
keit — nicht behordentibergreifend erfasst, so dass entgegen der vorgesehenen Regelung
nicht beurteilt werden kann, ob bzw. wie lange eine V-Person in den letzten fiinf Jahren
vor Inkrafttreten des Gesetzes ggf. schon fiir andere Dienststellen im Einsatz war.

28. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu priifen, ob
der gebotene effektive Schutz der Identitéit von Vertrauenspersonen durch eine Uberar-
beitung des Gesetzentwurfs erreicht werden kann. Dazu sind insbesondere die vorgese-
hene Pflicht zur Erstellung eines Wortprotokolls bei VP-Vernehmungen (§ 110b Ab-
satz 5 StPO-E), die Benachrichtigungspflicht der Betroffenen von VP-Einsétzen (§ 101
StPO-E) sowie der Richtervorbehalt fiir die Tatprovokation (§ 110c Absatz 2 StPO-E)
einer kritischen Priifung zu unterziehen.

Begriindung:

Gerade in den Bereichen der Betdubungsmittelkriminalitét, der Organisierten Krimina-
litdt und des Staatsschutzes ist der Einsatz von Vertrauenspersonen (VP) ein wichtiges
Instrument, um Ermittlungsansitze in Kriminalitdtsstrukturen zu gewinnen, die sich
durch gezielte Abschottung und Nutzung von verschliisselten Kommunikationsmitteln
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auszeichnen.

Fiir den erfolgreichen Einsatz von VP sowie um Gefdahrdungen fiir die VP oder ihr fa-
milidres Umfeld zu vermeiden, ist es dabei von zentraler Bedeutung, dass die tatsichli-
che Identitdt der eingesetzten VP verborgen bleibt.

Eine unzureichende Geheimhaltung der Identitét einer VP und ein hohes Enttarnungs-
risiko fiihren zudem dazu, dass die Bereitschaft potentieller VP, mit den Strafverfol-
gungsbehorden zu kooperieren, signifikant absinkt. Dies gefdhrdet wiederum den Fort-
bestand des Instruments des VP im Ganzen und erschwert es, gerade in den genannten
Kriminalitétsbereichen noch erfolgversprechende Ermittlungsansétze zu erlangen.

Gleich mehrere Vorgaben des Gesetzentwurfs erhohen das Risiko einer Enttarnung von
VP signifikant. Dazu gehoren insbesondere folgende Regelungen:

— Die Pflicht zur Erstellung eines Wortprotokolls (§ 110b Absatz 5 StPO-E)

Ein Wortprotokoll birgt durch die authentische Wiedergabe des Gesagten stets das Ri-
siko, dass eine VP aufgrund sprachlicher Besonderheiten (z.B. Dialekt, Verwenden be-
stimmter Ausdriicke, Spitznamen fiir handelnde Personen) enttarnt werden kann.

Aus diesem Grund sollte auf diese Vorgabe verzichtet werden.
— Der Richtervorbehalt fiir die Tatprovokation (§ 110c Absatz 2 StPO-E)

Durch das Erfordernis eines Richtervorbehalts oder — bei Gefahr im Verzug —einer
staatsanwaltschaftlichen Anordnung, ist eine lebensnahe und situativ angemessene Re-
aktion einer VP auf unvorhergesehene Entwicklungen nicht mehr moglich. Die VP
miisste sich — um eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation zu vermeiden — ggf. aus der
Situation zuriickziehen. Auch dies ist aber geeignet, bei den Tatverddchtigen Miss-
trauen zu erwecken und mithin das Risiko einer Enttarnung der VP zu erhohen.

— Die Benachrichtigungspflichten in § 101 Absatz 1 und 4 Satz 1 Nummer 9 StPO-E

Die Ausweitung der Benachrichtigungspflicht auf den Einsatz von VP verursacht nicht
nur erheblichen Mehraufwand, sie kann vor allem dazu fithren, dass die Identitét einer
VP nicht mehr geheim gehalten werden kann. Da der oder die Beschuldigte(n), alle
wesentlich Mitbetroffenen sowie Personen, in deren Wohnung sich die VP aufgehalten
hat, zukiinftig grundsitzlich informiert werden sollen, besteht die Gefahr, dass eine VP
im kriminellen Milieu durch das Ausschlussprinzip identifiziert werden kann. Zwar
kann der Zeitpunkt der Benachrichtigung zuriickgestellt werden. Diese Zuriickstellung
wird aber regelméBig und fiir einen sehr langen Zeitraum erforderlich sein. Der hier-
durch verursachte biirokratische Mehraufwand - insbesondere die geméfl § 101 Ab-
satz 6 StPO nach zwdlf Monaten einzuholende richterliche Zustimmung — ist angesichts
des regelmaBig nur so zu verwirklichenden Schutzes der Identitit der VP kaum zu recht-
fertigen.

— Die unklaren gesetzlichen Vorgaben dazu, wer auf welcher Informationsgrundlage
die Zuverldssigkeit einer VP zu priifen hat (§ 110b Absatz 7 StPO-E)

Der Regelung ist schon nicht zu entnehmen, ob die Zuverldssigkeitspriifung durch Po-
lizei, die Staatsanwaltschaft, das Gericht oder etwa kumulativ durch alle drei Stellen zu
erfolgen hat. Unklar ist aber auch, welche Informationen fiir diese Uberpriifung verlangt
werden konnen. § 110b Absatz 10 Satz 1 2. Halbsatz StPO-E legt lediglich fest, dass
Gerichte und Staatsanwaltschaften keine Angaben {iber die Identitdt der VP verlangen
konnen. Unklar bleibt, wie eine solche Zuverlédssigkeitsprognose ohne Kenntnis der
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Identitét der VP mdglich sein soll. Durch eine Erweiterung des Kreises der Kenntnis-
trager wird auch die Gefahr der Ausspihung oder der unbeabsichtigten Offenlegung der
Identitét der VP steigen. Damit erhdht sich das Sicherheitsrisiko. Daher sollte der Ge-
setzgeber klarstellen, dass es allein Aufgabe des polizeilichen VP-Fiihrers ist, die Zu-
verldssigkeit einer VP zu iiberpriifen.

— Der vom Gesetzgeber verfolgte Ansatz, VP grundsétzlich in der Hauptverhandlung
personlich vernehmen zZu lassen (§ 110b Absatz 10 Satz 2
StPO-E)

Nach § 110b Absatz 10 Satz 2 StPO-E kann das Gericht der Hauptsache Angaben ver-
langen, die es ihm ermdglichen, die VP als Zeuge in der Hauptverhandlung zu laden.
Die Vernehmung der VP als Zeuge birgt aber das erhebliche Risiko ihrer Enttarnung,
dem durch die vorhandenen bzw. geplanten Schutzmafinahmen nicht hinreichend be-
gegnet werden kann. Dabei verkennt der Gesetzentwurf auch Sinn und Zweck des Ein-
satzes von VP. Diese sollen nicht selbst Beweismittel sein, sondern Mdglichkeiten er-
offnen, an Beweismittel zu gelangen. Ein ausreichender Schutz von VP vor Enttarnung
wird daher auch zukiinftig nur durch eine vollstindige Sperrerklarung erreicht werden
konnen.

Um die Gemeinhaltung der Identitéit von VP weiterhin gewihrleisten zu kdnnen und
dadurch dieses Ermittlungsinstrument auch kiinftig zu erhalten, bedarf es daher einer
Uberarbeitung der vorgesehenen Regelungen in der Strafprozessordnung.
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Anlage 3
GegenauBerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates

Die Bundesregierung aulert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt:

Die Bundesregierung nimmt die Einwande der Lander in Bezug auf die Praxistauglichkeit ihres
Gesetzentwurfs ernst. Die vorgebrachten Kritikpunkte wurden sorgfaltig erwogen und etwaiger An-
derungsbedarf geprift. Die Bundesregierung teilt die Einschatzung der Lander, wonach der Ein-
satz von V-Personen in bestimmten Kriminalitdtsbereichen ein unverzichtbares Mittel zur Strafver-
folgung ist. Dariber hinaus muss die Identitat von eingesetzten V-Personen geheim gehalten wer-
den. Schlielllich sollen Regelungen zum Einsatz von V-Personen die effektive Strafverfolgung
nicht behindern. Die Bundesregierung erachtet auch unter diesen Gesichtspunkten die Regelun-
gen ihres Gesetzentwurfs fir grundsatzlich angemessen. Gleichwohl wird die Bundesregierung im
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsvorhabens priifen, ob Anderungen oder Klarstellungen an

ihrem Gesetzentwurf erforderlich sind oder Missverstandnisse ausgeraumt werden kénnen.

I.  Zu den Anderungsvorschligen des Bundesrates zu den wesentlichen Elementen

des Gesetzentwurfs der Bundesregierung

1. Zu Nummer 10 -Streichung des Richtervorbehalts (§ 110b Absatz 3 der Straf-

prozessordnung in der Entwurfsfassung [StPO-E])

Der Richtervorbehalt tragt dem Umstand Rechnung, dass der Einsatz von V-Personen je nach
Ausgestaltung des Einsatzes mit schwerwiegenden Grundrechtseingriffen verbunden sein kann
(vergleiche BVerfG, Beschluss vom 16. Dezember 2020 — 2 BvE 4/18 —, BVerfGE 156, 270-335,
Rn. 100 m.w.N.). Wie schwer der Eingriff wiegt, Iasst sich nur am Einzelfall beurteilen. Es kommt
auch auf die genauen Umstande, unter anderem die Dauer eines Einsatzes an. Da diese aber
nicht immer zu Beginn eines Einsatzes vollstadndig absehbar sind, sollen alle Einsatze einer ge-
richtlichen Anordnung bedirfen. Diese gerichtliche Anordnung dient der vorbeugenden Kontrolle

einer heimlichen MalRihahme durch eine neutrale Instanz.

Bei Gefahr im Verzug sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung eine Eilzustandigkeit der
Staatsanwaltschaft (§ 110b Absatz 3 Satz 2 StPO-E) vor. Lasst sich auch die Anordnung der
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Staatsanwaltschaft nicht rechtzeitig einholen, darf der Einsatz auch ohne sie durch die Ermittlungs-
personen der Staatsanwaltschaft angeordnet werden (§ 110b Absatz 3 Satz 3 StPO-E). Dadurch

wird verhindert, dass eilige Ermittlungen behindert werden.

2. Zu Nummer 7 — Anlasstaten (§ 110b Absatz 2 StPO-E)

Nach der Nummer 3 der Anlage D zu den Richtlinien fir das Strafverfahren und das BuRgeldver-
fahren (RiStBV) darf V-Personen bisher Vertraulichkeit nur zugesichert werden, wenn sich die Er-
mittlungen im Bereich der schweren oder wenigstens der mittleren Kriminalitat bewegen. Dort heift
es: ,Die Zusicherung der Vertraulichkeit/Geheimhaltung kommt im Bereich der Schwerkriminalitat,
der Organisierten Kriminalitat, des illegalen Betaubungsmittel- und Waffenhandels, der Falsch-
geldkriminalitdt und der Staatsschutzdelikte in Betracht. Im Bereich der mittleren Kriminalitat be-
darf es einer besonders sorgfaltigen Prifung des Einzelfalles. Die Zusicherung der Vertraulich-
keit/Geheimhaltung wird ausnahmsweise dann in Betracht kommen, wenn durch eine Massierung
gleichartiger Straftaten ein die Erflillung 6ffentlicher Aufgaben oder die Allgemeinheit ernsthaft ge-
fahrdender Schaden eintreten kann. In Verfahren der Bagatellkriminalitdt kommt die Zusicherung

der Vertraulichkeit/Geheimhaltung nicht in Betracht.”

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung orientiert sich eng an diesen Vorgaben der RiStBV. Die
Voraussetzung ,Straftat von erheblicher Bedeutung® stellt sicher, dass V-Personen nicht unterhalb
der Schwelle der mittleren Kriminalitat eingesetzt werden. Nach Nummer 3. 1 Buchstabe b der
Anlage D zu den RiStBV kommt ein Einsatz von V-Personen bei mittlerer Kriminalitat (das heif3t
bei Straftaten von erheblicher Bedeutung) nur ausnahmsweise in Betracht. Diese Einschrankung
findet sich in dem Gesetzentwurf der Bundesregierung in § 110b Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 StPO-
E. Fur eine allgemeine Zulassigkeit bei allen Straftaten von erheblicher Bedeutung wird daher,

insbesondere mit Blick auf die geltende rechtliche Situation, kein Raum gesehen.

3. Zu den Nummern 4, 5, 11 — Kernbereichsschutz (§ 110a Absatz 5 und Absatz 6
StPO-E)

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 9. Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21
aufgezeigt, dass das fir technische MaRnahmen konzipierte Schutzkonzept in § 100d Absatz 1
und 2 StPO allein nicht vollstandig geeignet ist, um beim Einsatz von Verdeckten Ermittlern und
V-Personen den Kernbereich privater Lebensgestaltung angemessen zu schitzen. Zwar kann es

auch beim Einsatz von Verdeckten Ermittlern und V-Personen dazu kommen, dass Informationen
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erhoben werden, die kernbereichsrelevant sind, aber ,[d]arlber hinaus kann eine Interaktion von
verdeckt Ermittelnden und Vertrauenspersonen mit einer Zielperson unter besonderen Vorausset-
zungen bereits als solche den Kernbereich privater Lebensgestaltung beriihren, ohne dass es
noch auf den Inhalt der hierdurch erlangten Informationen ankame* (BVerfG, Beschluss vom 9.
Dezember 2022 — 1 BvR 1345/21, GSZ 2023, Seite 98, Rn. 107). Dies ergibt sich daraus, dass
sich der Staat zwischenmenschliche Beziehungen zum Zweck der Strafverfolgung zu Nutze ma-
chen mdchte und bereits durch diese Interaktion ein Eindringen in den Kernbereich nicht ausge-
schlossen werden kann; zu den Voraussetzungen macht das Gericht nahere Ausflihrungen: ,Je-
denfalls wenn zum Aufbau oder zum Erhalt des notwendigen Vertrauensverhaltnisses intime Be-
ziehungen oder vergleichbar engste personliche Bindungen, die ansonsten nur Familienangeho-
rige, Partner oder allerengste Freunde haben, begriindet oder fortgefiihrt wirden, griffe dies in
aller Regel schon deshalb in den Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson ein, weil
staatlich veranlasst privateste Beziehungen auf tduschungsbedingter Grundlage entstiinden oder
anhielten. Die Zielperson liee sich darauf zwar freiwillig ein, wirde aber im privatesten Bereich
Uber die Motive oder sogar Uber die Identitat inres Gegenulbers getauscht. Bereits dieses irrtums-
befangene Eingehen oder Aufrechterhalten allerengster persdnlicher Beziehungen kann tief in den

Kernbereich der privaten Lebensgestaltung eingreifen. (a.a.0.).

In diesem Kontext hat das Bundesverfassungsgericht genaue Vorgaben gemacht, was der Ge-
setzgeber regeln muss. So heildt es in dem Beschluss: ,Der Gesetzgeber muss den Kernbereichs-
schutz normenklar regeln. Zum einen muss er auf der Ebene der Datenerhebung Vorkehrungen
treffen, die nach Mdglichkeit ausschliefen, dass Kernbereichsinformationen miterfasst werden.
Zum anderen sind auf der Ebene der nachgelagerten Auswertung und Verwertung die Folgen ei-
nes dennoch erfolgten Eindringens in den Kernbereich privater Lebensgestaltung strikt zu mini-
mieren.” (ZD 2023, 346, beck-online). Der Gesetzentwurf der Bundesregierung setzt die Vorgaben

des Bundesverfassungsgerichts um.

4. Zu Nummer 12 — Wortprotokoll (§ 110b Absatz 5 StPO-E)

Die wortliche Protokollierung soll Aussagen von V-Personen besser dokumentieren und besser
uberprifbar machen. Es wird aber auf der anderen Seite auch sichergestellt, dass die Identitat der
V-Person nicht anhand des Wortprotokolls preisgegeben wird, da die genaue Wortwahl Rick-
schlisse auf die Identitat erlauben kann. Dariber hinaus dirfen durch ein Wortprotokoll keine
Ruckschlisse auf geheimhaltungsbedurftige Methoden beim Einsatz von V-Personen gezogen
werden. Daher sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung eine Soll-Vorschrift vor, so dass von

einem Wortprotokoll in begriindeten Ausnahmefallen abgewichen werden kann.



Drucksache 20/11312 -72 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

5. Zu Nummer 16 - Einsatzh6chstdauer (§ 110b Absatz 6 Nummer 2 Buchstabe a
StPO-E)

Durch die grundsatzlich geltende Hochstgrenze von zehn Jahren soll der Einsatz einer V-Person
in einem bestimmten Milieu nicht zu einer Daueraufgabe werden. Das ist auch nicht Ziel des Ein-
satzes von V-Personen. Sie sollen die Strafverfolgungsbehdrden dabei unterstitzen, konkrete

Straftaten moglichst effektiv aufzuklaren.

Dies ist bei der Bemessung der Gesamteinsatzdauer durch die einsetzende Stelle zu beachten.
Auch bei dieser Regelung sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung die notwendige Flexibilitat
vor, so dass V-Personen in begrindeten Ausnahmefallen auch langer als zehn Jahre eingesetzt

werden konnen.

6. Zu Nummer 21 — Schutz der Identitit der V-Person (§ 110b Absatz 10 StPO-E)

Die Wahrung der Vertraulichkeit und die Geheimhaltung der Identitat der V-Personen sind wesent-
lich, um sicherzustellen, dass sich Personen Uberhaupt bereit erklaren, als V-Personen mit den
Strafverfolgungsbehérden zusammenzuarbeiten. Dies fordert die Effektivitat der Strafverfolgung
und ist in bestimmten Deliktsbereichen ein unverzichtbares Mittel, um Straftaten aufklaren zu kon-
nen. Es kann aber Konstellationen geben, in denen Gericht oder Staatsanwaltschaft bestimmte
Angaben Uber die V-Person bendtigen, um ihre gesetzlichen Aufgaben zu erflllen. Hierzu gibt es

bisher keine gesetzlichen Regelungen.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung tragt dem Spannungsverhaltnis gegenlaufiger Interessen
(Schutz der V-Person / Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme und Konfrontationsrecht des Ange-
klagten) durch ein bereits bestehendes und mit diesem Gesetz punktuell erweitertes, abgestuftes
strafprozessuales Instrumentarium des Schutzes der Identitat der V-Person Rechnung. Zusétzlich
zu den in der StPO bestehenden Mdglichkeiten des Schutzes von Zeugen im Hinblick auf die
Maoglichkeiten der Beschrankung von Angaben zur Wohnanschrift nach § 68 Absatz 2, § 200 Ab-
satz 1, § 222 Absatz 1 StPO, der Beschrankung von Angaben zur Person nach § 68 Absatz 3
StPO, der Beschrankung des Fragerechts nach § 68a StPO, des Ausschlusses der Offentlichkeit
nach den §§ 171b, 172 des Gerichtsverfassungsgesetzes, der Mdglichkeit der Entfernung des
Angeklagten nach § 247 StPO sowie der Mdglichkeit der audiovisuellen Vernehmung von Zeugen
(auch unter Verfremdung von Bild und Ton und auch an einem anderen Ort als im Gerichtssaal)
nach § 247a oder § 58a StPO wird mit § 69 Absatz 4 StPO-E eine allgemeine Schutzregelung
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dahingehend geschaffen, dass ein Zeuge, der nach § 68 Absatz 3 StPO seine Identitat nicht of-
fenbaren muss, die Beantwortung von Fragen auch zur Sache verweigern darf, soweit deren wahr-
heitsgemale Beantwortung konkrete Hinweise auf seine Identitat enthalten wirde. Hierbei ist auch
eine Kombination von mehreren Mallnahmen zu erwagen, wie beispielsweise die audiovisuelle
Vernehmung eines Zeugen an einem anderen Ort unter Verfremdung von Bild und Ton und unter
Anwendung des Auskunftsverweigerungsrechts nach § 69 Absatz 4 StPO-E. Weiter soll, wenn der
Schutz einer V-Person durch diese Malinahmen nicht gewahrleistet werden kann, die Ubermittlung
von Angaben zu der V-Person an das Gericht verweigert werden dirfen. Die Regelung fihrt zu

mehr Klarheit bei den Rechtsanwendern.

7. Zu Nummer 1 - Benachrichtigung (§ 101 Absatz 5 StPO)

§ 101 Absatz 5 StPO regelt die Benachrichtigung von Betroffenen bei verdeckten strafprozessua-
len ErmittlungsmalRnahmen. Die Moglichkeit der nachtraglichen Benachrichtigung dient als wichti-
ger rechtsstaatlicher Ausgleich fir heimliches Agieren des Staates. Da es sich bei dem Einsatz
von V-Personen um eine verdeckte Mallhahme handelt, sieht der Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung auch hierflir Benachrichtigungspflichten vor. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung re-
gelt aber auch spezifische Ausnahmen von den Benachrichtigungspflichten beim Einsatz von V-
Personen, die zum Teil erheblich weiter gehen als bei anderen verdeckten ErmittlungsmalRnahmen
(zum Beispiel den Entfall der Benachrichtigungspflicht zum Schutz der weiteren Verwendung der

V-Person).

8. Zu den Nummern 22, 23, 24, 25 — Verleiten zu einer Straftat und rechtsstaatswid-
rige Tatprovokation (§ 110c StPO-E)

Zu Nummer 22: § 110c StPO gilt nicht fur das Agieren von Nicht-offen-ermittelnden Polizeibeam-

ten.

Zu Nummer 23: Verdeckte Ermittler oder V-Personen dirfen nicht das Risiko eingehen, an Straf-
taten gegen hochstpersonliche Rechtsgiter mitzuwirken. Denn in diesen Fallen kann ein Schaden

entstehen, der sich nicht durch einen finanziellen Wertersatz wieder gut machen liel3e.

Zu Nummer 24: Durch den im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehenen Richtervorbehalt
fir das Verleiten zu einer Straftat sollen die Einschatzungen der Strafverfolgungsbehérden einer
unabhangigen Prifung unterzogen werden. Der EGMR halt eine justizielle Aufsicht fur die ange-
messenste Kontrollform (EGMR, 4. November 2010 — 18757/06 Rn. 49f. — Bannikova; EGMR
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4. April 2017 — 2742/12 Rn. 124 — Matanovi¢). Dadurch kénnten Behdrden auch im Nachhinein am
besten darlegen, dass ein Verleiten zulassig war und es sich nicht um eine rechtsstaatswidrige
Provokation handelt. Auch flr eilbedlrfte Entscheidungen enthalt der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung eine Regelung. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung durch die Staatsanwaltschaft
getroffen werden. Wird sie nicht innerhalb von drei Werktagen von dem Gericht bestatigt, tritt sie

aulRer Kraft.

§ 110c Absatz 3 Satz 1 StPO-E regelt, dass eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation in Bezug auf
die provozierte Tat zu einem Verfahrenshindernis in dem Verfahren gegen den Beschuldigten
fuhrt, der zu der Tat provoziert wurde. § 110c Absatz 3 Satz 1 StPO-E setzt somit die Rechtspre-
chung des EGMR (vergleiche EGMR Urteil vom 15. Oktober 2020 — 40495/15, 40913/15, 37273/15
— Akbay u.a. /Deutschland) und die neuere Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH, Urteil
vom 16. Dezember 2021 — 1 StR 197/21, BeckRS 2021, 42005) um, wonach eine rechtsstaatwid-
rige Tatprovokation zu einem Verfahrenshindernis fiihrt. Danach ist bei Vorliegen einer rechts-
staatswidrigen Tatprovokation kein Raum fir Lésungen auf Ebene der Strafzumessung (siehe
auch Jahn / Gazeas / Hibner: - StV 2023, Seite 415 mit weiteren Nachweisen). In konsequenter
Umsetzung der Rechtsprechung des EGMR darf niemand fir eine Tat bestraft werden, die auf
eine rechtsstaatswidrige Provokation durch eine staatliche Behérde zurickzufihren ist. Dahinter
steht der Gedanke, dass es nicht Aufgabe des Staates sein kann, seine Burger zu Straftaten zu
drangen. Auch wenn das Unrecht der begangenen Tat durch die Anstiftung nicht entfallt, hat der
Staat seinen Strafanspruch durch die unzulassige Einflussnahme verwirkt. Der BGH hat sich zwar
in seiner neueren Rechtsprechung der Rechtsprechung des EGMR in solchen Fallen angenahert.
Eine rechtliche Regelung ist jedoch wichtig, um rechtliche Klarheit zu schaffen. SchlieRlich zeigt
die Begrindung der Stellungnahme des Bundesrates, dass teilweise noch vertreten wird, dass
eine rechtsstaatswidrige Tatprovokation auf der Ebene der Strafzumessung geldst werden kdnnte,

was eindeutig den Vorgaben des EGMR zu widerlauft.

Zu Nummer 25: Eine Vermdgensabschdpfung des fur und durch die Tat Erlangten ist bereits nach
geltendem Recht durch eine selbstéandige Einziehung auch dann méglich, wenn ein Verfahrenshin-

dernis vorliegt, § 76a des Strafgesetzbuches.
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Il.  Zu den weiteren Anderungsvorschligen des Bundesrates

1. Zu Nummer 3 — ,,Cannabis“ (§ 110a Absatz 2 Nummer 1 StPO und § 110b Absatz
2 Nummer 1 StPO-E)

Die Bundesregierung stimmt zu, dass in § 110a Absatz 2 Nummer 1 StPO der Cannabisverkehr
aufgenommen werden muss. Erganzend ist der Cannabisverkehr in § 110b Absatz 2 Nummer 1
StPO-E aufzunehmen. Anpassungen sind in der StPO uberall dort veranlasst, wo bisher nur Be-
tdubungsmittelverkehr, wie beispielsweise in § 98a Absatz 1 Nummer 1 StPO, erwahnt wird. Die
Bundesregierung wird dies im weiteren Verfahren aufgreifen.

2. Zu Nummer 15 — Strafbare Tatbeteiligung (§ 110b Absatz 8 Satz 2 StPO-E)

Die Bundesregierung prift eine gesetzliche Klarstellung, dass nur die strafbare Beteiligung an der
Tat zum Ende des Einsatzes fiihren kann. Allerdings wird dies bereits in der Begriindung des Ge-
setzentwurfs erlautert, wo es zur Beteiligung heif’t: ,Erfasst wird sowohl eine Mittaterschaft als

auch eine Teilnahme an der Tat".

3. Zu Nummer 6 — Definition V-Person (§ 110b Absatz 1 StPO-E)

Die Bundesregierung pruft aulRerdem, ob in § 110b Absatz 1 StPO-E nach den Wértern ,Personen,
die keiner* das Wort ,deutschen® einzufligen ist, um weiterhin zu ermdglichen, dass Beamte aus-
landischer Ermittlungsbehoérden bei Tatigwerden fir deutsche Strafverfolgungsbehdérden als V-

Personen eingestuft werden kénnen.



	Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Einsatzes von Verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen sowie zur Tatprovokation 
	Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
	Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 



